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Redaktionelle Vorbemerkung 


»National befreite Zonen« — was sie in der rechtsextremen 
Vorstellungswelt per definitionem sein sollen und was sie 
im ostdeutschen Alltag schließlich bedeuten, sind der 
Schwerpunkt der dritten Ausgabe des Bulletins. 

Ich danke an dieser Stelle allen Autoren sowie den Redak- 
tionen der »taz« und der »Süddeutschen Zeitung«, die uns 
freundlich und unbürokratisch die Genehmigung zum 
Nachdruck zweier Artikel erteilt haben. Wir bedanken uns 
für die großzügige Unterstützung bei der Hans-Böckler- 
Stiftung. Besonderer Dank gilt der Freudenberg Stiftung, 
der Deutschen Kinder- und Jugendstiftung und der Cor- 
nelsen-Stiftung Lehren und Lernen für ihre Unterstützung. 
Sylke Kirschnick 


Solidarität neu denken 

Statement auf dem 2. Gesprächs- und Diskussionsforum 
der Theodor-Heuss-Stiftung zum Thema »Solidarität neu 
denken und gestalten«, November 1997 


Anetta Kahane 


Bevor wir über Neue Solidarität reden, lassen sie mich 
bitte ein paar Worte über die Situation im Osten sagen. 
Man hört einiges über rechte Randalierer in den Neuen 
Ländern. Fragmentarisch, stückweise, separiert voneinan- 
der: Vorfälle auf dem Kirchentag in Leipzig, bei der Bun- 
deswehr in Thüringen, auf den Zeltplätzen in Mecklen- 
burg-Vorpommern werden nie zusammen gesehen oder 
gedacht. Auf Befragung von Polizisten und Lehrern in 
Brandenburg schätzen sie ein, daß über 90 % der Jugend- 
lichen dort rechtsextrem orientiert sind. Es fällt nicht mehr 
auf, wenn es fast alle sind. Ganze Gebiete werden »natio- 
nal befreite Zonen« genannt. Es handelt sich hier um eine 
kulturelle und völkische Bewegung, die eingeschleifte und 
von der Gesellschaft akzeptierte Zusammenhänge zwi- 
schen sozialen Problemen und Fremdenhaß demagogisch 
nutzt. Sie wird aus vielen Gründen vom Westen nicht wahr- 
genommen - einer der einfachsten ist, daß diese kulturelle 
Bewegung keinerlei Einfluß auf Wahlergebnisse hat und 
die noch immer als Gradmesser politischen Handelns ge- 
sehen werden. Welch ein Irrtum! 


Gerade vor ein paar Tagen hat sich die rechtsextreme 
Gruppierung »Die Nationalen e. V.« aufgelöst. Sie tat es 
mit der Begründung, daß ihr Ziel, in die Alltagskultur der 
Neuen Länder einzudringen und sie entscheidend zu be- 
stimmen, gelungen sei. Ein gut funktionierendes Netz in- 
formeller, lokal auftretender, nicht »organisierter« Kame- 
radschaften sei aufgebaut worden und wird die Ziele weiter 
verfolgen. Auf diese Weise entziehen sich rechtsextreme 
Gruppen der Erfassung durch Behörden wie dem Staats- 
schutz und werden so auch für die Wahrnehmung durch 
den Westen unsichtbar. 


Vor mir liegt eine Chronik von Gewalttaten mit rechtsextre- 
men Hintergrund, die gegen Ausländer, schwarze Deut- 
sche, gegen Obdachlose. gegen Jugendliche mit bunten 


Haaren, gegen einen jüdischen Friedhof und anderes ge- 
richtet sind. An diese Chronik hat man sich schon gewöhnt 
und ist geneigt, sie als normale Alltagskultur in Ostdeutsch- 
land hinzunehmen. Obwohl es in den seltensten Fällen zu 
einer Reflexion des Problems führt, scheuen viele West- 
deutsche gewissermaßen instinktiv davor zurück, den Ost- 
teil des Landes mit ausländischen oder fremd aussehen- 
den Freunden zu besuchen. 


In Ostdeutschland hat sich, um es mit anderen Worten zu 
sagen, eine Kontrastgesellschaft herausgebildet, die in ihren 
Werten völkisch und rechtsextrem orientiert ist. Sie braucht 
keine Parteien oder andere politische Organisationsfor- 
men, sondern wirkt gewissermaßen parallel zum norma- 
len und öffentlichen gesellschaftlichen Leben. Die Kon- 
trastgesellschaft liegt wie eine Schatten direkt neben der 
öffentlichen und wirkt, da sie keineswegs geheim ist, in 
den Alltag — auch in den politischen und Verwaltungsall- 
tag — unmittelbar hinein. Hierzu gab es in der DDR eben- 
falls eine Tradition: es war selbstverständlich, sich im Pri- 
vaten anders zu äußern als im Öffentlichen. 


Bei allen Bemühungen, die wir heute entwickeln, Solida- 
rität, neu zu denken und neue Strukturen aufzubauen, dür- 
fen wir nicht vergessen, daß es so etwas wie eine Zivilge- 
sellschaft in Ostdeutschland noch gar nicht geben kann. 
Im Westen hat ihre Entwicklung viel Mühe und 50 Jahre 
Arbeit gekostet. Bei Treffen europäischer Stiftungen habe 
ich neulich mit der Geschäftsführerin des Civil Society In- 
stitutes, Frau Konzc, gesprochen und ihr von unserer Si- 
tuation erzählt. Natürlich ist die Situation in Ostdeutsch- 
land der in der Umgebung des Balaton ähnlicher als der 
am Starnberger See. Niemand zweifelt, daß in Ungarn, 
Polen, Tschechien etc. die Zivilgesellschaft Entwicklungs- 
möglichkeiten braucht. Nur in Ostdeutschland, sagte Frau 
Konzc, haben wir uns schon gewundert, scheint es ganz 
von allein zu gehen. 


Es bedarf in Westdeutschland der Aufmerksamkeit für un- 
ser Problem. Es wird viel nachgedacht und getan, um neue 
Formen von Solidarität zu entwickeln. Die Probleme bei 
Beschäftigung, Ausbildung, bei sozialer Kohäsion und 
ähnlichem drängen danach. Es braucht kleine Formen ge- 
genseitiger Hilfe, Selbsthilfefirmen, Tauschringe, Vermitt- 
lung von Ehrenamt und vieles mehr. All das setzt jedoch 
eine solide Basis zivilgesellschaftlichen Handelns in den 
Kommunen voraus. Doch was, wenn es sie nicht gibt? 


Unser Bemühen muß immer und mit schärfster Klarheit 
darauf gerichtet sein, bei jeder Aktivität um Demokrati- 
sches, Zivilgesellschaftliches und Interkulturelles als In- 
halt und Ziel zu beharren. Bitte, sehen Sie nicht nur die 
Flasche, das Gefäß, das kleine, interessante, kommunale 
Projekt. Sehen Sie nicht nur das. was mit dem Wort com- 
munity based so elegant beschrieben ist, sondern achten 
Sie auf den Geist, der in dieser Flasche steckt. Er kann - 
und ist es oft schon -, auf der Grundlage des Bedürfnisses 
nach Gemeinschaft in seinem Wesen völkisch sein. 


Wofür brauchen wir Solidarität? Für die kritische Prüfung 
dieses Verhältnisses von Geist und Flasche. Nehmen Sıe 


bitte aus Furcht vor Stigmatisierung des Ostens keine fal- 
sche Rücksicht, die Wahrnehmung und Engagement ver- 
stellen. Wo immer ein Mangel an Zivilität zu erkennen ist, 
muß er aufgedeckt werden. Wir brauchen Solidarität für 
diejenigen, die versuchen, den völkischen Entwicklungen 
Einhalt zu gebieten. Wo, wenn nicht hier, können wir in 
den neuen Bundesländern Partner und Verbündete finden, 
die bereit sind, mit Präzision auf dem Unterschied zwi- 
schen Volksgemeinschaft und Zivilgesellschaft zu beste- 
hen? 


Lassen Sie mich bitte als letztes noch eine Bemerkung 
machen. Es ist an der Zeit, auch einen anderen Schritt 
neuer Solidarität innerhalb der deutschen Gesellschaft nach- 
zuholen. In beide Richtungen - nach Ost und West - muß 
endlich eines deutlich gesagt werden: die Wiedervereini- 
gung hat nicht nur zwischen den Volksdeutschen aus Ost 
und West stattgefunden - sondern auch mit den verschie- 
densten in Deutschland lebenden Minderheiten, mit Tür- 
ken, Griechen, Spaniern, Sinti und Roma, mit Juden aus 
Rußland oder sonstwoher. Dazu muß sich besonders die 
Politik, gerade wenn es um das Thema Innere Sicherheit 
geht, auch vom Westen her bekennen und die völkische 
Stimmung in Ostdeutschland nicht als heimliche Reserve- 
armee für die Durchsetzung antiliberaler Verordnungen 
und Gesetzgebungen mißbrauchen. 


»Unser Kampf ist national« 


Margitta-Sybille Fahr 


Eine Mischform zwischen der kämpfenden Truppe und 
den lokal verorteten Gruppen bildete das rechtsterroristi- 
sche Werwolf Jagd- und Sturmkommando, das im Oktober 
1996 ausgehoben wurde. Die Gruppe bestand aus acht 
männlichen Mitgliedern im Alter von 16 bis 29 Jahren und 
einem 15jährigen Mädchen aus Berlin und dem Umland. 
Wehrsportübungen waren organisiert, Straftaten begangen 
und »weitere schwerwiegende Taten geplant« worden. Bei 
der Durchsuchung wurden u.a. Sprengvorrichtungen, 
Sprengstoff, Anleitungen zum Bau von Sprengsätzen, eine 
Vielzahl von Waffen, Tarnbekleidung gefunden. Der An- 
führer der Gruppe war erst kurz zuvor wegen des Versto- 
Bes gegen das Kriegswaffenkontrollgesetz zu einer mehr- 
jährigen Haftstrafe verurteilt worden. Ein Kommentar zu 
der Tatsache, daß im August bereits »durch den Kriminal- 
polizeilichen Staatsschutz bei zwei der Beschuldigte meh- 
rere Sprengsätze, Munition und Propagandamaterial be- 
schlagnahmt« worden waren, erübrigt sich wohl ... 


Bei mobilen Trupps, die sich spontan im Umfeld einer 
Aktion bilden und höchstens temporär Ansätze einer 
Strukturierung bilden, handelt es sich in der Regel um 
»Trittbrettfahrer« mit rechtsorientierten, aber noch diffu- 
sen politischen Zielstellungen. Sie können die Dynamik 
eines Ereignisses entscheidend beeinflussen, denn sie rea- 
gieren spontan und mit einer erheblich höheren Gewaltbe- 
reitschaft, weil bei ihnen keine Hemmschwellen durch 
gruppenspezifische Unterordnungsverhältnisse ausgebil- 


det sind. Die selbsternannten Kämpfer dieser Ebene treten 
besonders gern und häufig in uniformähnlicher Beklei- 
dung auf. Die Ausrüstung ist legal erhältlich und reicht 
von Wehrmachts-, SS- und SA-Uniformteilen (auf Waf- 
fenbörsen und in Fachzeitschriften im Angebot) bis hin zu 
NVA-Uniformen und Militaria aller Art. Waffenfunde, 
wie bei den Durchsuchungen anläßlich der mißglückten 
Reise von Berliner Rechtsextremisten zur Kundgebung 
gegen die Wehrmachtsausstellung am I. März 1997. sind 
typisch. 


Wer is’n Busse? 

Symptomatisch für die neue Struktur des Rechtsextremis- 
mus ist, daß die Altkader der nationalsozialistischen Front 
wie z.B. Friedhelm Busse und SS-Sigei von der FAP. 
Christian Worch von der Nationalen Liste oder Heinz Reisz 
aus dem engeren Kreis um Michael Kühnen in der gegen- 
wärtigen Szene bei den Kameraden vor Ort keine Rolle 
mehr spielen. Sie gehören einer anderen Generation an und 
sind höchstens in den Mythen und Legenden noch präsent. 
Der Rechtsextremist Ulli Boldt übergab seine Verantwor- 
tung für das Berliner »Nationale Infotelefon« an den lang- 
jährigen Aktivisten der Jungen Nationaldemokraten, An- 
dreas Storr. Dieser personeller Wechsel ist der Szene 
ziemlich egal. Justament eben jener Andreas Storr hielt 
am 15.2.1997 aus der S-Bahntür an der Station Wunhletal 
in Berlin-Hellersdorf seine helfende Hand heraus. Rein 
zufällig liefen Vertreter und Sympathisanten der Jungen 
Nationaldemokraten zur gleichen Zeit auf wie die Teil- 
nehmer der Abschlußkundgebung (obgleich die rechte Ver- 
anstaltung in Karow, nordwestlich von Berlin, stattfand). 
Das hat natürlich Folgen für das Identitätsbewußtsein der 
beteiligten Kämpfer. Aus eigener Erfahrung weiß ich, daß 
sowohl Verfassungsschutz als auch polizeilicher Staats- 

schutz die Aktivisten der Szene bei angemeldeten Veran- 

staltungen immer ab deren Haustür observieren. Man kann 

also davon ausgehen, daß dies auch am Tag der Hellers- 

dorfer Demonstration so geschehen ist. Schlußfolgerung: 

Man hat die Rechten gezielt Provozieren lassen, weil eine 

Konfrontation ins politische Kalkil paßte. Folgerichtig 

solidarisierte sich am Abend in der SFB-Abendschau In- 

nensenator Schönbohm mit den Jungen Nationaldemokra- 

ten. Dieser verbale Schulterschluß ermuti gte Storr noch ZU- 

sätzlich zu Strafanträgen gegen die PDS-Mitglieder Petra 


Pau, Gregor Gysi und Uwe Klett, u.a. wegen mehrfachen 
versuchten Mordes (!). 


»Schafft (national) befreite Zonen!« 

Lokal verortete Strukturen und ein anpolitisiertes rechteS 
Umfeld sind unmittelbar zuständig für die Schaffung SO- 
genannter »national befreiter Zonen«. Eine solche »Zone« 
kann ein Jugendklub sein, ein Mietshaus, ein Kiez, ein 
Dorf, ein Stadtteil usw. Wichtig ist die Schaffung einer 
Gegenmacht, der Hegemonie in einem bestimmten Terri- 
torium. Dazu heißt es in einem nationalrevolutionären 
Konzeptpapier: »Wir müssen Freiräume schaffen, in denen 
wir faktisch die Macht ausüben, in denen wir sanktions- 
fähig sind, d.h. wir bestrafen Abweichler und Feinde, wir 


s 


unterstützen Kampfgefährtinnen und -gefährten, wir hel- 


fen unterdrückten, ausgegrenzten und verfolgten Mitbür- 
gern. Das System, der Staat und seine Büttel werden in 
der konkreten Lebensgestaltung der politischen Aktivisten 
der Stadt zweitrangig. Entscheidender wird das Verhalten 
derer sein, die für die Sache des Volkes kämpfen, unwich- 
tig wird das Gezappel der Systemzwerge sein. Wir sind 
drinnen, der Staat bleibt draußen.« (vgl. Rubrik »Aus dem 
Thule-Netz« in der vorliegenden Ausgabe) Hinter diesem 
Konzept steckt, von vielen rechtsorientierten und rechts 
anpolitisierten Jugendlichen unbemerkt, das Prinzip der 
Kulturrevolution von rechts. Im Sinne rechter Aufhebung 
der Revolutionstheorie von Antonio Gramsci', der entge- 
gen dem Leninschen Revolutionsmodell davon ausging, 
daß in einer entwickelten Gesellschaft die Revolution nicht 
durch einen gewaltsamen Umsturz, sondern durch eine 
Umwertung aller Wertsysteme und deren Verankerung in 
der Bevölkerung, durch den direkten Einfluß auf den 
Überbau (Kultur und Ideen) durchgeführt werden müsse, 
tobt der Kampf bereits. Von der Öffentlichkeit wird er ent- 
weder gar nicht wahrgenommen oder nicht als das er- 
kannt, was er ist. Und er tobt hauptsächlich in den neuen 
Bundesländern, entsprechend der Konzeption, daß natio- 
nal »befreite Zonen in erster Linie in Mitteldeutschland zu 
schaffen sind.« 


»Come together in Rostock« 

Einen ersten Eindruck von der Realität militant national 
befreiter Zonen vermittelten die Pogrome im Zusammen- 
hang mit der Sozialen Bewegung gegen Ausländer in den 
Jahren 1991-94. Hoyerswerda, Rostock-Lichtenhagen und 
Dolgenbrodt weisen Gemeinsamkeiten auf: Der propa- 
gierte Kampf »um die Herzen und Hirne der Menschen« 
führte zur Etablierung einer lokalen Gegenmacht. Der 
Staat gab zeitweise sein Machtmonopol ab, nachdem er 
mit Hilfe der sogenannten »Asyldebatte« einen fruchtba- 
ren Nährboden für ausländerfeindliche Aktivitäten bis hin 
zu Brandstiftung, Mord und Totschlag bereitet hatte. 
Rechtsextremisten und »normale Bürger« interagierten auf 
der Basis eines kleinen gemeinsamen Vielfachen — und 
zwar in Massen. Vor diesem Hintergrund ist es einfach 
empörend, wenn sich Dolgenbrodts Bürgermeister am 
15. Mai 1997 hinstellt und immer noch von »vier Einzel- 
tätern« spricht. Wenige Monate nach dem Brandanschlag 
erzählte mir ein Brandenburger Staatsschützer, daß man 
wohl von der bezahlten Straftat wisse, die Beweislage 
aber schlecht sei. Dementsprechend lange dauerte es, bis 
das schwächste Glied in der Kette der Verschwörer in Ge- 
stalt eines berühmt-berüchtigten Rechtsextremisten riß 
und der Ku-Klux-Klan-Verbindungsmann und bekennende 
Neo-Nationalsozialist im Angesicht einer eigenen drohen- 
den mehrjährigen Haftstrafe plauderte. Übrigen wurde ein 
ähnliches Szenario wie in Dolgenbrodt 1992 im Berliner 
Stadtbezirk Mitte angedacht, als Anwohner eines geplan- 
ten Asylbewerberheimes schon »für Rechte« Geld sam- 
meln wollten. In dem verkommenen Altbau wurde dann 
jedoch ein Obdachlosenheim eingerichtet. 


I Antonio Gramsci: geb. 1891. Generalsekretär der KP Italiens. unter 
Mussolini zu 20 Jahren Haft verurteilt. 1937 im Gefängnis an Tbc gest. 


Für die extreme Rechte war die Soziale Bewegung gegen 
Ausländer ideale Grundlage für die Verankerung rechter 
Ideologiefragmente in der Alltagskultur und Lebensweise 
der Menschen. An das Feindbild »Ausländer« wurden in 
erschreckendem Maße antidemokratische Tendenzen an- 
geheftet wie zum Beispiel: 

° »Der Staat«, d.h. Parlamentarier und Politiker vor Ort 
kümmerten sich nicht mehr um die Probleme der Deut- 
schen; das System sei unfähig 

° Es müßten mit harter Hand Recht und Ordnung wieder- 
hergestellt werden, sonst nähmen Ausländerkriminalität, 
Drogenhandel und Prostitution weiter zu 

° Zwangsarbeitsdienst und Arbeitslager für Asylbewerber 
werden gefordert. 


Unmittelbar mit dem Feinbild »Ausländer« wird das Feind- 
bild sogenannter »MUKU-Freunde« (MUKU=multikultu- 
rell) verbunden. Terroranschläge wie die Briefbombenan- 
schläge in Österreich verdeutlichen, welches Haßpotential 
in diesem Bereich aufgebaut wird. In den letzten Monaten 
beklagen die Brandenburger Kirchenkreise zunehmend 
Angriffe, Drohungen und Schmierereien von rechts. In 
Fürstenwalde überfiel eine Gruppe rechtsextrem orientier- 
ter Jugendlicher mit Ketten bewaffnet eine Kirchenein- 
richtung, wenige Tage später überfiel eine andere Gruppe 
in Fürstenwalde eine libanesische Flüchtlingsfamilie nach 
einer Veranstaltung der Kirche. 


Die Vorherrschaft in den Herzen und Köpfen 

In der zweiten Reihe hinter dem offenen, militanten Kampf 
steht der unbemerkt verlaufende metapolitische Kampf 
um die kulturelle Gegenmacht. Diese Form des Kampfes 
ist selten mit einer unmittelbaren politischen Botschaft 
verbunden. Die rechten Strategen wissen, daß die schlei- 
chende kulturelle Subversion umso wirkungsvoller ist, je 
länger man sie nicht als politisch intendiert erkennt. Die 
langsame Verschiebung des Wertesystems ist am besten 
abzulesen an der Entwicklung der Situation in kleinen, 
überschaubaren Orten, Wohngebieten, Kiezen, Lokalen. 
Indikator sind die Jugendklubs, die besonders heftig um- 
kämpft werden. Wortführer der Revolution von rechts be- 
tonen immer wieder, wie wichtig es ist, die Jugend zu ge- 
winnen. Nicht nur, weil sie in altbekannter Binsenweisheit 
die Zukunft darstellt, sondern weil Jugendliche und junge 
Erwachsene rechte Denk- und Verhaltensmuster in ihren 
Alltag tragen: in die Familie. die Schule, die Berufsschule, 
an den Arbeitsplatz. Da politisch motivierte Gewalt vor al- 
lem in der Familie und am Arbeitsplatz absolut Tabu ist. 
werden die Einstellungsmuster von der Umgebung sehr 
bald relativiert. Im Ergebnis erlebt man, daß selbst Lehrer 
und Sozialpädagogen Argumente und Argumentationsket- 
ten ıhrer Klientel übernehmen. ohne diese noch als rechts 
zu klassifizieren! 


Der Streit um die kulturelle Hegemonie 

»Treptow in Flammen« 

Werden Jugendklubs erst einmal durch rechtsorientierte 
Jugendliche beherrscht. drängen sie das andere Publikum 
hinaus. In ländlichen Bereichen werden durch diesen Pro- 
zeß zahlreiche Mitläufer gewonnen. die Angst haben, durch 
das soziale Raster der Gemeinschaft zu fallen. Der Anpas- 


sungsdruck führt häufig zum »Proselytensyndrom«, d.h. 
die Mitläufer glauben, ihre Konformität durch besondere 
Radikalität und Schlägerhärte beweisen zu müssen. Ange- 
reichert wird diese diffuse Szene oft noch durch krimi- 
nelle Einsprengsel. Auto-, Zigarettenschiebereien, Dieb- 
stähle, Raub, Mädchen- und Waffenhandel, Schutzgelder- 
pressung und Drogenhandel treten in diesem Kontext auf. 
Mit dem sonst in Gänze den Ausländern zugeschobenen 
Drogenhandel wird durchaus auch die Kriegskasse aufge- 
bessert. So konnte die Nationalistische Front 1992 einer- 
seits die Einführung der Todesstrafe für Drogenhändler 
fordern, während andererseits in einem nordostbranden- 
burger Kreisverband von Funktionären und Anhängern 
ungeniert mit Haschisch und LSD gedealt wurde. 


Der Kampf um die kulturelle Hegemonie vollzieht sich im 
Augenblick sichtbar im Berliner Stadtteil Treptow. In die- 
sem Stadtbezirk tummelte sich bereits lange vor der 
»Wende« eine aktive rechte Szene, die schon Kontakte zu 
rechtsextremen Parteien (FAP, Nationalistische Front) in 
Westberlin und zu Partnergruppierungen im Speckgürtel 
südöstlich von Berlin (Kreis Königs Wusterhausen) pflegte. 
Bei den ersten Wahlen 1990 kandidierte ein Szeneaktivist 
für die NPD, der heute für Die Nationalen e.V, arbeitet. 
Die Kameradschaft Treptow entspricht in ihren Strukturen 
im wesentlichen der Kadersituation der verbotenen FAP 
und der Nationalistischen Front sowie der Anhängerschar 
der Jungen Nationaldemokraten. Jugendklubs, die sich 
nicht dem massiven Ansturm von rechts beugen, laufen 
Gefahr, abgefackelt zu werden wie der Jugendklub »Ger- 
ard Philipp« zu Ostern 1995. Die Täter sind gerade zu 
Haft- bzw. Bewährungsstrafen verurteilt worden. Bei ihnen 
erzeugten rechtsextremes Gedankengut und ein offenbar kri- 
mineller Hang zum Zündeln eine gefährliche Mischung. 
Nur durch hohen persönlichen Einsatz können die gegen- 
wärtig betroffenen Treptower Klubteams die totale Über- 
nahme durch Rechtsextremisten und rechtsextrem orien- 
tierte Jugendliche verhindern. Den Anfang in diesem Pro- 
zeß machen in der Regel kleine Provokationen: die Normen 
werden gebrochen, rechtsextreme Musik abgespielt, aus- 
länderfeindliche Parolen gerufen, T-Shirts mit Symbolen 
aus der Szene, Aufnäher und Anstecker getragen, Aufkle- 
ber geklebt, Andersdenkende eingeschüchtert. Nach dem 
Klubbesuch und am Wochenende zieht das Jungvolk los, 
um »linke Zecken« und Ausländer aufzuklatschen. Mit 
von der Partie sind Baseballschläger, deren Spitzen mit 
Nägeln aufmunitioniert worden sind. Über diese Aktionen 
wird dem Klubpersonal und den anderen Besuchern be- 
richtet, sie werden also zu Mit-Wissern gemacht. Indem 
Prügelorgien außerhalb des Objektes vorher angekündigt 
werden, wird getestet, inwieweit sich Andersdenkende zu 
Komplizen machen lassen. Die Kontrolle seitens der Rech- 
ten geht so weit, daß beispielsweise ein Funktionär der 
Kameradschaft Treptow mit blütenweißem Oberhemd und 
schwarzer Hose aus seinem PKW steigt, wortlos den Klub 
begutachtet, den eingeschalteten Fernsehkanal und das 
Publikum registriert, hinausgeht, sich (sichtbar für alle) 
Notizen macht und abfährt. Die Treptower Klubteams stel- 
len sich dem Angriff von rechts, in ländlichen Regionen 
ist die Entscheidung oftmals längst zu Gunsten der Feinde 
der Demokratie gefallen. 
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Katalysator Rechtsrock 

»Man kann halt mit Musik neue Leute heranziehen. Und 
wenn man die Leute erst einmal hat. dann kann man die 
Leute formen. Die Musik als solche kann man vergessen, 
aber um Leute anzusprechen, halt ich sie für hervorra- 
gend.« Sascha Wagner, Spitzenfunktionär der Jungen Na- 
tionaldemokraten und Organisator von Konzerten für die 
rechte Szene, weiß, wovon er spricht. Der sogenannte 
Rechtsrock fungiert als Katalysator im Kampf um die kul- 
turelle Hegemonie. Musikalisch erscheint er in den unter- 
schiedlichsten Fagetten: als Punkrock, Oi!-Musik. Heavy 
Metal oder in Gestalt von Rockballaden. Kult- und Märty- 
rerstatus hat die britische Band »Skrewdriver«, die das 
Konzept des Ideologietransfers durch Rockmusik welt- 
weit erfolgreich initialisiert hat. 

Der letzte Auftritt von »Skrewdriver« in Deutschland fand 
am 10. Juli 1993 in Waiblingen statt. Dort spielten Ian 
Stuart Donaldson und seine Mannen vor etwa 400 Zuhö- 
rern auf einem »musikalischen Grillfest«. Weni ge Wochen 
später, am 24. September, verunglückte der 35jährige Ian 
Stuart bei einem Autounfall und erlag im Krankenhaus 
seinen schweren Verletzungen. An den darauffolgenden 
Wochenenden spielten Polizisten und Dutzende angerei- 
ster Skinheads aus allen Bundesländern in Stuttgart und 
im badischen Singen stundenlang Räuber und Gendarm. 
Anlaß waren geplante Gedenkkonzerte für »den aktivsten 
nationalistischen Liedermacher der Welt«. Stuarts tödli- 
cher Unfall ist heute Gegenstand moderner Sagen- und 
Legendenbildung: Ian Stuart sei ermordet worden, alle 
vier Reifen des Fahrzeuges sejen gleichzeitig geplatzt, 
weil »man« Krallen ausgelegt oder die Reifen mit einem 
anderen Gas gefüllt hatte. »Man« sind wahlweise Vertre- 
ter der Zionistischen Weltverschwörung, des britischen 
Geheimdienstes oder der Antifa. 


»Für das Blut und die Ehre, für das Blut und den Stolz« 

Seit ihrer Gründung 1977 konnten sich »Skrewdriver« zü- 
gig an die Spitze der rechten Musikszene spielen. Dabei 
verkauften sie die meisten Tonträger nicht im britischen 
Mutterland, sondern in Schweden und Deutschland, wo 
sie bei dem Brühler Label Rock-O-Rama unter Vertrag 
standen. Nicht weniger erfolgreich bewegten sich Band 
und Frontmann innerhalb der ultrarechten britischen und 
nordirischen Politszene. Die Rechtsrocker waren personell 
und funktionell eng verflochten mit der National Front, 
der British National Party (BNP), der konspirativ arbeiten- 
den Kaderorganisation British Movement, der Terrororga- 
nisation Combat 18 (Kampfgruppe 1. und 8. Buchstabe 
des Alphabets = A[dolf] H[itler]). Ian Stuart, Sohn kleiner 
Mittelständler aus der Nähe von Blackpool, wurde Partei- 
organisator der National Front und für seine hervorragende 
Mitgliederwerbung im Herzen Londons ausgezeichnet. 
Zu seinen frühen Aktionen gehörte 1981 die Kampagne 
»Rock against Communism« (R. gegen Kommunismus), 
heute noch Gattungsbegriff innerhalb rechter Rockmusik. 
Mitte der 80er gründete er die rechtsextreme Dachorgani- 
sation White Noise (Weißer Lärm), die mit ihren schein- 
bar losen Strukturen speziell auf die Skinhead-Szene zu- 
geschnitten war. 1986 mußte der superaktive Politrocker 
allerdings sechs Monate pausieren —- im Knast. Er hatte mit 
seinen Kumpanen einen Nigerianer am Bahnhof King's 


Cross in London überfallen und schwer verletzt. Wenig 
später verließ er die National Front, die ihm zu schlaff er- 
schien und wandelte White noise in das internationale 
Netzwerk Blood & Honour (Blut und Ehre) um. Seit 1990 
arbeitet ein deutscher »Freundeskreis B&H«, der Ziel und 
Inhalt in einem Flugblatt formuliert: 

»1. B&H gibt die Möglichkeit einer besseren Kontakt- 
pflege weißer Musikfans aus dem gesamten nordischen 
Kulturraum ... 

2. In unserem Vaterland hat sich ein revolutionärer Taten- 
drang breit gemacht ... Aber der Gedanke des Europas der 
Vaterländer liegt noch vor uns. Es ist nicht nur der allei- 
nige deutsche Kampf gegen US + SU, Teilung, Überfrem- 
dung, Rassenmischung und Kulturzerstörung! Machen 
wir als junge Nordländer den Schritt nach vorne, kämpfen 
wir für die Einheit Deutschlands und Europas.« Seit 1993 
gibt es das dazugehörige Magazin auch in einer amerika- 
nischen Fassung, herausgegeben vom White Aryan Resi- 
stance (Weißer Arischer Widerstand), einer schwedischen 
(Blod & Ära) und einer deutschen Version (Blut und Ehre). 
Ian Stuart Donaldson verfügte über ausgezeichnete Bezie- 
hungen zur internationalen rechtsextremen Szene und zu 
Sponsoren, die auch aus dem Kreis ehemaliger Angehöri- 
ger der Waffen-SS ın der Bundesrepublik kommen. Die 
Finanzspritzen gingen hauptsächlich in die Produktion 
und den Versand von Neonazi-Devotionalien. Stuart enga- 
gierte sich außerdem noch im Ku-Klux-Klan. Vor diesem 
Hintergrund entstand das Musikprojekt »The Klansmen«. 
Das besondere Interesse des Briten und seiner Gefolg- 
schaft verlagerte sich Anfang der 90er Jahre immer stärker 
in den osteuropäischen Raum hinein. 


Ian Stuart Donaldson war zweifellos die Galionsfigur der 
ultrarechten britischen Musik- und Politik-Szene und 
hatte wesentlichen Anteil an der zunehmenden Politisie- 
rung und Vernetzung der europäischen Skin-Szene. Die 
übrigen Mitglieder von Skrewdriver waren jedoch nicht 
minder umtriebig und standen immer auf der Matte, wenn 
es ums Hauen, Stechen, Schlagen und Treten ging. Kame- 
radschaft ist schließlich alles, und so bekannte sich Mark 
»Der Bär« Harvey der Messerstecherei für schuldig, ob- 
wohl der wahre Täter John »Burnley« Bellany hieß. Als 
Bellany seinen Kumpel nicht auslöste, sank sein Stern bei 


der Fangemeinde ganz kräftig. Die gerechte Strafe ereilte 


ihn (fast), als er im Dezember 1991 in Cottbus verhaftet 
wurde. Im Vorfeld eines von Frank Hübner und der Deut- 
schen Alternative organisierten Rockkonzertes hatte er mit 
vier Mittätern einen 18jährigen vermeintlichen Linken mit 
dem Messer schwer verletzt. Der Prozeß in Cottbus ent- 
wickelte sich zur Provinzposse, als die fünf beschuldigten 
Bandmitglieder und Sympathisanten großzügig heim ins 
Insel-Reich entlassen wurden, zu den Prozeßterminen nur 
einen Vertreter schickten und somit die Verhandlungen 
platzen ließen. 


„Der morgige Tag ist mein.« 

Ian Stuart Donaldson war bekennender Neoheide und des- 
halb flossen in die Texte der Band zahlreiche Elemente 
nordischer Religion, rassistischen Artglaubens und, bei- 
des agglutinierend, nationalsozialistischer Ideologie ein. 
Rasse, Volk und Nation sind jedoch die Eckpunkte, um die 


sich die meisten Texte inhaltlich gruppieren. 

Fast jede deutsche Rechtsrock-Band hat den Titel »To- 
morrow Belongs To Me« (Der morgige Tag ist mein) im 
Repertoire, nachdem ihn Skrewdriver auf ihrer LP »Hail 
The New Dawn« gecovert haben. Den Fans wird eingere- 
det, dies sei ein Song von Ian Stuart. Merkwürdig, daß die 
GEMA, die sonst bei Aufführungsrechten sehr pingelig 
ist, hier nicht die Rechte von Texter und Komponist wahrt. 
»Tomorrow Belongs To Me« ging 1972 um die ganze 
Welt — mit der Oscar-preisgekrönten Verfilmung des Mu- 
sicals »Cabaret«. Die dazugehörige Filmszene spielt in ei- 
nem deutschen Biergarten: Ein Hitlerjunge in vollem 
Wichs steht auf und beginnt zu singen, die übrigen Gäste 
erheben sich nach und nach, manche zögernd, aber sie er- 
heben sich alle, recken den Arm zum Deutschen Gruß und 
singen schließlich in einem fulminanten Chor. Ein Exem- 
pel für Mitläufertum und Mitschuld. 


Zitate: 

»Eine Gruppe zu hören, die man gut findet, macht viel 
mehr Spaß als eine politische Versammlung. So erreichen 
wir viel mehr Leute. Und wenn sie auf die Texte achten, 
glauben sie es und engagieren sich in ihrem Land für die 
nationalistische Partei.« 

lan Stuart Donaldson 


»Man kann halt mit Musik neue Leute ranziehen. Man 
kann die Leute erst mal damit kriegen. Und wenn man die 
Leute erst mal hat, dann kann man die Leute formen. Sind 
ja halt zum großen Teil Jugendliche, die halt dadurch ge- 
nerell erst mal zu einer gewissen Szene in Kontakt kom- 
men. Ich halt im Endeffekt die Musik als solche für ... Die 
kann man total vergessen. Aber um Leute anzusprechen, 
in erster Linie, halt ich sie für hervorragend.« 

Sascha Wagner 


»Rockmusik, Oi!Musik und verwandte Musikformen en- 
gen unseren Einzugsbereich nicht ein, sondern machen 
ihn größer, weil es uns über diese Musik möglich ist, Ju- 
gendliche anzusprechen, die sonst vielleicht gar kein so 
großes Interesse hätten, sich mit Politik zu befassen. Ich 
hebe hier auch ein bißchen auf Antonio Gramsci ab. Ich 
lege den sicher sehr frei aus, anders auch als die französi- 
sche Neue Rechte es tut, der eben sagt, man muß den 
Streit führen um die kulturelle Hegemonie. Wenn wir das 
konkret tun wollen, dann müssen wir das machen mit Kul- 
turträgern, die auch akzeptiert werden.« 

Manfred Rouhs 


»National befreite Zonen« — 
Vom Strategiebegriff zur Alltags- 
erscheinung 


Bren Trebitsch 


»[National] Befreite Zonen sind aber auch Plätze, wo die 
Menschen unsere Worte an unseren Taten messen können. 
Sie sind Mikrokosmen der Gemeinschaft, die wir für alle 
anstreben. Befreite Zonen in unserem Sinn sind Bereiche, 
wo der zentrale Widerspruch unserer Zeit, nämlich der 
Widerspruch Identität/Entfremdung zugunsten der Iden- 
tität aufgelöst wird. Es sind Orte der Geborgenheit, des 
Dazugehörens, der Wärme, der Solidarität. Sie sind Hei- 
mat für die Heimatlosen.« (nationalrevolutionäres Strate- 
giepapier vgl. Rubrik »Aus dem Thule-Netz« in der vor- 
liegenden Ausgabe) 


Vermutlich bedarf es nicht viel Phantasie, sich vorzustel- 
len, wie es aussieht, wenn diesen Worten Taten folgen. 
Drei Beispiele aus dem Alltag sollen veranschaulichen, 
was die Nationalrevolutionäre unter Gemeinschaft, Iden- 
tität, Geborgenheit, Solidarität usw. verstehen. 


Ein Abend Ende Mai dieses Jahres. Auf dem S-Bahnhof 
Schönhauser Allee lauschte ich dem Stimmenknäuel der 
anderen Wartenden nach. Ab und zu erhaschte ich ein paar 
Fadenenden der Unterhaltung eines Ehepaars. Die Frau 
trug ein kleines Mädchen auf dem Arm, der schon etwas 
größere Junge hielt die Hand des Mannes. Sie sprachen 
Französisch. Als die S-Bahn eingefahren war, bestiegen 
sie den vorderen Wagen. Auf einmal Geschrei, Stiefelge- 
hämmer, Gedränge. Von der Bahnhofstreppe stürmte ein 
Trupp Jugendlicher und bewegte sich auf ebenjenen Wa- 
gen zu. Zwei oder drei unter ihnen brüllten »Kanaken 
raus!« und »Scheiß Ausländer!« Fluchtartig verließ das et- 
was dunkelhäutigere Ehepaar mit den beiden Kindern den 
Wagen, sprang in letzter Sekunde noch in den nachfolgen- 
den und verschwand, den Schrecken in die Gesichter ge- 
schrieben, eilig in einem der hinteren Abteile. 

Im vorderen Wagen, den man durch Fenster einsehen 
konnte, begutachteten die etwa 10 Jugendlichen um die 
Zwanzig — Männer und Frauen -, wer in den Abteilen saß. 
Gestylt waren die Jugendlichen alle, aber wirklich martia- 
lisch sah nur ein einziger aus: er hatte die Worte »Sieg 
Heil'« auf dem kahlgeschorenen Schädel tätowiert. Drei 
von ihnen drängten sich schließlich am Fenster zum nach- 
folgenden Wagen, taxierten die Fahrgäste, verständigten 
sich grinsend und hantierten mit einem Fotoapparat. Blitz! 
Als die Bahn hielt, postierten sie sich - eine einzige Droh- 
gebärde - an den Türen. Ein paar Fahrgäste stiegen aus 
dem Wagen aus und in den nachfolgenden wieder ein. 
Zwei miteinander diskutierende Männer, die den vorderen 
Wagen gerade betreten wollten, wichen zurück. Sie spra- 
chen Polnisch, wie ich kurz darauf mitbekam. 

Das gleiche Spiel wiederholte sich an den nächsten fünf 
Stationen: Kontrolle darüber, wer einsteigen darf und wer 
es lieber bleiben lassen sollte. Leute, die ungeputzte Schuhe 
oder ein Kapuzen-T-Shirt trugen, Schweinsledertaschen 


mit sich führten oder ungekämmte Haare, etwas dunkler 
im Teint waren oder via Sprache ein abweichlerisches Ver- 
halten an den Tag legten, ließen es lieber bleiben. Die Ju- 
gendlichen hatten es und über mindestens sechs Stationen 
hinweg fertiggebracht, einen ganzen S-Bahnwagen - zu- 
mindest dem Augenschein nach - ethnisch wie kulturell 
zu säubern und rein zu halten. 


»Man kann das vielerorts beobachten« kommentierte der 
Soziologe Ray Kokoschko mein Erlebnis, »Faktisch alle 
öffentlichen Räume können, wenn auch zeitlich begrenzt, 
‚national befreit werden. Ein S-Bahn-Wagen eben auch. 
Das gilt sogar für CB-Funkkanäle.« Dann erzählte Ray 
Kokoschko folgende Geschichte: 

»Wir sind mit mehreren Autos zum Solidaritätstransport 
nach Bosnien gefahren. Wenn man in der Kolonne fährt, 
braucht man Funkverbindung. Deshalb waren etliche Fahr- 
zeuge mit CB-Funk ausgestattet. Bevor wir losgefahren 
waren, hatten wir uns auf einen bestimmten Kanal ver- 
ständigt. Nun ist man ja in einem Funknetz nicht alleine. 
Jeder, der über ein CB-Funkgerät verfügt, kann ins Netz 
gehen. Jedenfalls hörte ich im Netz kurz hinter Storkow 
auf einmal eine bestimmte Musik, die ich kannte. Es war 
Frank Rennicke, dieser nationale Barde, der da über den 
Funkkanal, auf den wir uns geeinigt hatten, gespielt wurde. 
Auf das Lied folgte eine Unterhaltung Jugendlicher über 
verschiedene rechte Themen. Sie diskutierten ziemlich 
engagiert bis sie plötzlich auf uns aufmerksam wurden. 
Sie forderten uns recht heftig auf: »Verpißt euch aus der 
Leitung, sonst knallt’s.« Das hatte sich dann aber sehr 
schnell erledigt, weil die Funkreichweite nicht so enorm 
war. 

Auf der Rückfahrt begegneten wir der gleichen Situation. 
Auf der Strecke Richtung Storkow wurden wir wieder auf- 
gefordert, uns zu »verpissen«, weil wir hier nichts zu SU- 
chen hätten. Dann fragte man uns »Wer seid ihr über- 
haupt?< Und wir antworteten, daß wir vom »Friedensdorf 
Storkow<« sind. »Was? Friedensdorf Storkow? Wir kriegen 
euch! Wir wissen genau, wo ihr seid, wir finden euch und 
machen euch platt!< Und dann eskalierte das Ganze auch 
noch als einer der Jugendlichen, die mit uns fuhren, wü- 
tend wurde und anfing zurückzuschimpfen. Ich bat ihn, 
sich zurückzuhalten. Denn nun hagelte es Beschimpfun- 
gen und verbale Androhungen der massivsten Art. Die 
wollten unter sich sein und betrachteten den Funkkanal als 
ihr Revier. Die wollten sich austauschen über alles, was 
gerade so los ist in der Szene, wollten sich absprechen. 
Aber wir mußten uns ja weiter über Funk verständigen 
und hatten eine Tankstelle als Treffpunkt verabredet. Das 
hatten die vermutlich registriert. Mir wurde Angst und 
Bange, weil ich nicht einschätzen konnte, wie weit die ge- 
hen würden. Wenn die Funkgeräte haben, sind die mei- 
stens auch mobil. Zum Glück ist nichts mehr passiert. 
Sich über Funkkanäle zu verständigen, die Rechte besetzt 
haben, würde ich trotzdem niemandem empfehlen.« 


Wie ganze Stadtgebiete systematisch »nationalisiert« wer- 
den, zeigt die folgende Erfahrung, die ein Fernseh-Journa- 
list im Juli diesen Jahres in Fürstenwalde machen durfte. 

Das Wohngebiet am Paul-Frost-Ring, einem kleinen Kar- 
r&e mit Kreisverkehr, liegt am südlichen Rand der Klein- 


stadt. Es gilt unter den Rechten vor Ort als »national be- 
freite Zone«. Das heißt unter anderem, daß man versucht, 
jeden Kameraden, der in Fürstenwalde eine neue Bleibe 
sucht, dort anzusiedeln, und betrifft vor allem den rekru- 
tierten Nachwuchs. Die neue Generation der »national« 
Gesinnten dominiert im Wohngebiet inzwischen so stark, 
daß eine Gegenkultur dort nicht mehr existiert und wohl 
auch in Zukunft keine Chance haben dürfte, sich zu eta- 
blieren. 

Der ZDF-Journalist hatte beschlossen, eine Reportage 
über neue rechtsextreme Strategien zu drehen. Weil diese 
sich am besten an der Situation in ostdeutschen Kleinstäd- 
ten illustrieren lassen, hatte er Fürstenwalde gewählt. 

Am Abend des 11. Juli 1997 bog der Journalist zusammen 
mit einem gut getarnten Kamerateam im Auto auf den Paul- 
Frost-Ring ein. Gut getarnt heißt, daß man sich äußerlich 
nicht als Medienvertreter zu erkennen gab. Die Kamera 
war außerhalb des Wagens mit hessischem Kennzeichen 
nicht zu sehen. Begleitet wurde das Team von einem zwei- 
ten Wagen mit Potsdamer Nummernschild. Dieser setzte 
sich am Paul-Frost-Ring ab, um von einer Einfahrt am 
Eingang des Wohngebiets aus, den ersten Wagen im Auge 
zu behalten. Hinter dieser Vorsichtsmaßnahme stand an 
diesem Abend keine konkrete Erwartung. Sie gehört ein- 
fach zur Routine derjenigen, die die rechte Szene aus Er- 
fahrung kennen. 

Bereits nach der ersten Runde ums Karr&e kam dem Fern- 
sehteam ein Fürstenwalder Fahrzeug entgegen, dessen In- 
sassen durch Outfit und Gebärdensprache keinen Zweifel 
an ihrer rechten Orientierung zuließen. Während der Wa- 
gen mit dem Kamerateam ein zweites Mal das Karree pas- 
sierte, gesellte sich ein weiteres Fürstenwalder Fahrzeug 
hinzu. Der »fremde« Wagen fuhr schließlich in der Mitte 
zwischen den beiden »Aufklärern«. 

Dann näherten sich immer mehr Autos, die mit Kamera- 
den besetzt waren. Kameraden beugten sich aus den Fen- 
stern. Kameraden traten aus den Hauseingängen. Das 
Fernsehteam verließ schließlich, eskortiert durch die bei- 
den »Aufklärer«, das Wohngebiet. Der vordere »Aufklärer« 
beschleunigte plötzlich die Geschwindigkeit, wendete und 
fuhr direkt auf das Fernsehteam zu, das zum Anhalten ge- 
zwungen war. Ein Kamerad kurbelte das Fenster runter, 
der Fahrer dirigierte den Wagen ganz langsam so, daß er 
hautnah neben dem des Fernsehteams zu stehen kam. Gei- 
stesgegenwärtig griff einer der Filmleute nach der Kamera 
und hielt direkt auf die Kameraden, die daraufhin davon- 
brausten. Ihre Aufgabe hatten sie ohnehin erfüllt: ausspä- 
hen, aufklären, einschüchtern und vertreiben von »Frem- 
den«. 

Über Umwege fuhr das Fernsehteam dann ins mitten in 
Fürstenwalde gelegene Büro des Mobilen Beratungsteams 
Brandenburg. Gefolgt war ihnen scheinbar niemand. Als 
jedoch ein paar Stunden später ein Mitarbeiter des Bera- 
tungsteams eines der Fenster öffnete, grüßte von der ge- 
genüberliegenden Straßenseite ein Kamerad herauf. 


Auflösung in »befreite Zonen«: 
Die Sammlungsbewegung 

hat ihren Teil getan. Zur Selbst- 
auflösung der »Nationalen e. V.« 


Marcus Wallenberg 


Die Mitgliederversammlung der rechtsextremen »Natio- 
nalen e. V.« hat am 14. November 1997 die Auflösung der 
Organisation beschlossen. 1991 von Mitgliedern der NPD, 
der DSU, der Republikaner, neonazistischer Splittergrup- 
pen gegründet, nahmen sie sogar an den Berliner Bezirks- 
verordnetenwahlen teil. 

Vorsitzender und graue Eminenz ist der Berliner Rechts- 
extremist Frank Schwerdt. Die »Nationalen« gaben die 
Berlin Brandenburger Zeitung heraus, standen hinter dem 
verbotenen Programm von »Radio Germania« im Offenen 
Kanal und meldeten Demonstrationen an, zum Beispiel 
am 1. Mai 1996 in Marzahn und die Kundgebung am 
Bahnhof Wuhletal am 15. Februar 1997. Um vor allem Ju- 
gendliche anzusprechen, fusionierte das »Junge Nationale 
Spektrum« in Weißwasser Ende 1994 mit den »Nationalen« 
und begann sofort mit der Umsetzung des Konzeptes der 
»nationalen Jugendarbeit«. Zu diesem Zweck werden »na- 
tionale Jugendclubs« und Schulungszentren eingerichtet. 
Den »Nationalen ist es gelungen, sich in den sechs Jahren 
ihres Bestehens zu einer informellen und logistischen 
Struktur zu entwickeln, die in allen neuen Bundesländern 
und Berlin aktiv arbeitet. Das Vereinsziel ist erreicht. Das 
Prinzip der Dezentralisierung der extremen Rechten hat 
gegriffen, immer neue »unabhängige Kameradschaften« 
haben sich gebildet. In Berlin gibt es inzwischen Kame- 
radschaften in Mahrzahn, Treptow, Hohenschönhausen, 
Hellersdorf und Köpenick. In Sachsen sitzen »unabhän- 
gige Kameradschaften« in Weißwasser, Niesky, im Kreis- 
verband Erzgebirge, in Döbeln/Mittweida. In Branden- 
burg in Fürstenwalde, Schwedt, Eberswalde, Rathenow, 
Guben, Cottbus, Senftenberg, Lauchhammer, Elsterwerda, 
Forst, Spremberg, in Brandenburg/Havel und Eisenhütten- 
stadt. Die Kameradschaft Oberhavel ist vom brandenbur- 
gischen Innenminister Ziel am 15. August 1997 verboten 
worden. In Sachsen-Anhalt gibt es in Wittenberg die Ka- 
meradschaft Elbe-Ost, von deren Homepage im Internet 
man sich »Mein Kampf« als Datei herunterladen kann. 
Die »unabhängigen Kameradschaften« sollen nun verstärkt 
»befreite Zonen« entwickeln, in denen die Meinungsfüh- 
rerschaft fest in rechten Händen ist. 


Guerilla-Taktik online 
Gabriele Hooffacker 


»Es geht keinesfalls darum, eigenständige staatliche Gebilde 
oder ähnlichen Unsinn ins Leben zu rufen. Nein, befreite 
Zonen bedeuten für uns (...) die Etablierung einer GE- 
GENMACHT. Wir müssen Freiräume schaffen, in denen 


WIR faktisch die Macht ausüben, in denen WIR sankti- 
onsfähig sind, d.h. WIR bestrafen Abweichler und Feinde, 
WIR unterstützen Kampfgefährtinnen und -gefährten (...)« 


Dieser Text stammt nicht aus dem Umfeld irgendwelcher 
Terroristen, sondern aus der rechtsextremen Erlanger Mail- 
box »Widerstand«. Die Revolution geht diesmal von rechts 
aus — zumindest, wenn es nach dem Willen der Mailbox- 
betreiber, einem breiten Bündnis von »legalistischer« 
NPD und »extremistischen« Rechtsaußen-Gruppierungen 
geht. Sie raisonnieren in internen Zirkeln (»Anti-Antifa«) 
über die Notwendigkeit einer rechtsextremen Revolution, 
über die strategische Bedeutung der Taten Einzelner sowie 
über die Notwendigkeit, »Aktionen« gegen politische Geg- 
ner, gegen Ausländer im internen Zirkel abzusprechen. 


Mösglıch macht das die neue Technik der Telekommunika- 
tion: Per Computer und Telefonadapter (»Modem«) kann 
von jedem Telefonanschluß aus beim Mailboxcomputer 
angerufen werden. Diese Technik wird im Normalfall von 
Softwarefirmen dazu benutzt, den Kunden technischen Sup- 
port zu leisten. Unternehmen binden ihre Außendienstor- 
ganisation per Telekommunikation an, Wissenschaftler 
diskutieren weltweit Forschungsergebnisse über das Da- 
tennetz, und ein Privatsender wie Radio Hamburg bietet 
seinen Hörern die Möglichkeit, per Mailbox in Kontakt 
miteinander zu kommen. Amnesty international verbreitet 
seine Aufrufe zur Rettung von Menschenleben über Mail- 
boxen und Datennetze, und Umweltschutzorganisationen 
informieren über Gift im Essen per Mailbox. 


Legale Fassade 

Die Neuen Rechten sind also keineswegs die ersten, die 
diese Technik verwenden. Sie nutzen sie nur besonders 
perfide: In ihrem Netz gibt es einen öffentlich zugängli- 
chen Bereich, in dem schwarz-weiß-rote Fahnen zu sehen 
sind, germanische Runen und ein paar harmlose Sprüche: 
genug, damit sich die »Kameraden« heimisch fühlen, aber 
nicht genug für den Staatsanwalt. Dieser Bereich entspricht 
der Strategie des Legalismus: keine Angriffspunkte für die 
Gerichte bieten. Stattdessen üben sich die Rechtsextremen 
darin, den politischen Gegner — Bürgermeister, die ihre 
Auftritte verbieten lassen, im Bereich der Menschenrechte 
engagierte Bürgerinitiativen, kritische Journalisten — vor 
den Kadi zu zerren. Der Staat als Helfer gerät - sehr zum 
Gaudium der Rechten — wie in Weimar. 


In den internen Zirkeln des »Thule-Netzes« sowie des 
neuen »Nordland-Netzes« hingegen werden Verschwörer- 
pläne geschmiedet. Hier erhält nur Zugang, wer einen Ge- 
währsmann aus der rechten Szene nennen kann und na- 
mentlich bekannt ist. Möglich machen das die verschienen 
»Userlevels« in der Mailbox: Wer vom Systembetreiber 
nicht ausdrücklich zugelassen wurde, steht hier vor ver- 
schlossenen Türen. 


Öffentlichkeit für rechte Themen 
Doch die rechten Vernetzer haben begriffen: Solange sıe 
sich von der Öffentlichkeit abgrenzen, bleiben sie wir- 
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kungslos. Deshalb werden Texte wie die zitierten keines- 
wegs in den internen, abgeschlossenen Bereichen angebo- 
ten. Im Gegenteil: Thesenpapiere und Standortbestimmun- 
gen dieser Art werden einem möglichst weitem Leserkreis 
zugespielt. Meist ist gar kein besonderes Userlevel nötig, 
um an die Texte zu kommen: Schon der simple »Gast« - 
also im Prinzip jeder Anrufer — kann sie lesen. 


Aus diesem Bereich stammen Texte wie der eingangs zi- 
tierte oder der folgende: »Das System, der Staat und seine 
Büttel werden in der konkreten Lebensgestaltung der poli- 
tischen Aktivisten der Stadt ZWEITRANGIG. Entschei- 
dender wird das Verhalten derer sein, die für die Sache des 
Volkes kämpfen, unwichtig wird das Gezappel der System- 
zwerge sein. Wir sind drinnen, der Staat bleibt draußen.« 


Über mögliche Reaktionen staatlicher Stellen - denn dem 
Staat gilt der Angriff — wird hier nachgedacht: »Natürlich 
besitzen die Staatstragenden weiterhin alle Möglichkeiten 
der Repression, von der Pistole und dem Wasserwerfer bis 
zur Abhörwanze. Aber diese Waffen werden stumpf, sie 
werden entweder nicht mehr eingesetzt, weil die GEGEN- 
MACHT so groß geworden ist, daß offene Unterdrückung 
nicht mehr machbar, weil unkalkulierbar geworden ist oder 
aber der Einsatz der Unterdrückungsinstrumente wird wir- 
kungslos. Das gilt vor allem für psychologische Waffen 
(Abhörwanzen, Erpressung, Existenzvernichtung, Hetze, 
Kriminalisierung usw.)«. Es ist schon erstaunlich, daß 
sich die Rechten über den Rechtsstaat, über BND und Ver. 
fassungsschutz so ungestraft lustig machen dürfen. 


Des Weiteren wird über die Vorbereitung der »politischen 
Tat« diskutiert; die Mitleser werden ermahnt, derartige 
Aktionen nicht allein und unvorbereitet vorzunehmen. Le- 
seprobe aus der Mailbox »Widerstand«: »Die politische 
Tat ist nur dann sinnvoll, wenn sie Signal ist für nachfol- 
gende Taten. So muß die erste Überlegung des politischen 
Täters sein, ob Nachfolgetaten zu erwarten sind. Nicht zu- 
letzt deshalb bedarf es einer intensiven, generalstabsmäßi- 
gen Vorbereitung einer Tat, die abklärt: Was tun? Wer soll 
es tun? Mit welchem Ziel soll es getan werden? Welche 
Reaktion ist bei den Freunden zu erwarten? Welche bei 
den Feinden? Welche bei den Unentschlossenen? Eine 
isolierte Tat erreicht nichts oder das Gegenteil (...)«. Of- 
fensichtlich versucht hier eine rechtsintellektuelle Füh- 
rungsriege, den Hau-drauf-Skins Grundlagen in politischer 
Taktik und Strategie beizubringen — bislang zum Glück 
nicht sonderlich erfolgreich. 


Neue Qualität: Vernetzung 

Als Ahnherrn und Namenspatron haben sich die rechten 
Mailboxbetreiber die Thule-Gesellschaft ausgesucht, eine 
Vorläufer-Organisation der NSDAP, die vor dem ersten 
Weltkrieg antisemitisches und deutschnationales Gedan- 
kengut in den damaligen Münchner Schickeria-Kreisen 
verbreitete. Die neutige Thule-Gesellschaft versucht Ähn- 
liches: Gedankengut der »Neuen Rechten« in die Zirkel 
der »Neuen Konversativen« hineinzutragen. Und das Glei- 
che probieren die rechten Vernetzer: Ausgehend von der 
Erlanger Mailbox »Widerstand« wurde ein flächendek- 


kendes Computernetz unter dem Namen »Thule-Netz« 
aufgebaut. Nach Angaben der Betreiber nehmen derzeit 
rund | | Mailboxen am Thule-Netz teil; tatsächlich dürften 
es weit weniger Computersysteme sein, die zuverlässig 
funktionieren. 


» Vernetzung« heißt das Schlagwort, das die Rechtsextre- 
men den Bürgerinitiativen der 80er Jahre abgeschaut und 
ihren politischen Zielen angepaßt haben. Organisatori- 
scher Hintergrund der im Thule-Netz zusammengeschlos- 
senen Gruppen: ein Bündnis zwischen der legalistischen 
NPD und ihren Nachwuchsorganisationen Junge Natio- 
naldemokraten (JN) und Nationaldemokratischer Hoch- 
schulbund (NHB) auf der einen und der rechtsextremen 
»Freiheitlichen deutschen Arbeiterpartei« FAP auf der an- 
deren Seite. In der Erlanger Mailbox »Widerstand« treten 
Organisationen quer durch die rechten Reihen auf: von den 
»Stiefelnazis« bis zu REPs und Redakteuren der rechtsin- 
tellektuellen Zeitschrift »Junge Freiheit«. 


Als Mailboxbetreiber fungieren technisch versierte End- 
zwanziger, die meist in der Online-Szene keine Unbe- 
kannten sind, so in München (»Thorin Eichenschild«, das 
ist der Computerjournalist Ralf Kottcke) und Erlangen 
(»Alfred Tetzlaff«, das ist der ehemalige Informatikstu- 
dent Thomas Hetzer). Die Fäden ziehen jedoch Politiker: 
Einer davon ist Christian Wendt aus Berlin, ein weiterer 
Karl-Heinz Sendbühler, 39, der nach einer Karriere bei 
den Jungen Nationaldemokraten und dem NHB in Mün- 
chen zum bayerischen NPD-Funktionär aufgestiegen ist. 
Er steht für die Fraktion der intellektuellen »Neuen Rech- 
ten«. In einer Fernsehsendung 1994 prahlte er gegenüber 
der Journalistin Franziska Hundseder damit, daß die Thule- 
Mailbox »Widerstand« für Verfassungsschutz und politi- 
sche Gegner praktisch nicht zu knacken sei. Daß er dabei 
den Mund ein wenig zu voll genommen hat, beweisen 
Mitschnitte aus den internen Zirkeln des Thule-Netzes, 
die in Mailbox-Kreisen kursieren und hier in Ausschnitten 
dokumentiert sind. 


Der ideologische Hintergrund des Thule-Netzes läßt sich 
mit dem Schlagwort »nationalrevolutionäre Position« be- 
schreiben, wie sie der Nationaldemokratische Hochschul- 
bund in den letzten Jahren propagierte. Die Papiere des 
NHB waren bis vor kurzem in der »Widerstand« komplett 
dokumentiert. Sie liegen auch gedruckt in der NHB-Zeit- 
schrift »Vorderste Front« vor. Ihr Konzept, die Intellektua- 
lisierung des rechten Terrors, läuft auf eine Nazi-Stadt- 
guerilla hinaus. Das Thule-Netz ist ein Baustein bei der 
Verwirklichung dieses Konzeptes. Dazu gehört auch die 
Aufnahme esoterischer Elemente, eines »Neuen Heiden- 
tums« und einen sogenannten »Neuen Denkens« in die 
rechtsintellektuelle Ideologie. 


Online-Strategien der Neuen Rechten 

»Das Internet eröffnet enorme Möglichkeiten für den Ari- 
schen Widerstand, unsere Botschaft an die Unwissenden 
zu vermitteln«, leitet ein gewisser Milton John Kleim sei- 
nen Leitfaden »On Tactics and Strategy for USENET« 
ein. Kleims Drehbuch setzen deutsche Rechtsextremisten 


Punkt für Punkt um. Davon konnten sich die Teilnehme- 
rinnen und Teilnehmer des Seminars »Die Neue Rechte 
nutzt Neue Medien« selbst überzeugen: Im Usenet, den 
»Schwarzen Brettern« des Internet, werden täglich neona- 
zistische Symbole bis hin zum Hakenkreuz, wird rassisti- 
sche Propaganda bis hin zur Auschwitzlüge verbreitet. 


»Für den unvoreingenommenen Beobachter sieht es so 
aus, als wäre die Mehrheit der Usenet-Teilnehmer Neona- 
zis«, formulierte es eine Teilnehmerin aus Meissen. Daß 
das nicht stimmt, sondern daß hier lediglich eine Minder- 
heit mit kurzen Textbausteinen gebetsmühlenartig ihre 
Statements wiederholt, ergab eine Analyse der Nachrich- 
ten der letzten 14 Tage in ausgewählten Foren des Usenet. 


»Die Neonazis haben hier praktisch die Lufthoheit«, be- 
schrieb Dozent Axel Endersson den Zustand. »Und das ist 
ihr Ziel: Schon vor einigen Jahren haben sie ihre Taktik 
umgestellt, um sogenannte »befreite Zonen« zu schaffen, 
in denen ihnen keiner zu wiedersprechen wagt. Solche Zo- 
nen gibt es ganz real in einigen Gemeinden in den neuen 
Bundesländern, zum Beispiel in Wurzen bei Leipzig — und 
in einigen Newsgroups des Internet.« 


Die Neue Rechte, der neue Rechtsextremismus und ihre 
Strategie in den Neuen Medien war Thema eines Wochen- 
endseminars im Frohburger Medienhaus, zu der die Fried- 
rich-Ebert-Stiftung, Büro Leipzig, eingeladen hatte. Pä- 
dagogen, Lehrerinnen und Lehrer, EDV-Fachleute und 
Studenten verschiedener Fachrichtungen »surften« durch 
die Online-Angebote des »Aryan Network«, des deutsch- 
sprachigen »Thule-Netzes« und des noch radikaleren 
»Nordland-Netzes«. 


Die Dozenten hatten einige Texte aus den internen Foren 
von Thule- und Nordlandnetz mitgebracht. Hier werden 
Adressen angeblicher »linker« Pädagogen und Lehrerin- 
nen ausgetauscht mit dem Hinweis, »Ihr wißt schon, was 
ihr zu tun habt«, da wird zu einem Boykott von Reemtsma- 
Zigaretten wegen des Reemtsma-Engagements bei der 
Wehrmachtsausstellung aufgerufen, da berichten »Kame- 
raden« von geheimen Sonnwendfeiern und wie sie die Po- 
lizei im Vorfeld des Treffens an der Nase herumgeführt 
hätten. Rechte Verlage bieten ihre Publikationen, rechts- 
extreme Skin-Bands ihre Musik-CDs an. 


Zur ideologischen Aufrüstung dienen Essays über die an- 
gebliche kulturelle Überlegenheit der weißen arischen 
Rasse, aber auch über die »Gefährdung der westlichen Zi- 
vilisation«, bei deren Abwehr sich alle Fraktionen von 
rechts bis links einig seien. »Deutlich wird hier«, so die 
Referentin und Buchautorin Gabriele Hooffacker. »die 
Doppelstrategie der neuen Rechtsextremen: Einerseits 
umwerben die neurechten Ideologen Konservative und Li- 
berale, ja sogar Sozialdemokraten, um ihre Ideen einer 
»ethnokulturellen Identität« hoffähig zu machen. Ande- 
rerseits wird in den internen Zirkeln ebenso wie in ausge- 
wählten öffentlichen Foren wildeste rechtsradikale Propa- 
ganda gemacht, um weitere Anhänger für die rechtsex- 
treme Guerilla-Taktik zu gewinnen.« 


Der Organisation dieser Guerilla-Tätigkeit dient vor allem 
das 1997 vom Thule-Netz abgespaltene Deutschland-Netz. 
»Hier treffen sich die Vordenker und die Aktivisten ver- 
schiedener Zirkel, um ihre Aktionen abzusprechen«, faß- 
ten die Dozenten Axel Endersson und Gabriele Hoof- 
facker ihre Erkenntnisse zusammen. 


Gegenstrategien 

Liegt die Gefährlichkeit der rechten Vernetzung im Ein- 
satz der neuen Medien? Polizei und Staatsgewalt rufen nach 
schärferen Gesetzen. Das Bundesinnenministerium ver- 
sucht im Rahmen des Telefonkommunikationsgesetzes 
und des Mediendienstegesetzes, inhaltlich auf Internet 
und Online-Dienste Einfluß zu nehmen. Für demokratisch 
engagierte Computerexperten wie das angesehene »Fo- 
rum InformatikerInnen für den Frieden« (FIFF) oder den 
Verband »Kommunikation und Neue Medien e. V.« schie- 
Ben solche Forderungen übers Ziel hinaus: »Mord, Tot- 
schlag und Volksverhetzung sind strafbar. Die Polizei darf 
bei diesen Delikten Telefone überwachen. Strafbar ist nach 
$ 86 StGB auch bereits das Verwenden von Symbolen na- 
tıionalsozialistischer Organisationen.« 


Zur Beobachtung mit nachrichtendienstlichen Mitteln ge- 
hört bisher schon das Ausspähen von Mailboxen und an- 
deren informationstechnischen Mitteln. Dabei ist das Bun- 
desamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) 
zur Amtshilfe verpflichtet. Das gesamte rechtliche Instru- 
mentarium ist jeweils im Anhang des bundesdeutschen 
Verfassungsschutzberichts abgedruckt - es umfaßt an die 
zwanzig Seiten rechtlicher Grundlagen allein für die 
- Tätigkeit des Verfassungsschutzes. 


Das FIFF kommt deshalb zu dem Urteil: »Das rechtliche 
Instrumentarium ist durchaus ausreichend zur Verfolgung 
rechtsextremistischer Straftaten. Die scheinbare Hilflosig- 
keit der Strafverfolger liegt also nicht an fehlenden Geset- 
zen, sondern eher an ihrer N ichtanwendung.« Bedenklich 
findet FIFF vor allem die Auswirkungen eines solchen 
Verbots, nämlich die weitreichende Kontrolle und Über- 


wachung der gesamten Informations- und Kommunika- 
tionstechnik. 


Andere Telekommunikationsanbieter haben inzwischen 
zur Selbsthilfe gegriffen und eine Interessenvertretung ge- 
gründet: »Kommunikation und Neue Medien e. V.«, der 
Verband gesellschaftlich engagierter Netzbetreiber im 
ComLink (CL), setzt auf die useinandersetzung mit den 
Inhalten und Strategien der Neuen Rechten. Darüber be- 
steht Konsens bei den Nutzern des CL-Netzes. Darüber- 
hinaus finden regelmäßig Wochenendeseminare zur Aus- 
einandersetzung mit der Neuen Rechten online im Froh- 
burger Medienhaus bei Leipzig statt. Anschließend werden 
die Diskussionen netzweit weitergeführt: In den Antifa- 
Foren des CL diskutieren Teilnehmer aus allen Parteien 
des liberalen bis linken Spektrums — über die politischen 
Grenzen hinweg. 


Wie kann eine antifaschistische Arbeit von Pädagoginnen, 


Lehrern. Multiplikatoren aussehen? Zum Ende des Semi- 
nars im Frohburger Medienhaus sammelten die Teilneh- 
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merinnen und Teilnehmer mögliche Gegenstrategien. »In- 
formation über die nationalsozialistische Herrschaft, Auf- 
klärung über die wahren Ziele der Neurechten, auch 
außerhalb des Internet«, schlugen die anwesenden Lehre- 
rinnen und Lehrer vor, Information über die internen Stra- 
tegien und Taktiken die Dozenten. Heftig diskutiert wurde 
die vor allem in den neuen Bundesländern eingesetzte 
»aktzeptierende Jugendarbeit«, bei der die jungen Rech- 
ten in Jugendzentren und öffentliche Treffs nicht nur ge- 
duldet, sondern auch noch pädagogisch unterstützt würden. 
»Diese Strategie funktioniert nur bei noch nicht rechtsex- 
trem festgelegten Jugendlichen. Deren Wortführer hinge- 
gen erobern auf diese Weise weitere »befreite Zonen««, 
befürchtet Axel Endersson. »Und in einem Dorf, einer 
Kleinstadt heißt das: Da traut sich dann keiner mehr, was 
dagegen zu sagen.« 


Rheinsberg: (k)ein Bilderbuch 
für Verliebte? 


Sylke Kirschnick 


Flurbereinigungen 

Kommt man mit der Kleinbahn in Rheinsberg an - ganz 
so wie seinerzeit Wolfgang und Claire in Tucholskys be- 
rühmtem Bilderbuch für Verliebte -, läuft man zunächst 
die Hauptstraße entlang, um ins Herzstück der Stadt zu 
gelangen. »Zimmer zu vermieten«, »Freie Zimmer«, »Zim- 
mer mit Kleinküche« ... Rheinsberg mit seinem Schloß, 
der Musikakademie und den Seen der Umgebung kann 
auch für unglücklich Verliebte ein Bilderbuch sein. Die 
meisten der einstöckigen Häuser sind frisch verputzt, 
denn nicht zuletzt lebt die Stadt vom Tourismus. Nun ha- 
ben in letzter Zeit einige Besucher den Einwohnern versi- 
chert, daß Rheinsberg zwar ein Bilderbuch sei, sie aber 
trotzdem nicht wiederkommen würden. Denn Bilderbuch 
hin, Bilderbuch her: von rechten Jugendlichen angepöbelt 
oder gar physisch attackiert zu werden, ist keine Reise 
wert, auch nicht um der Liebe willen. Als Wolfgang und 
Claire, verkleidet als Rucksacktouristen, an Himmelfahrt 
1997 Rheinsberg besuchten, konnten sie sich vor Be- 
schimpfungen rechter Jugendlicher gerade noch in den 
Ratskeller retten. Dort hat man mit der Polizei gedroht 
und der Jungsturm zog vorerst ab. Als Wolfgang nach- 


schauen ging, ob man sich unbehelligt fortbewegen könne, 
kam er mit zerrissenem Hemd zurück. 


Etwa 30 rechtsextrem orientierte Jugendliche, die nicht 
alle aus Rheinsberg, sondern auch aus den umliegenden 
Dörfern stammen, okkupierten zunächst den Triangelplatz, 
dann den Marktplatz, dann den Platz vor der Kirche. Im- 
mer wieder hatte es Beschwerden der Anwohner wegen 
des Lärms, des Mülls und der verbalen Attacken gegeben. 
Vor allem der Pöbeleien wegen umgingen die Anwohner 
diese Plätze lieber in weitem Bogen. Immer wieder forderte 
die Polizei die rechten Jugendlichen auf, den jeweiligen 
Platz zu verlassen. Immer fanden sie jeweils einen neuen 
Treffpunkt - zuletzt auf dem Parkplatz der Keramikfabrik. 


Weil deren Besitzer, Christian Carstens (CDU), befürch- 
tete, es könne wer oder was zu Schaden kommen, lud er 
die rechten Jugendlichen Ende August zu einer Grillparty 
ein, zu der sie dann mit 60 Kameraden ziemlich zahlreich 
auch erschienen. Bei Bier und Bratwurst fand Carstens 
heraus, daß die Jugendlichen gern einen Club hätten, »eine 
Heimstätte, wo sie ungestört« wären. Vier der jungen 
Männer und eine der jungen Frauen erklärten sich bereit, 
eine Sprechergruppe zu bilden und die rechten Jugend- 
lichen in den Verhandlungen mit der Stadtverwaltung zu 
vertreten. Ende September fand ein Gespräch zwischen 
dem Bürgermeister Manfred Richter (SPD), dem Haupt- 
amtsleiter, Schuldirektoren, Vertretern der Polizei, Car- 
stens und einem der rechten Jugendlichen statt. Im Ergeb- 
nis wurden den rechten Jugendlichen zunächst mehrere 
Räume seitens der Stadtverwaltung zugesichert und der 
Vorschlag unterbreitet, einen der Jugendlichen zum »So- 
zialarbeiter in eigener Sache« auszubilden. Von diesem 
Vorschlag hat die Stadtverwaltung inzwischen Abstand 
genommen. Denn auch nach dem gemütlichen Grillabend 
bei Carstens eskalierte die Gewalt noch einmal heftig. 


Just for fun? 

Es hatte eine Party zum Beschnuppern der neuen Elften 
der Rheinsberger Heinrich-Rau-Gesamtschule sein sollen, 
als sich etwa 70 Gymnasiasten Anfang September 1997 in 
Binwalde am See trafen. Daß es ein Lagerfeuer geben 
würde, war mit der Kommune abgesprochen worden. Ein 
paar Rechte aus Rheinsberg standen schon von Anfang an 
mit in der Runde, verhielten sich aber zunächst ruhig. 
Während die ersten Schüler gingen, kamen zugleich im- 
mer mehr Rechte mit Autos angefahren, fielen die ersten 
Sprüche, wurden die ersten Rucksäcke der Schüler entwe- 
der geplündert oder ins Wasser geworfen. Irgendwann 
kippte das Mehrheitsverhältnis schließlich zugunsten der 
Rechten um, die lautstark im Chor bekundeten, daß sie 
jetzt hier ein »Judenfeuer« veranstalten wollen: »Wenn 
schon keine Juden da sind, dann verbrennen wir wenig- 
stens eure Klamotten.« Von den Schülern mitgebrachte 
Decken flogen ins Feuer. Ein Kassettenrekorder wurde 
zertrimmert, dessen Einzelteile schließlich ebenfalls im 
Feuer landeten. 


Zwei Schülern war es gelungen, sich von den Rechten un- 
bemerkt davonzuschleichen, um von einer Telefonzelle in 
Binwalde aus, die Polizei zu rufen und zu bitten, mit ein 
paar Wagen vorbeizukommen. Die Diensthabenden auf 
der Oranienburger Wache aber gähnten nur in den Hörer 
und ließen die Schüler wissen, daß sie kein Taxiunterneh- 
men seien, die Schüler zusehen sollten, wie sie nach 
Hause kämen. Sie riefen ein zweites Mal die Oranienbur- 
ger Beamten an, um die Telefonnummer der Rheinsberger 
Wache zu erfragen. Diesmal lautete die Antwort, daß man 
keine Telefonauskunft sei. 


Unten am See waren außer den Rechten fast nur noch 
Schülerinnen, die versuchten, den Platz zu verlassen. Der 
einzige Junge wurde mit Fäusten bearbeitet, einem 
Mädchen wurde ins Gesicht geschlagen. In Binwalde 
selbst war die rechte Bambule nicht unbemerkt geblieben, 
zumal die Kameraden mit ihren Autos ständig durchs Dorf 


rasten. Nur die Mutter einer Schülerin, die schon früher 
nach Hause gegangen war, rief die Polizei in Neuruppin 
zu Hilfe. Zwei Beamte erschienen auch, beschränkten sich 
aber darauf, ein paar Personalien aufzunehmen und die 
Fahrzeugpapiere der Rechten zu kontrollieren. »Das sind 
Kinder, die müssen sich halt austoben«, hat einer der 
Schüler die Beamten sagen hören. 


Noch heute merkt man den Schülerinnen und Schülern die 
tiefen Irritationen an, die das Verhalten der Polizeibeam- 
ten bei ihnen ausgelöst hat. Daß die Binwalder Einwohner 
in jener Nacht nicht aus ihren Häusern gekommen waren, 
um den Schülern zu helfen, können sie noch nachvollzie- 
hen. Die Angst vor den Rechten gehört zum Alltag vieler 
Leute in Rheinsberg und Umgebung und führt mitunter 
sogar dazu, daß man Anzeigen aus Furcht vor rechten Re- 
pressalien unterläßt. Daß aber die Polizei in jener Nacht 
aus Gleichgültigkeit derart versagte, hat die Jugendlichen 
zutiefst schockiert. Einen früheren Vorfall polizeilicher 
Untätigkeit, bei dem die zu einer von Rechten angezettel- 
ten Schlägerei im Schloßpark herbeigerufenen Beamten 
aus Angst solange im Wagen geblieben waren, bis die 
Rechten, die bei ihrem Herannahen die Flucht ergriffen, 
auch wirklich außer Sichtweite waren, hatten sie bis zu je- 
ner Nacht in Binwalde für eine einmalige Fehlleistung 
einzelner Beamter gehalten. 


»Scheiß-Zecken« 

Die Erfahrung von Binwalde mag für die Rheinsberger Ju- 
gendlichen, die nicht rechts sind, ein entsetzlicher Höhe- 
punkt gewesen sein. Daß die Rechten in der Kommune ein 
bißchen mehr als bloß verhalten präsent sind, wußten sie 
indes seit langem. Weil es die Nummer 1 der rechtsextre- 
men Zielgruppenhitliste, Ausländer, in der Kommune so 
gut wie gar nicht gibt, konzentrieren sich Haß und Gewalt 
auf alles, was den Anschein von Liberalität und demokra- 
tischen Neigungen weckt. Deshalb reicht es völlig aus, 
einfach nicht rechts auszusehen, um von den Rechten als 
»Zecke« »erkannt« und bedroht zu werden. Dabei stehen 
die Kameradinnen ihren Kameraden in nichts nach. Vier 
junge »Mädel« um die zwanzig, die eine mit einem fünf- 
jährigen Jungen an der Hand, beschimpften zwei Gym- 
nasiastinnen, die Schlaghosen und ungeputzte Pumps tru- 
gen, solange und eindringlich bis schließlich noch der 
Dreikäsehoch mit dünnem Stimmchen »Scheiß-Zecken« 
krähte. 


Nicht nur private Partys, auch Arbiturientenfeiern nehmen 
die Rechten gern zum Anlaß, sich zu exponieren. Meist sind 
es zunächst von ein paar Gymnasiastinnen mitgebrachte 
rechte Freunde, die wiederum rechte Freunde haben, die 
dann erstmal vor allem trinken und später beginnen zu pö- 
beln. Wenn man sie aus Versehen streift oder auch nur zu 
ihnen rüberblickt. riskiert man mindestens, in eine Range- 
lei verwickelt zu werden. Eine Gymnasiastin brachte es auf 
den Punkt: »Du hast das Gefühl, daß alle deine Regungen 
kontrolliert werden. Du kannst nicht mehr einfach ausse- 
hen, wie du aussehen willst. Du kannst nicht mehr einfach 
hinsehen, wo du hinsehen willst. Du bist nur noch damit 
beschäftigt, denen nicht aufzufallen.« Selbst in der Schule 
versuchen die gestylten Kameradinnen eher leger geklei- 


dete Schülerinnen zu disziplinieren: »Wie läufst du denn 
rum! Zieh dich erstmal ordentlich an, du Schlampe.« 


In den oberen Klassen halten sich die Rechten in Diskus- 
sionen im Unterricht allerdings zurück. Das mag einer- 
seits daran liegen, daß dort noch immer die, die nicht 
rechts sind, dominieren. Andererseits gibt es den Maul- 
korbzwang, den sich Rechte in der Schule, am Ausbil- 
dungs- oder Arbeitsplatz selbst auferlegen. Der kritische 
Kommentar zu einem rechtsextremen Flugblatt, das in 
Rheinsberg kursierte, ist in der Schülerzeitung trotzdem 
vorsichtshalber anonym erschienen. 


In den den 6. und 7. Klassen dagegen tobt sich der rechte 
mainstream schon gewalttätig aus. Ein Junge, der russi- 
scher Zuwanderer ist, wurde grundlos zusammengeschla- 
gen. Auf dem Klo heulte er sich bei ein paar Älteren aus, 
die die Schläger später aufforderten, so etwas nie wieder 
zu tun, da sie notfalls auch bereit wären, den Jungen mit 
Gewalt zu verteidigen. Ein Sechsklässler wurde von Mit- 
schülern gewürgt, weil er sich geweigert hatte: »Auslän- 
der raus!« zu rufen. 


Die Lehrer bekommen von diesen Exzessen nichts mit. 
Manche freilich, so mutmaßen ein paar Gymnasiasten, 
wollen wohl auch nicht hinsehen. Wieder andere hätten 
selber Angst. Wirklich ernst genommen haben die Lehrer 
das Problem mit rechtsextrem orientierten Schülern lange 
nicht, obwohl der Vorfall in Binwalde einige Lehrer auf- 
geweckt hat. Die von den beiden engagierten Schulsozial- 
pädagoginnen angeregte und für Schüler und Lehrer orga- 
nisierte Fortbildungsveranstaltung über neue rechtsex- 
treme Organisationsformen, Musik und Symbolwelten 
mit der Ethnologin Margitta Fahr wurde inzwischen fort- 
gesetzt und vertieft. Daß Aufklärung ein Anfang, es damit 
aber noch nicht getan ist, darüber sind sich Schüler und 
Lehrer einig. Auch ein paar Eltern wollen ihren Kindern 
nicht mehr nur den zwar nachvollziehbaren, aber kaum 
praktikablen Ratschlag erteilen, den Rechten so gut es eben 
geht aus dem Weg zu gehen. Es muß schließlich Möglich- 
keiten geben, sich dem rechten mainstream zu widersetzen. 


Sie und die Schüler verbuchen die Bereitstellung der Räum- 
lichkeiten für die Rechten als »Heimstätte« nicht als kom- 
munalpolitischen Erfolg. Die Begründung Carstens’, die 
rechten Jugendlichen seien in einer schwierigen sozialen 
Situation und perspektivlos, wollen sie nicht gelten lassen. 
Denn erstens sind nicht alle Rechten arbeitslos und zwei- 
tens sind nicht alle Arbeitslosen rechts. Daß viele Rechte 
der Umgebung mit Auto, CB Funk und Handy besser als 
die Polizei ausgestattet und teuer eingekleidet sind, wider- 
spricht der Mär vom wirtschaftlich zu kurz gekommenen 
Outlaw, der sich anders nicht zu artikulieren weiß. 


Das Signal der Kommunalverwaltung an die Rechten ist 
zudem mißverständlich. Denn es suggeriert, daß rechte 
Gewalt sich lohnt. daß sie ein brauchbares Mittel ist, die 
Politiker vor Ort im Sinne der Rechten handeln zu lassen. 
Gewiß, wenn die Rechten nicht mehr auf der Straße ste- 
hen. kann man vielleicht hoffen, abends auch mal die 
Stadt zu durchqueren, ohne verbal attackiert zu werden. 
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Sicher ist das indes nicht, denn mancherorts hat die Be- 
reitstellung von Clubräumen dazu geführt, daß die Kame- 
raden noch besser rekrutieren, sich noch besser abspre- 
chen konnten und dadurch handlungsfähiger wurden. So 
geschehen in Schwedt, Wurzen, Saalfeld, Eberswalde ... 


Um dem vorzubeugen, hat die Rheinsberger Stadtverwal- 
tung zwei Sozialarbeiter aus Neustrelitz eingestellt, die 
von Montag bis Freitag die rechten Jugendlichen betreuen 
sollen. Und der Rheinsberger Bürgermeister Manfred Rich- 
ter kündigte an, daß der Club geschlossen werden wird, 
falls von ihm aus Straftaten begangen werden. Dies ist in- 
des noch nicht einmal die halbe Miete. Denn über ein 
Konzept, wie die Arbeit mit den rechtsextrem orientierten 
Jugendlichen genau aussehen soll, verfügen die beiden 
Sozialarbeiter nicht. Immerhin unterscheidet sich Rheins- 
berg von einer ganzen Reihe anderer Kommunen in Ost- 
deutschland, die am gleichen Problem mit weitaus weni- 
ger Geschick und Engagement laborieren. 


»Rheinsberg, das ist Tucholsky'!« 

» ... Das kann doch nicht sein! ... Wieso gerade Rheins- 
berg?«, fragte mich eine Freundin aus Westdeutschland 
als ich ihr sagte, daß ich nicht wegen Tucholsky dorthin 
gefahren war. So ist die Frage falsch gestellt. Warum 
sollte ausgerechnet Rheinsberg ein blinder Fleck auf der 
Landkarte der »national befreiter Zonen« bleiben, die alle 
neuen Bundesländer gleichberechtigt bedenkt? Aber mög- 
licherweise und nach vielen Anstrengungen wird man die 
gleiche Frage unter einem anderen Vorzeichen doch noch 
einmal stellen müssen: Oranienburg, Neustrelitz, Herz- 
sprung etc, fast alle größeren und kleineren Kommunen in 
der Umgebung haben das gleiche Problem. Wie haben nun 
gerade die Rheinsberger es geschafft, für Rechte unattrak- 
tiv zu werden? Die erste Antwort würde dann lauten: weil 
es eine ganze Reihe Rheinsberger Bürger gab, die sich 
dem Problem offensiv gestellt haben. 


Anfang Dezember fand eine Beratungs- und Diskussions- 
veranstaltung mit Bernd Wagner und Anetta Kahane vom 
Zentrum Demokratische Kultur in der Heinrich-Rau- 
Schule Rheinsberg statt. Die Schulsozialarbeiterinnen hat- 
ten die Veranstaltung zusammen mit der Schuldirektorin 
organisiert. Außer den bereits Genannten nahmen der 
Bürgermeister, Lehrer, Schüler, Eltern, Vetreter der Poli- 
zei und der Kommunalverwaltung, die beiden Sozialarbei- 
ter, die die rechtsextrem orientierten J ugendlichen betreuen 
und einige andere Interessierte und Verantwortliche teil. 
Natürlich entbrannte sehr schnell eine heftige Diskussion 
in der nicht nur die Positionen der einzelnen deutlich ur 
den, sondern auch die verzweifelte Hilflosigkeit, die al- 
lenthalben herrscht. Das Verhalten der Beamten der Ora- 
nienburger Polizeipräsidium in jener Nacht von Binwalde 
hätte Anlaß einer Dienstaufsichtsbeschwerde und Strafan- 
zeige wegen unterlassener Hilfeleistung sein können. Und 
vermutlich hätten in Westdeutschland, wo man seit fast 
50 Jahren über eine demokratische Verfassung verfügt, 
die Eltern und die betroffenen Schüler sich in einem ge- 
meinsamen Brief umgehend an den Innenminister gewandt. 
Eine betroffene Mutter hatte das zusammen mit einigen 
Schülern immerhin erwogen. 


Aber wer klärt die Jugendlichen darüber auf, wer berät 
und unterstützt sie darin, sowohl den rechten Übergriff als 
auch das Verhalten der Beamten nicht widerspruchslos 
hinzunehmen? Wer schützt die Jugendlichen nicht nur vor 
den Rechten und all denjenigen, die die rechtsextrem ori- 
entierten Tendenzen beharrlich kleinreden, sondern auch 
vor denjenigen, die das, was ihnen mit den Beamten pas- 
siert ist, als Skandal zu empfinden außerstande sind? Wer 
schützt sie vor ihrer eigenen Kapitulation, dem fatalen 
Satz, der für manche Ostdeutsche so typisch ist und jeden 
unerträglichen Status quo zwangsläufig zementiert: »Da- 
gegen kann man eh nichts tun!«? Und schließlich: wenn 
—- was zwar in Binwalde nicht der Fall war, aber in Ost- 
deutschland keine Seltenheit ist — einzelne Polizeibeamte 
Angst haben, weil sie allzuoft mit rechten Sprüchen wie: 
»Wir wissen genau, wo du wohnst! Wir schnappen uns 
deine Kinder!« konfrontiert werden? — wer schützt dann 
einzelne Polizeibeamte oder deren Angehörige? Eine ent- 
wickelte demokratische Zivilgesellschaft, die als erstes 
öffentlich klarstellt, daß sie Gewalt nicht nur nicht dulden 
wird, sondern ihre Mitglieder offensiv mit allen ihr zu Ge- 
bote stehenden Mitteln schützen wird. Telefonketten zu 
bilden, um gemeinsam zu überlegen, was man in einer Si- 
tuation tun kann, sollte ein probates Mittel nicht allein der 
Rechten sein. In Storkow und in Fürstenwalde haben sich 
die Einwohner seinerzeit auf diese Weise untereinander 
mobilisiert, um Asylbewerberunterkünfte zu verteidigen. 
Es hätte auch in Binwalde funktionieren können. 


Im Verlauf der Diskussion, in dem die Jugendlichen, aber 
auch der Bürgermeister immer nachdrücklicher auf über- 
zeugende und möglichst griffige Lösungsvorschläge insi- 
stierten, wurden von ihnen selbst eine Reihe erster Schritte 
genannt, der kulturellen Hegemonie rechtsextrem orien- 
tierter, gewaltbereiter Jugendlicher zu begegnen. 

Erstens muß ein Konzept für die Jugendarbeit im neuen 
Club entwickelt werden. Das heißt, die beiden Sozialar- 
beiter müßten sich Verbündete suchen, die über genügend 
Erfahrung auf diesem Gebiet verfügen. 


Zweitens müßte die Kommunikation zwischen den Ver- 
sammelten, vor allem zwischen Schule, Eltern, Jugend- 
amt, Stadtverwaltung und Polizei institutionalisiert wer- 
den. (Vielleicht in der Art eines Runden Tischs, eines 
Präventionsrats gegen Jugendgewalt.) 


Drittens müssen das Versagen von Polizei und Justiz öf- 
fentlich gemacht, die betreffenden Beamten mit den zur 
Verfügung stehenden demokratischen Rechtsmitteln zur 
Verantwortung gezogen, Opferschutz eingeklagt und prak- 
tiziert werden. 


Viertens sollten über Fragen der Schulöffnung und Politi- 
scher Bildung diskutiert, sollten Ideen entwickelt werden, 
wie in Zukunft demokratische Grundstandards vermittelt 
und durchgesetzt werden können. 


Last but not least: auf die die Diskussion einleitende Frage 
Anetta Kahanes, was den Teilnehmern der Versammlung 
am meisten Sorgen bereitet, antwortete der Bürgermeister, 
daß die Zunahme der Gewalt ihn bedrücke — nicht nur, 


weil er eine Tochter habe. Allein der Umstand, daß Men- 
schen sich nicht mehr überall in der Stadt unbehelligt von 
rechten Pöbeleien und ohne Angst bewegen könnten, sei 
für ihn weder als Kommunalpolitiker noch als Privatper- 
son hinnehmbar. Schon dieses Bekenntnis eines Bürger- 
meisters ist angesichts der weitverbreiteten Verleugnungs- 
und Verharmlosungsstrategie in ostdeutschen Kommunen 
ein unschätzbarer Vorteil der Rheinsberger. Es ist ein An- 
fang, den die Rheinsberger selbst gemacht haben und den 
sie selbst schätzen lernen müssen. Bleibt abzuwarten, ob 
es ihnen gelingen wird, den rechten mainstream aufzuhal- 
ten und zurückzudrängen. Bleibt die berechtigte Hoffnung, 
daß Rheinsberg bald wieder ganz unzweifelhaft ein »Bil- 
derbuch für Verliebte« sein wird. 


Wenn der Lehrer in der Schule 
deutschen Fleiß verlangt 


Andrea Böhm 


Vor sechs Jahren jagten rechte Rabauken und brave Bür- 


ger die Flüchtlinge aus der Stadt. Heute finden es schon 
Schulkinder normal, rechts zu sein. Hoyerswerda und Für- 
stenwalde sind zwei ostdeutsche Städte, deren Entwick- 
lung zeigt, daß Fremdenhaß nicht als Jugendproblem zu 
behandeln sind. 


Nein, den Plattenbau läßt sie sich nicht schlecht reden. Sie 
war 13 Jahre alt, als ihre Eltern hierher zogen. Mit dem 
Aufbau der Neustadt ist sie groß geworden. Zehn Wohn- 
komplexe hatte man hier gebaut mit Schulen und Kinder- 
gärten — die üblichen grauen Quader, die aussehen, als 
hätte der liebe Gott an einem depressiven Tag Lego ge- 
spielt. Nein, den Gefallen tut sie einem nicht, »ein gestör- 
tes Verhältnis« zu dieser architektonischen Tristesse zu 
entwickeln. 70 Quadratmeter mit Warmwasser, Bad und 
Heizung — danach hatte man sich damals die Finger gel- 
eckt. Zu eng war es hier keinem. Den Erwachsenen nicht, 
denn die waren von früh bis spät arbeiten; den Kindern 
nicht, denn die steckten im Kindergarten und in der Schule. 
Aber dann kamen mit der Wende Zeiten, auf die der Plat- 
tenbau samt realsozialistischem Versorgungskonzept sei- 
ner Bewohner nicht vorbereitet war. Die Leute warteten 
auf »blühende Landschaften«, wurden arbeitslos, ver- 
brachten die Tage mit ein paar Bier und der geistigen Su- 
che nach dem eigenen Platz in der neuen Hackordnung. 
»Plötzlich«, sagt Helga Nikich, »hing man auf dem Bal- 
kon rum - und störte sich an den »Anderen«.« 

Vor genau sechs Jahren waren die Balkons in der Thomas- 
Müntzer-Straße begehrte Plätze, um dem ersten deutschen 
Pogrom nach 1945 zuzusehen — und Beifall zu klatschen. 
Jugendliche hatten zuerst die Wohnungen von Vertragsar- 
beitern aus Mozambique und Vietnam in der Albert- 
Schweitzer-Straße mit Steinen und Molotowcocktails an- 
gegriffen - und waren dann zu den Unterkünften von Asyl- 
suchenden in der Thomas-Müntzer-Straße weitergezogen. 
Drei Tage und Nächte flogen Steine und Brandsätze, de- 
ren Nachschub unter anderem von Mitgliedern der inzwi- 
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schen verbotenen rechtsradikalen »Deutschen Alterna- 
tıve« organisiert worden war. Drei Tage wurde gegrölt, ge- 
trunken, geglotzt und debattiert. Einige wenige versuchten, 
die Menge zu beruhigen. Das Fernsehen war da, die Poli- 
zei war da und aus anderen Städten und Städtchen kamen 
Schaulustige angereist — und solche, die mitmachen woll- 
ten. Am Ende wurden die Flüchtlinge in Bussen aus der 
Stadt geschafft - und Hoyerswerda hat sich seitdem un- 
auslöschbar in das Gedächtnis der Republik eingeprägt. 
Diese Tage im September 1991 waren eine Zäsur auch im 
Leben von Helga Nikich. Drei Monate später hängte sie 
ihren Posten als stellvertretende Schulrektorin an den Na- 
gel und übernahm die Leitung der neu gegründeten »Re- 
gionalen Arbeitsstelle für Ausländerfragen« (RAA) in 
Hoyerswerda. Sie bringt beste Voraussetzungen mit: Ein 
bißchen robust, zupackend, einnehmend und mit jener 
Dosis Ruppigkeit ausgestattet, die ihr bei der Durchset- 
zung von Projekten eine Menge Zeit und Einwände erspa- 
ren. Seit ihrem Amtsantritt übt sie mit ihrer meist jugend- 
lichen Klientel vor allem zweierlei: Toleranz und eine 
Eindämmung des Impulses, Ausländer für alle Widrigkei- 
ten in ihrem Leben verantwortlich zu machen. Derer gibt 
es genug in Hoyerswerda mit seinen 58000 Einwohnern, 
wo ein Viertel aller Jugendlichen arbeitslos ist, die ge- 
samte Arbeitslosenrate bei 20 Prozent liegt — und immer 
mehr Menschen sich mit Abwanderungsgedanken tragen. 
Das Problem ist, daß es ihr gewissermaßen an Anschau- 
ungssubjekten fehlt. »Machen Sie mal was in einer Schule 
zum Thema Ausländer, wenn keine da sind,« sagt sie in 
einem Tonfall, der resoluten Pragmatismus verrät. »Neu- 
lich mußte ich ein paar Türken aus Kiel einfliegen lassen. 
Die haben erstmal geschluckt, als sie den Namen Hoyers- 
werda gehört haben.« 

Zusammen mit einer Mitarbeiterin und einer ABM-Kraft 
jongliert Nikich in ihrem Büro im »WekKa 2« zu jedem be- 
liebigen Zeitpunkt 20 bis 30 Projekte. Sie initiiert »multi- 
kulturelle Studienwochen« mit ausländischen Gastschü- 
lern; sie bugsiert junge Langzeitarbeitslose in ABM- und 
Umschulungsmaßnahmen; sie hat fünf Schülerklubs auf- 
gebaut und mit Schulen in Hoyerswerda Hilfsaktionen für 
Bosnien angeschoben; sie ist längst Expertin im Schrei- 
ben von Finanzierungsanträgen, sitzt im Präventionsrat 
der Stadt, organisiert jeden Sommer preisgünstige Ferien- 
fahrten für rund 1000 Kinder und Jugendliche aus Hoyers- 
werda nach Tschechien. Dort erwarten sie einheimische 
Leiter der Soemmercamps, »damit unsere auch mal lernen, 
sich tschechischen Betreuern unterzuordnen.« Es ist eine 
Strategie der kleinen Schritte, der langsamen Gewöhnung 
an eine Welt, in welcher der Stolz, ein Deutscher zu sein, 
die wenigsten Probleme löst. 1991, das weiß sie, »wird 
immer ein Makel bleiben. Aber ich möchte demonstrieren, 
daß man als Ausländer wieder hierherkommen kann.« 
Die müssen allerdings aus besonderem Holz geschnitzt 
sein. wenn es nach Ernesto Milice geht. Milice kommt aus 
Mozambique, hat eine illustre Karriere als Bergbauinge- 
nieur im Braunkohlerevier »Schwarze Pumpe«, als Bot- 
schaftssekretär und Sozialarbeiter hinter sich. Heute ver- 
kauft er in Hoyerswerda Einbauküchen für den Platten- 
bau. »zwosiebzehn mal zwosiebzehn«. Über die Vorzüge 
seines Modells »Bianco« für 3000 Mark spricht der 
36jährige mit demselben geschäftstüchtig-jovialen Ge- 
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sichtsausdruck wie über jene Nächte, als der Mob unter 
anderem seine Landsleute aus der Stadt jagte. Damals war 
er Betreuer der Asylsuchenden, stand nächtelang auf der 
Straße, debattierte mit den Deutschen, hielt die Flücht- 
linge davon ab, kochendes Wasser auf die Angreifer zu 
giessen. Es wäre, sagt er heute, nie so weit gekommen, 
hätte die Polizei die Attacken nicht viel zu lange als »Ju- 
gendspaß« angesehen, und die Medien durch ihre Fern- 
sehbilder nicht soviele Schaulustige angelockt. Auf den 
Gedanken, nach dem Pogrom selbst wegzuziehen, ist er 
nie gekommen. Wenn Ernesto Milice heute über den 
»homo germanicus« im allgemeinen und die Hoyerswer- 
daer im besonderen redet, dann tut er das mit dem Gestus 
eines erfolgreichen Dompteurs: Solange man die Deut- 
schen nicht reizt, sind sie eigentlich friedlich. Aber, sagt 
Milice mit abgeklärtem Lächeln, »die Leute hier sind ge- 
frustet, haben Angst um ihre Zukunft und ihre Existenz. 
Wer würde nicht sauer werden, wenn plötzlich rumänische 
Asylbewerber jeden Monat ein paar tausend Mark abkas- 
sieren. Oder wenn ein Türke hier als Unternehmer mit ’nem 
Mercedes auftaucht ...« Milice fährt immer noch Trabant. 
Wenn sie ihn auf der Straße »Dachpappe«, »Brickett« 
oder »Neger« rufen, dann ignoriert er das, und die Anpö- 
beleien auf der Straße als »Dachpappe«, »Brickett« oder 
»Neger« muß man ignorieren können, wenn man mit 
dunklerer Hautfarbe hier bestehen will. 

Ein paar Plattenbauten weiter, im Wohnkomplex 8, findet 
man das Unternehmen des Türken mit dem Mercedes. 
»Habe ich nie gefahren«, sagt Izzet Aydogdu, und ver- 
weist auf seinen alten Transporter. Im Frühjahr 199] war 
Aydogdu mit seiner Lebensgefährtin Ursula Bielack aus 
Berlin in deren Heimatstadt Hoyerswerda geZogen, um 
die Ostdeutschen mit Döner Kebap zu versorgen. Noch im 
gleichen Monat wurde Bielacks Sohn Frank von Skin- 
heads ins Koma geprügelt, als er einen türkischen Mitar- 
beiter ins Wohnheim begleitete. Die Pogromnächte im 
September überstand der kleine Imbiß unbeschadet. Rechts- 
radikale stärkten sich am Dönerstand, bevor sie zum näch- 
sten Angriff in die Thomas-Müntzer-Straße zurückrann- 
ten. In den folgenden Monaten und Jahren konzentrierten 
sich die Glatzköpfe wieder auf Aydogdus Imbiß: Brandan- 
schläge, Schutzgelderpressungen, Bedrohungen des Per- 
sonals als »Türkenhuren« — und ein Raubüberfall durch 
15 Skinheads am hellichten Tag. Aydogdu und Bielack 
blieben stur, eröffneten weitere Restaurants und Imbißstu- 
ben, stellten sogar ein paar Rechtsradikale ein. »Die blie- 
ben vier, fünf Monate«. Es folgten ein paar Jahre relativer 
Ruhe. Die Stammkundschaft aus den umliegenden Hoch- 
häusern schätzte die türkische Fastfood-Küche, die preis- 
lich unter jedem Kombi-Menü von McDonalds liegt. Die 
Nachfrage stieg — einer von Aydogdus türkischen Mitar- 
beitern machte sich selbstständig und eröffnete unweit 
seines alten Arbeitsplatzes das »Merhaba«, ein türkisches 
Imbißrestaurant. Dem warfen Rechtsradikale vor wenigen 
Wochen während ihres alljährlichen Gedenkens an den 
Todestag von Hitler-Stellvertreter Rudolf Heß sämtliche 
Scheiben ein, und sprühten rassistische Parolen. Manch- 
mal, sagt Izzet Aydogdu, täte ihm sein Pioniervorstoß in 
den feindlichen Osten schon leid - zumal auch nach sechs 
Jahren Knochenarbeit sowohl seine Gewinnspanne wie 
seine körperliche Unversehrtheit davon abhängen, ob bei 


gewissen Gästen der Haß auf »Undeutsche« oder der Ap- 
petit auf einen Döner überwiegt. Gewiß, es ist die Minder- 
heit — aber die agiert nach seiner Ansicht nur aus, was die 
Mehrheit denkt und sagt. »Ich bin für viele Gäste der nette 
Türke, wahrscheinlich, weil meine Frau von hier ist.« 
Aber das hält immer weniger davon ab, in seinem Beisein 
ganz ungeniert den Rausschmiß aller anderen Ausländer 
zu fordern. In Senftenberg, einer Nachbarstadt von Hoy- 
erswerda, hat er nun sein nächstes Imbißrestaurant eröff- 
net. Auf ein halbes Dutzend offene Stellen bewarben sich 
über 100 Arbeitssuchende. »Die Älteste«, erinnert er sich, 
»war 66. Da sollte man doch längst auf Rente sein.« Bis- 
lang hat man ihm, dem erfolgreichen türkischen Unter- 
nehmer, der Deutschen Arbeit gibt, anstatt für sie zu malo- 
chen, in Senftenberg nur die Blumenkübel umgekippt und 
die Erde an die Fenster geschmiert. Das ist nach seinen 
Maßstäben eher harmlos. Aber Izzet Aydogdu hat ein un- 
gutes Gefühl, was die Zukunft angeht. 

Wer im deutschen Osten als Ausländer erkennbar ist, »muß 
zur Zeit ein eingeschränktes Leben führen«, sagt Almuth 
Berger, Ausländerbeauftragte des Landes Brandenburg. 
Soll heißen: Man meidet bestimmte Straßen, hält sich von 
Bahnhöfen, einem typischen Treffpunkt rechter Jugendli- 
cher, fern; Kinos, Schwimmbäder oder Kneipen gelten in 
kleineren Städten ebenso als »Gefahrenzonen« wie viele 
Jugendklubs. Ein Alltag, der in mancher Hinsicht an den 
amerikanischen Süden vor dreißig Jahren erinnert: Wer 
mit einer anderen als der weißen Hautfarbe diktierte Gren- 
zen übertritt, riskiert Leben oder Gesundheit. Nach Anga- 
ben des Bundeskriminalamtes ist die Zahl rassistisch mo- 
tivierter Straftaten im ersten Halbjahr 1997 um acht bis 
zehn Prozent gestiegen, wobei die Gewalt in den neuen 
Bundesländern deutlich stärker zunahm als in den alten. 
Dort ist die bevorzugte Gruppe der Opfer so klein, daß die 
Wahrscheinlichkeit eines Ausländers, mehrmals angegrif- 
fen zu werden, zunehmend steigen dürfte. In Brandenburg 
stellen sie gerade 2,2 Prozent der Bevölkerung. 

Nach einem Rückgang ausländerfeindlicher Übergriffe in 
den Jahren 1994/1995, dem das staatliche Verbot mehrerer 
rechtsradikaler Organisationen vorausging, verzeichnet 
man heute ein neues Phänomen: Rechts, national und aus- 
länderfeindlich zu sein ist unter Jugendlichen nicht mehr 
extrem, sondern normal. Man versteht die eigene Haltung 
nicht mehr als politisch. Die Anbindung an eine rechtsra- 
dikale Partei ist den meisten nicht wichtig. Wichtig ist, in 
der Clique Gleichgesinnter Spaß zu haben, Musik rechts- 
radikaler Bands mit Namen wie »Freikorps«, »Noie 
Werte« oder »Kahlschlag« zu hören, am Computer durch 
rechte Websites auf dem Internet zu surfen — und dafür zu 
sorgen, daß die eigenen Treffpunkte von Ausländern, 
Punks sowie »undeutscher« Musik wie Reggae oder Hip 
Hop »saubergehalten« werden. Politisch organisierte 
Rechtsextreme, die sich mittlerweile bevorzugt in dezen- 
tralen »Kameradschaften« zusammenschließen, haben dies 
längst in eine Strategie mit Anleitung und Titel umformu- 
liert: Die Schaffung »national befreiter« oder »ausländer- 
freier Zonen«. Was vor sechs Jahren in Hoyerswerda noch 
ein Medienspektakel war, das landesweit Entsetzen auslö- 
ste, geschieht heute sehr viel schleichender und selbstver- 
ständlicher. 

Die »Strategie der kulturellen Hegemonie« nennt dies der 


Kriminologe Bernd Wagner, der schon zu DDR-Zeiten die 
rechtsextreme Szene im damals noch existierenden Sozia- 
lismus beobachtete, und heute unter anderem im »Mobi- 
len Beratungsteam« (MBT) der brandenburgischen Aus- 
länderbauftragten arbeitet. Das MBT fungiert mit seinen 
drei notorisch überlasteten Mitarbeitern als eine Art zivil- 
gesellschaftlicher Katastrophenschutz: In Jugendklubs, 
deren Mitarbeiter plötzlich eine massive Präsenz von 
Skinheads verzeichnen; an Schulen, wo nach den Som- 
merferien ein halber Jahrgang mit kurzgeschorenem Schä- 
del und Bomberjacken auftaucht; zu Projekttagen, wo 
Fragen diskutiert werden wie »Sind Deutsche mehr wert 
als andere?« Wo sich einem Sozialkundelehrer in Ham- 
burg oder Dortmund die Nackenhaare sträuben würden, 
zeigen Wagner und seine Mitarbeiter Diskussionsbereit- 
schaft. »Diese Meinungen zu verdrängen oder zu stigma- 
tisieren, hilft nicht. Man muß sich ihnen stellen — aber 
gleichzeitig klare Grenzen setzen.« Nicht nur den Schü- 
lern. Auch vielen Lehrern gegenüber, die allzuoft die Jun- 
gen mit ihrem Haß auf Ausländer »irgendwie verstehen« 
können. Auch Sozialarbeitern gegenüber, die jeden rechts- 
radikalen Schläger für ein Opfer seiner »Fehlsozialisa- 
tion« halten, das Zuwendung braucht. Auch bei vielen EI- 
tern. Auch zuhause, sagt Wagner, werde zunehmend »völ- 
kisch gedacht« und - unterfüttert von Medien und 
Politikern —, argumentiert: An der Hochwasserkatastrophe 
diesen Sommer waren die Polen schuld; an den Plünde- 
rungen, die nie stattfanden, ebenfalls; Kriminalität ist ein 
Ausländerthema; die multikulturelle Gesellschaft eine 
Gefahr, die auch westliche Politiker, die den Ossis sonst 
allerlei Verhaßtes aufgezwungen haben, nicht wollen. 
»Wieso bestrafen Sie denn unseren Jungen?« empörte 
sich ein Elternpaar aus Berlin-Treptow bei der Leiterin ei- 
nes Jugendklubs, nachdem der Sohn Zutrittsverbot erhal- 
ten hatte, weil er - unter anderem — einen dunkelhäutigen 
Sozialarbeiter fortgesetzt beschimpft hatte. »Das ist doch 
Ihr Problem, wenn Sie hier Neger einstellen.« Eine Zivil- 
gesellschaft, konstatiert Wagner lakonisch, »gibt es nicht. 
Was es gibt, sind Spielräume, die man nutzen muß.« 

Patrick Siebert ist 17 Jahre alt — und heißt eigentlich an- 
ders. Eine drastische Einengung seiner Spielräume läßt es 
ihm geraten erscheinen, mit richtigem Namen nicht in der 
Zeitung zu stehen. Er lebt in Fürstenwalde, einer Stadt mit 
35000 Einwohnern auf halbem Weg zwischen Berlin und 
Frankfurt/Oder, die letztes Jahr durch einen Überfall von 
Skinheads auf den Dönerstand eines Libanesen überregio- 
nal Schlagzeilen gemacht hatte. Patrick kleidete sich bis 
vor kurzem gemäß seinen musikalischen Vorlieben und 
seinem Lebensgefühl als Punker. Bunte Haare, bunt be- 
malte Stiefel, Palästinenser-Tuch. In Fürstenwalde. wo die 
Mitarbeiter des MBT 40 Jugendliche als »sozial-organi- 
sierte« Skinheads sowie einen Zweig der rechtsradikalen 
»Nationalen e. V.« ausgemacht hat. definierte sich Patrick 
mit seinem Outfit in den Bereich der »linken Zecken«. 
Zumal man ihn auch noch bei einer Mahnwache vor dem 
örtlichen Flüchtlingswohnheim fotografiert hatte, und er 
auch noch bei einer Talkshow der schwarzen Moderatorin 
Arabella Kiesbauer mitgemacht hatte. Da ging es um die 
unverfängliche Frage »Bin ich fernsehsüchtig?« Daß er 
sich zu einer »Negerin« ins Studio setzte, brachte ihm 
noch mehr Aufmerksamkeit der Rechten ein. Im Novem- 
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ber letzten Jahres, nachdem ihn ein Trupp Skinheads, dar- 
unter ein alter Kumpel von ihm, durch das Treppenhaus in 
seine Wohnung gejagt hatte, hatte er »die Schnauze voll«. 
Die bunten Stiefel und das Palästinenser-Tuch kamen in 
den Schrank, die Haare wurden auf »Backstreet Boys« ge- 
stylt. Seine Freizeit verbringt er seitdem überwiegend zu- 
hause oder ın Berlin. Nicht einmal bei der »Demo gegen 
Gewalt«, die Jugendliche nach einem Überfall von Skin- 
heads auf eine kirchliche Jugendgruppe im Fürstenwalder 
Dom initiiert hatten, ist er mitgelaufen. 500 Jugendliche 
gingen auf die Straße. Das ist mehr als andere, größere 
Städte nach rassistischen Überfällen auf die Beine brach- 
ten — auch wenn es nicht »die schweigende Mehrheit war, 
die endlich den Mund aufmachte«, wie ein Lokalkom- 
mentator schrieb. 

Fürstenwalde ist ein Schwerpunkt der Arbeit des Mobilen 
Beratungsteams. Hier sind Streetworker im Einsatz, die 
mit rechten Jugendlichen arbeiten; hier hat man mit einer 
Geschichtswerkstatt, in der über den Nationalsozialismus 
ebenso debattiert wird wie über die Texte rechtsextremer 
Musiker, einige Weltbilder so sehr ins Wanken gebracht, 
daß sich die »Nationalen e.V« ihrerseits bemüßigt fühlen, 
abtrünnigem Nachwuchs »offene Jugendarbeit« anzubie- 
ten. Hier leben immerhin 1000 Ausländer, die sich trotz 
einer fortgesetzten Serie von Übergriffen und Parolen wie 
»Wir kämpfen Fürstenwalde dönerfrei« nicht den Mut ha- 
ben nehmen lassen, öffentlich einen Ausländerbeirat zu 
fordern oder gegen die Verschärfungen der Asylgesetzge- 
bung zu protestieren. Hier findet jedes Jahr eine Woche 
des ausländischen Mitbürgers statt; hier gibt es eine Techno- 
Szene, die eher auf Love Parades als auf Gewaltausbrüche 
steht; hier agieren ein engagierter Sozialdezernent und 
eine Ausländerbauftragte des Landkreises, die zumindest 
ansatzweise politische Lobbyarbeit für die Flüchtlinge 
und Immigranten betreiben kann. 

Spielräume also gibt es in Fürstenwalde genug - und »mit 
etwas mehr Ressourcen«, sagt Bernd Wagner, »könnte 
man in der Stadt was kippen.« Aber die kommen eben 
nicht. Man flickschustert Stellen und Projekte aus unzäh- 
ligen Töpfen zusammen. Ist die Stelle endlich für ein Jahr 
gesichert, geht der Kampf um die Sachmittel los - und 
umgekehrt. Gleichzeitig aber setzt sich fort, was Wagner 
als »Sedimentierung« rechtsextremer und völkischer 
Trends der letzten Jahre bezeichnet. Wenn Lehrer - nicht 
nur in Fürstenwalde — im Unterricht Fleiß und Ordentlich- 
keit als deutsche Tugenden anmahnen, um Ruhe im Klas- 
senzimmer herzustellen, dann hilft dagegen kein noch so 
elaboriertes Konzept gegen rechte Jugendgewalt. Dann 
braucht man ein öffentliche Debatte, in der die Frage 
»Was ist die deutsche Gesellschaft?« diskutiert wird, sagt 
Wagner. Und in der nicht zuletzt die Politiker Werte wie 
Demokratie, Toleranz und Integration verteidigen. Die 
Spielräume also sind da. Was fehlt ist der vielzitierte 
»Ruck« in der Stadt, ein vermeintliches »Jugendproblem« 
endlich als ein gesamtgesellschaftliches zu begreifen. 
Dieser »Ruck« ging auch dann nicht durch die Stadt, als 
vor wenigen Wochen plötzlich die gesamte Bevölkerung 
eine — wenn auch kurzfristige - Einschränkung ihrer Be- 
wegungsfreiheit hinnehmen mußte: Weil sich Rechtsra- 
dikale zu einer verbotenen Demo zum 10. Todestag von 
Rudolf Heß angesagt hatten, forderte die Polizei die Für- 
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stenwalder kurzerhand auf, dem Bahnhofsgelände fernzu- 
bleiben. 

Die Demonstration wurde verhindert, man habe alles un- 
ter Kontrolle gehabt, erklärte eine Polizei-Sprecherin auf 
Anfrage. Das ist Ansichtssache: Patrick Siebert war an 
diesem Tag mit dem Fahrrad zur Gartenlaube seiner Eltern 
unterwegs. »Du fährst mir hier nicht mit dem Rad durch 
die Gegend«, erklärte sein Vater. »Die Stadt ist voller 
Glatzen.« Den Rückweg legte er auf dem Hintersitz ge- 
duckt im Auto zurück. Eine reine Vorsichtsmaßnahme. 
Rechtsradikalen begegnet er jetzt nur noch in den »chat- 
rooms« des Internets, in dem er allabendlich surft. Wann 
immer sich einer mit dem Gruß »88« ins virtuelle Ge- 
spräch einschaltet, weiß Patrick, mit wem er es zu tun hat. 
Der achte Buchstabe im Alphabet ist das H. 88 bedeutet 
»Heil Hitler«. Und wenn er auf dem Bildschirm liest 
»Euch Zecken müßte man aufschlitzen«, dann klickt er 
sich einfach aus. 

(Nachdruck mit freundlicher Genehmigung der taz- 
Redaktion; ED: taz vom 19.9. 1997) 


Hakenkreuze sind doch 
nicht politisch 


Schüler der Kleinstadt Neustrelitz geben 
Nazi-Sprüche von sich und schreiten auch gerne zur Tat — 
die Erwachsenen reden sich das schön 


Jakob Augstein 


Neustrelitz, im November - Frau Book sagt es erst leise 
und wie zu sich selbst, dann wiederholt sie es ganz laut: 
‚Ich lass’ den Jungen nicht untergehen.< Sie sagt es zwei- 
mal, weil sie vermutlich gar nicht weiß, wie sie das ver- 
hindern soll. Erst recht nach der Sache im Bus. Sie weiß 
nicht, ob ihre Kraft überhaupt reichen wird. 42 Jahre ist 
sie erst alt, aber sie sieht viel älter aus, und nicht so, als 
habe sie es leicht gehabt im Leben. Und jetzt glaubt sie 
auch noch, daß alle sie erkennen, daß alle sie schief anse- 
hen auf der Straße. Ihre Wohnung in der Siedlung am 
Stadtrand von Neustrelitz, wo niedrige Plattenbauten in 
spitzen Winkeln zueinander stehen, verläßt die kleine Frau 
nur noch mit gesenktem Kopf: »Ich schäme mich so. Ich 
schäme mich tot vor den Leuten.« 

Damit sie sich am Ende nicht begründet ängstigen muß, 
ist ihr Name und der ihres Sohnes in dieser Geschichte 
geändert worden. Denn in Wahrheit ist die Sache im Bus 
gar nicht groß aufgefallen. Ganze achtzehn Zeilen standen 
in der regionalen Strelitzer Zeitung: drei Jugendliche fest- 
genommen, Körperverletzung, räuberische Erpressung. 
‚Die beiden 19jährigen sowie ein 21 jähriger hatten in ei- 
nem Bus einen 15jährigen Jungen im Gesicht mit verfas- 
sungsfeindlichen Symbolen beschmiert und ihm außer- 
dem Bargeld abgenommen.< Das Opfer war deutsch, sie 
malten ihm ein Hakenkreuz ins Gesicht. Solche Geschich- 
ten sind nicht ungewöhnlich in Neustrelitz und in Meck- 
lenburg-Vorpommern, eben in ganz Ost-Deutschland nicht. 
Überregional ist das keine achtzehn Zeilen wert. 


Die Schere am Kopf 

Man hat sich schon an Schlimmeres gewöhnt. Nicht ein- 
mal, als vor ein paar Wochen Jugendliche ein Asylbewer- 
berheim auf Usedom in Brand setzen wollten, konnte man 
das in großen Zeitungen lesen. Die Polizei sagt in solchen 
Fällen: »Kein politischer Hintergrund«, und die Öffentlich- 
keit nimmt keine Notiz. Man fragt sich, was >politisch« 
eigentlich bedeutet. Auch in Neustrelitz spielt diese Frage 
eine ganz wichtige Rolle. Denn immer wieder wird hier 
gesagt, Gewalttätigkeit der Jugendlichen habe mit Politik 
nichts zu tun. Als sei Politik ein schmutziges Wort. Es 
stimmt schon: Die rechtsorientierten Jugendlichen wollen 
den Staat und die Verfassung nicht aus den Angeln heben. 
In ihren Köpfen sind Staat und Verfassung längst aus den 
Angeln gehoben. Neustrelitz ist da nur ein Beispiel. Weil 
es hier ja auch nicht besser oder schlechter ist als an- 
derswo im Osten. 

Ein Vorurteil soll gleich ausgeräumt werden: In Neustre- 
litz ist der Osten ganz und gar nicht grau, eher barock-gelb 
und gründerzeit-weiß. Die Stadt mit 24400 Einwohnern 
liegt hundert Kilometer nördlich von Berlin an einem See, 
so wie in Mecklenburg-Vorpommern viele Städte an ei- 
nem See liegen. Aus kommunalpolitischer Sicht ist Neu- 
strelitz heute Kreisstadt und Mittelzentrum. Früher war es 
Sitz der Herzöge von Strelitz und Mecklenburg, und das 
ist eine große Vergangenheit, an die man anknüpfen 
möchte. Schon aus touristischen Gründen. 

Die Siedlung, in der Frau Book mit Mann und Sohn lebt, 
liegt weit entfernt vom barocken Stadtkern. Am Rand, wo 
die Straßen nach hier vermutlich wenig gelesenen Dich- 
tern heißen, so wie früher in der DDR, als die Leute noch 
Arbeit hatten und die Kinder nicht kriminell waren. Da- 
mals wäre ihr Sohn auch nie auf die Idee gekommen, ein 
Hakenkreuz ins Gesicht eines anderen zu malen, sagt Frau 
Book in der Diele ihrer niedrigen Wohnung. 

Weiter möchte sie Fremde nicht hereinlassen, schon wegen 
der Auslegeware. Aber als ihr Junge nach der Wende plötz- 
lich die Schermaschine für die Haare wollte, die Stiefel mit 
den Stahlkappen und die aufgeplusterte Jacke, konnte sie 
das nicht fernhalten. »Ich habe ihm die Sachen gekauft«, 
sagt sie traurig. Er war zwölf Jahre alt, und sie hat den Är- 
ger kommen sehen. »Sven, ich will keine rechte Szene 
hier«, hat sie ihm gesagt, >ich bin für Ausländer, die Leute 
können mir auch leid tun, das sind genauso Menschen wie 
wir.< Das ist keine typische Einstellung in Neustrelitz. 

Er ist dann an Jungen geraten, die ihm unter anderem bei- 
gebracht haben, seine Mutter sei »unwertes Leben«, weil 
sie ein bißchen behindert ist. Man sieht das auf den ersten 
Blick gar nicht, im Halbdunkel der Diele. Aber sie sagt es 
selber: >Ich habe es ja mit der linken Hand. Da sind von 
Geburt an keine Finger dran. Nur ein bißchen Daumen.« 
Sie sei deshalb geschlagen worden von ihren Eltern. Aber 
ihr Junge habe nie Schläge bekommen: »Mit Schlägen er- 
zieht man keine Kinder. Ich weiß, wie es mir damals ge- 
gangen ist, immer habe ich das vor Augen.« Die Frau fragt 
sich heute, ob das vielleicht ein Fehler war, ob sie ihren 
Sohn zu sehr verwöhnt habe. Eine andere Erklärung für 
den Kummer, den er ihr macht, hat sie nicht. 

Sven ist jetzt von der Schule geflogen, weil er so oft ge- 
fehlt hat. In einem großen Schulzentrum im Neubauviertel 
hatte er die Klasse 9 d der Hauptschulabteilung besucht. 


Die bietet auch ohne ihn einen sonderbaren Anblick: 
Zwölf Jungs mit kurzgeschorenen Schädeln, militärischer 
Kleidung und hochgeschnürten schwarzen Stiefeln sitzen 
da in einem schäbigen Schulgebäude, von dem der Putz 
fällt. Sie sagen, daß man dem Asylbewerberheim, das es 
seit kurzem am Rande der Stadt gibt, mal einen Besuch 
mit einer Panzerfaust abstatten sollte. Und wenn man ih- 
nen zu viele Fragen stellt, antworten sie mit der Gegen- 
frage, ob man von der Polizei komme. Zum Beispiel, 
wenn man sie fragt, ob sie die »Kameradschaft Neuteuto- 
nia Neustrelitz< kennen, deren harter Kern vom Verfas- 
sungsschutz auf 20 Mitglieder geschätzt wird. Sie sagen 
dann: >Ist doch egal«, es klingt wie >ja«. Die Schüler der 
Klasse 9 d sind alle vorbestraft oder polizeilich registriert. 
Mit 15, 16 Jahren. 

Am Ende einer langen Straße, an der rechts und links nur 
Baumärkte und Tankstellen sind und Felder, liegt das alte 
Zentrum von Neustrelitz. Hier heißen die Straßen nicht 
mehr so wie in der DDR, sondern wie im 19. Jahrhundert, 
nach Fürsten und Prinzessinnen, und hier wird auch die 
Zukunft der Stadt geplant. Man ist ungeheuer stolz auf die 
Außenstelle der Deutschen Agentur für Luft- und Raum- 
fahrt. Sie empfängt Signale aus dem Weltall, von Satelli- 
ten, die hoch über dem mecklenburgischen Himmel flie- 
gen und nach Neustrelitz funken. Die Stadt liegt nämlich 
in der Mitte Europas, wenn man bedenkt, daß Europa vom 
Atlantik bis zum Ural reicht. Wäre es nicht schön, wenn 
so die Zukunft aussähe: moderne Technologie Seite an 
Seite mit den Zeugen einer großen Vergangenheit? 

‚Das wird ein langwieriger Prozeß. Das sehen wir sehr 
realistisch«<, sagt Bürgermeister Reiner Günter im gepfleg- 
ten Rathaus am Markt. In Neustrelitz träumen sie wohl 
gerne von der Zukunft und der Vergangenheit. Nur von 
der Gegenwart will niemand träumen. Die Arbeitslosig- 
keit liegt bei 23 Prozent und wäre höher, gäbe es keine Ar- 
beitsbeschaffungsmaßnahmen. Und die Jugend? Das sei 
ein Thema, sagt der Sozialdemokrat, dem er gar nicht aus- 
weichen wolle. Aber er legt Wert auf Ausgewogenheit: 
»Man kann nicht sagen, hier sind die Rechten vordergrün- 
dig oder die Linken.< Und Siegrid Stegemann, Leiterin der 
Schulverwaltung, die ihrem Bürgermeister in seinem ho- 
hen Amtszimmer vor jedem Satz einen fragenden Blick 
zuwirft, sagt: >Hier werden keine politischen Streitigkei- 
ten ausgetragen. Gewalt richtet sich gegen Einzelpersonen 
aus der Situation heraus.< Als machten die Skinheads aus 
Klasse 9 d und ihre Gesinnungsfreunde im ganzen Land 
nicht gezielt Jagd auf Ausländer und Linke. Und als 
würde die Gewalt weniger bedrohlich, wenn man sie ein- 
fach nicht mehr politisch nennt. 

Überhaupt scheint man in Neustrelitz dazu zu neigen, 
Konflikten den politischen Kern abzusprechen. Zum Bei- 
spiel, wenn es um die neuen Straßennamen geht. Da sagt 
der Bürgermeister, es sei ja sehr schwierig, mit Symbolen 
umzugehen, und wenn man die Straßennamen zu einer 
Symbolfrage mache, gebe es nur Streit. Das habe man ein- 
fach umgangen, indem alle Namen geändert wurden. Der 
Kommunist Ernst Thälmann mußte ebenso dran glauben 
wie der Sozialdemokrat Bernhard Göring: >»Wir haben uns 
in dieser Frage nicht von politischem Gedankengut leiten 
lassen.« Als sei es keine politische Frage. wenn man die 
Namen der Vergangenheit tilgt. 


Auch Rudolf Borchert, der Chef der örtlichen Arbeiter- 
wohlfahrt und Mitglied des SPD-Landesvorstandes, legt 
großen Wert auf Balance. Die Arbeitslosigkeit sei schuld 
an der Gewalt; die aber müsse er leider »am linken und am 
rechten Rand« feststellen, sagt Borchert in seinem Büro, 
das an einer der acht sternförmig vom barocken Markt 
ausgehenden Straßen liegt. Seine Organisation betreibt in 
Neustrelitz mehrere Jugendeinrichtungen. Für Gewalt 
gebe es >ideologische Leitbilder, rechts wie links<. Welche 
Leitbilder könnten das am »linken Rand« sein? »Ich sag’ 
mal das Stichwort RAF oder Che Guevara oder andere.« 
Und dann versucht Borchert sich zu erinnern, ob es in 
Neustrelitz Gewalttaten gab, bei denen die RAF oder Che 
Guevara Pate gestanden haben könnten. Es fallen ihm 
keine ein. In ganz Mecklenburg-Vorpommern sind im ver- 
gangenen Jahr 61 Straftaten registriert worden, bei denen 
selbst die Polizei einen rechtsextremen Hintergrund ange- 
nommen hat — aber nur sechs, bei denen sie von einem 
linksextremen ausging. 
Rolf Kadgien, der jugendpolitische Sprecher der PDS- 
Fraktion, sagt dagegen: »Die politische Diskussion wird 
doch von CDU, CSU und FDP immer weiter nach rechts 
geführt.< Die PDS sitzt im Rathaus in der Opposition. 
Kadgien macht den Kapitalismus für den ganzen Ärger 
verantwortlich: >Man muß die Normalität wiederherstel- 
len, die wir ja hatten in den zwischenmenschlichen Bezie- 
hungen«, sagt Herr Kadgien in der Kreiszentrale der PDS. 
Er findet nämlich, in der DDR habe Normalität geherrtscht. 
Kadgien sitzt meist mit vorgestülpten Lippen und gesenk- 
tem Kopf da, als schmolle er. Vielleicht, weil seine Partei, 
selbst wenn sie stark ist wie in Neustrelitz, doch nichts an 
den Verhältnissen wird ändern können. Vielleicht aber 
auch, weil er überhaupt gegenüber dem Leben schmollt. 
Rolf Kadgien ist der Ansicht, die Menschen würden im- 
mer schlechter, kontinuierlich, seit ein paar tausend Jahren. 
»Ich habe eine Arbeit darüber geschrieben, wie Gewalt 
und Destruktivität im Laufe der Geschichte zunehmen. 
Zum Beispiel die Inquisition, das war ein Scheißdreck ge- 
gen die Massenmorde Hitlers.« 


>Ausländer ins Ausland« 

Übrigens hat auch Herr Kadgien Kummer mit seinem 
Sohn. Der 18jährige ist zwar kein Rechter, aber er hat neu- 
lich den denkwürdigen Rekord aufgestellt, mit dem größ- 
ten Hanffeld in der mecklenburgischen Geschichte ertappt 
zu werden. Rolf Kadgien sagt, er sei »echt entsetzt« gewe- 
sen, weil Haschisch eine gefährliche Droge sei. Im Ge- 
gensatz zu Alkohol: »Bei meiner Diplomarbeit habe ich 
mir gerne einen eingeholfen«, sagt Kadgien, »Alkohol kann 
geistig befördern. Was bei den Drogen nicht so ist.« 

Die Verantwortlichen in Neustrelitz machen sich Sorgen 
um die Jugend. Erst im September wurden zusätzlich 
180000 Mark für einen neuen Jugendclub bereitgestellt. 
Damit wird das städtische Jugendbudget knapp eine halbe 
Million Mark betragen. Das ist eine Menge für eine solche 
Stadt. Nur was nutzt das viele Geld, wenn sich die Mehr- 
heit in der Stadt einig ist, daß die Gewalt der Jugendlichen 
mit Politik nichts zu tun hat? 

Dann wird sich an der rechtsextremen Gesinnung nichts 
ändern. Oder wie soll man es sonst nennen, was die Ju- 
gendlichen einer Neustrelitzer Realschule offenbaren, 
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wenn man sie ihre Überzeugungen aufschreiben läßt: Aus- 
länder gehören ins Ausland, liest man da. Oder: Die Men- 
schen sind nicht gleich, und Gewalt ist notwendig (Doku- 
mentation der Aufsätze Seite 12). Das sind nicht die Ant- 
worten der Skinheads aus der Hauptschulklasse 9 d, 
sondern die ganz normaler junger Leute. Und aus Jugend- 
lichen, die mit der Verfassung nichts am Hut haben, könn- 
ten ganz schnell Erwachsene werden, die mit der Verfas- 
sung nichts am Hut haben. Neustrelitz ist da nur ein Bei- 
spiel. 

Frau Book ist jedenfalls schon froh, daß ihr Junge seine 
schwarzen Stiefel nicht mehr trägt, sondern Turnschuhe. 
Das hatte sie zum Abschied gesagt, als die Wohnungstür 
schon offenstand, ganz leise, damit die Nachbarn es nicht 
hören. Und daß sie die Schermaschine, die verschwunden 
ist, auf den Müll wirft, wenn sie wieder auftaucht. Und 
weil sie als Mutter weiß, daß es um nichts weniger geht, 
noch einmal diesen Satz: »Ich lass’ den Jungen nicht unter- 
gehen.« 


(Nachdruck mit freundlicher Genehmigung der Redaktion 
der »Süddeutschen Zeitung«, ED SZ vom 27. 11. 1997, S. 3) 


Wie ich Gewalt finde, 
es kommt ganz drauf an — 


I6jährige äußern sich zu Berufswünschen und 
Ausländern. Erschreckendes Ergebnis einer Umfrage 
unter Realschülern in Mecklenburg- Vorpommern 


Jakob Augstein 


Fragen: 

1.) Lebst Du bei Deinem Vater und/oder Deiner Mutter? 

2.) Wie schätzt Du Deine Zukunftsaussichten ein? Was 
willst Du werden? 

3.) Würdest Du Dich als links oder rechts oder keines von 
beidem bezeichnen? Was bedeuten links und rechts? 
4.) Wie stehst Du zu Gewalt? Ist sie manchmal, immer 

oder nie nötig? 
5.) Wie stehst Du zu Ausländern? Kennst Du welche? Re- 
dest Du mit Deinen Etern über Ausländer? 


Antworten: 

Holger F. 

1.) Lebe bei Vater und Muter 

2.) Zukunftschancen sind gut will Maurer, Zimmermann 
oder Dachdecker werden 

3.) Ich würde mich als keines von beidem betrachten bin 
weder rechts noch links 

4.)Ich finde Gewalt nicht gut, manchmal ist sie nötig 
wenn mir einer blöde kommt 

5.) Man muß halt mit ihnen leben und wer das nicht kann 
der hat ein Problem. Mir sind Ausländer egal. Nein, ich 
kenne keine. Ich rede nicht mit meinen Eltern über 
Ausländer. 


YvonneL. 

1.) Ich lebe mit beiden Eltern zusammen. 

2.) Also die Zukunft für uns jugendlichen ist nicht gerade 
gut. Es sieht sehr schlecht aus mit einer Lehrstelle. 
Sollte man doch eine Lehrstelle bekommen ist es frag- 
lich ob man auch übernommen wird. Ich möchte später 
mal etwas mit Kindern zu tun haben. z.B. Kinderer- 
ziehrin. Kinderpflegerin usw 

3.) Eigentlich bin ich neutral, lebe aber mit einer rechten 
Meinung. Rechts hat immer etwas mit Gewalt zu tun. 
Die Rechten sind auch ausländerfeindlich. 

4.) Gewalt ist doch heute schon gang und gebe bei den Ju- 
gendlichen. Eigentlich ist Gewalt nicht so gut. Manche 
werden jedoch mit Gewalt erzogen. Die kennen das 
dann nicht anders. Die Denken Gewalt gehört zum 
heutigen Alltag. Nein ich finde Gewalt ist nie nötig. 
Man kann doch ein Problem auch ausdiskutieren. Ob- 
wohl die Polizei schon Gewalt anwenden muß, wenn 
sie in der rechten Szene eingreifen muß. 

5.) Ausländer sind eigentlich auch nur Menschen so wie 
wir. Manche Ausländer sind aber so, das sie die Rech- 
ten so richtig provozieren. Dann brauchen sich die 
Ausländer auch nicht wundern, wenn die Rechten zur 
Gewalt greifen. Persönlich kenne ich keine Ausländer, 
aber meine Freundin. Ich möchte persönlich auch 
nichts mit Ausländern zu tun haben. Nein ich rede 
nicht mit meinen Eltern über Ausländer. Bei uns sind 2 
rechte Personen im Haushalt. 


Maik S. 

1.) Ich lebe bei meiner Mutter und bei meinem Vater 

2.) Meine Zukunft sehe ich das ich später mal irgendwie 
in der KFZ Mechaniker oder Fotodesigner. Heiraten 
werde ich glaube ich nicht. Kinder möchte ich auch 
gerne haben. 

3.) Ich würde mich als Stino bezeichnen als Stinknormaler 
obwohl ich auf keinen Fall zur rechten Seite gehen 
würde. Rechte sind für mich Leute die gar nicht wissen 
was sie tun und die überhaupt nichts im Kopf haben. 
Immer nur Schlägerein, Gewalt und Saufen. Linke 
sind für mich Menschen die sich den ganzen Tag die 
Birne zukiffen und die wenigstens ein bißchen im 
Kopf haben. Ich gehe auch mehr zur linken Seite rüber 
aber ich nehme keine Drogen. Ich kenne viele die Dro- 
gen nehmen und die machen das fast täglich aber mir 
ist das egal. 

4.) Ich finde Gewalt zwar auch nicht so gut aber wenn es 
sein muß dann muß es sein. Und wenn es zuviele sind 
zieh ich meine Pistole. 

5.) Zu Ausländern habe ich 2 Meinungen: Die 1. ist sie 
nehmen uns die Arbeit weg. Man sieht immer im Fern- 
sehen junges Mädchen entführt und vergewaltigt von 
Ausländern. Meine 2. Meinung manche sind ganz in 
Ordnung und ich kenne auch welche und die sind auch 
ganz in Ordnung. Mit meinen Eltern rede ich nicht 
über Ausländer wenn es nicht sein muß aber wenn es 
sein muß dann rede ich auch. 


LenaK. 
l.) Ich lebe bei meinem Vater und meiner Mutter 
2.) Ich sehe meine Zukunft sehr gering. Aber ich lasse 


alles auf mich zukommen. Ich will entweder Alten- 
pflegerin oder Sozialpädagogin werden. Die Lehrstel- 
len sehen hier nicht besonders günstig aus. Ich möchte 
aber auch eine Familie haben, mit 2 Kindern und einen 
treuen Ehemann. Er darf nicht trinken (nur zu Feiern) 
wenns geht aber auch nicht Rauchen. Ich möchte spä- 
ter ein eigenes Haus haben und nicht von den Eltern 
abhängig sein. 

3.) Ich bezeichne mich als gar nichts von beidem. Es ist so 
und so sinnlos. Die rechten wollen alles mit Gewalt 
machen wenn irgendwas ihnen nicht gefällt. Aber den 
linken ist auch nicht zu trauen. Weil die meisten Dro- 
gen nehmen und dann kann man mit ihnen so und so 
nichts mehr anfangen. Dann drehen die entweder total 
durch oder liegen in der Ecke rum. 

4.) Ich finde Gewalt doof. Man kann das auch anders re- 
geln. z.B. darüber reden. 

5.) Ich kenne zwar persönlich keine Ausländer. Aber wenn 
man einige so sieht kann einem richtig schlecht wer- 
den. Die sehen richtig schäbig aus. Aber einige sehen 
gut aus (Klamotten) da denkt mann dann der Staat 
steckt den alles im Arsch. Ich rede nicht mit meinen 
Eltern über Ausländer. 


Kerstin B. 

1.) bei Vater und Mutter 

2.)Ich möchte Bürokauffrau werden. Ich möchte gerne 
eine Arbeit haben die mir Spaß bereitet. Aber es sieht 
jetzt nicht so gut aus. Ich möchte eine Familie haben. 
2-3 Kinder. 

3.) Ich würde mich als neutral bezeichnen. Ich habe nichts 
gegen Ausländer wenn sie nur für einige Zeit Urlaub 
machen. Aber wenn sie hier wohnen und randalieren 
dann bin ich dagegen. Rechts: Ist gegen Ausländer. 
Wenn die Rechten nur einen Ausländer sehen sind sie 
wütend. Viele verprügeln auch die Ausländer. Ich denke 
es ist nicht jeder Mensch gleich. Links: Ist für Auslän- 
der. Helfen den Ausländern. Wollen versuchen das sie 
hierbleiben können. 

4.) Ich finde es schlimm, daß es soviel Gewalt gibt. Ich ver- 
suche erst immer ganz vernünftig darüber zu sprechen 
wenn es dann nichts wirkt versuche ich es auch einmal 
lauter. Aber ich habe noch nie jemanden geschlagen. 

5.) Ich habe nichts gegen Ausländer wenn sie hier Urlaub 
machen aber wenn sie hier wohnen und den Deutschen 
die Arbeit wegnehmen und vieles kaputmachen dann 
bin ich dagegen. Ich kenne keine Ausländer. Ich habe 
schon öfter mit meinen Eltern über Ausländer geredet. 
Ich möchte bloß nicht das es so wird wie in Amerika. 
Wenn sie hier Urlaub machen dann ok. aber sie sollen 
wieder in ihr Land zurück. 


Annabel D. 

1.) Ich lebe bei Vater und Mutter 

2.) Ich sehe meine Zukunftschancen sehr gering. weil heut- 
zutage sieht es auf dem Arbeitsmarkt sehr schlecht aus. 
Ich möchte gerne im Büro als Bürokauffrau oder Bank- 
kauffrau oder sonstiges werden. Ich würde aber später 
gerne eine Familie gründen. Ein schönes Haus und 
eins oder zwei Kinder. Natürlich ist das nur ein Traum. 
aber manchmal werden sie ja auch wahr. 


3.) Ich bin weder rechts noch links. Ich mache mir darüber 
keine Gedanken. Rechts sind für mich mehr die kurz- 
haarigen die mehr auf Gewalt aus sind. Die Linken 
sind mehr die Langhaarigen oder die Punks. Die viel- 
leicht keine Gewalt im Kopf haben, aber manchal auch 
ein paar Drogen. Aber solche Linken finde ich Scheiße. 

4.) Wie ich Gewalt finde es kommt ganz drauf an. Manch- 
mal ist es schon wichtig das man Gewalt anwendet. 
Aber in manchen Dingen kommt man auch ohne Ge- 
walt klar. Es ist auch ganz sinnvoll über Probleme zu 
diskutieren und sie nicht mit Gewalt zu lösen. 

5.) Was ich von Ausländern halte, eigentlich nicht viel. Ich 
finde die Menschen sollen bleiben wo sie herkommen. 
Hier in Deutschland ist es doch so, die meisten Be- 
triebe stellen lieber Ausländer ein, weil das billige Ar- 
beitskräfte sind. Und wir deutsche dagegen sitzen auf 
der Straße. Ich kenne keine Ausländer, möchte auch 
gar nicht kennen. Mit meinen Eltern spreche ich eigent- 
lich nicht über Ausländer. ist aber auch kein wichtiges 
Thema für zuhause. 


Ronny G. 

1.) Ich lebe bei meiner Mutter aber ich fahre auch oft zu 
meinem Vater 

2.) Bei den Berufschancen sieht es nicht so gut aus. Ich 
möchte mal Familie haben. 

3.) Ich bin weder rechts noch links. Ich finde es blöd, daß 
die rechten und die linken sich immer schlagen müssen. 

4.) Gewalt finde ich nicht so gut. Wenn mich einer schlägt 
dann schlage ich natürlich auch zurück. 

5.) Ausländer sind mir egal. Ich habe nichts mit ihnen zu 
tun. Ich kenne auch keine Ausländer und ich rede auch 
nicht mit meinen Eltern über Ausländer. 


Falk B. 

1.) Vater und Mutter 

2.) Handwerker 

3.) Ich bin Rechts ich finde das die Ausländer mir die 
Chance verbauen einmal eine ordentliche Arbeit zu 
finden! 

4.) Ich finde Gewalt ist nicht nötig 

5.) Ich halte nichts von Ausländern! Ich möchte auch keine 
kennenlernen! Ich rede auch nicht mit meinen Eltern 
darüber. 


SaschaM. 

l.) Ich lebe bei meinen Eltern 

2.) Ich denke meine Zukunft sieht erstmal nicht so gut aus. 
Ich würde gerne Heizungsinstalatör werden. 

3.) Ich bin eigentlich neutral habe aber auch eine linke Mei- 
nung. Rechts sein finde ich scheiße weil ich das scheiße 
fand was Hitler damals mit den Juden gemacht hat. 

4.) Gewalt finde ich scheiße. Manchmal ist gewalt nötig 

5.) Ich kenne keine Ausländer. Manchmal redet man schon 
mit den Eltern über Ausländer wenn mal wieder schlä- 
gerein im Gange waren. 


(Nachdruck mit freundlicher Genehmigung der Redaktion 
der ‚Süddeutschen Zeitung«. ED: SZ vom 27.11.1997, . 12) 


Chronik rechtsextremistischer 
Vorfälle bzw. von Vorfällen mit 
rechtsextremistischem, 
fremdenfeindlichem Hintergrund 
in den neuen Bundesländern 
einschließlich Berlin in den 
Monaten April bis Juli 1997 


Cordula Mäbert 


Nach Angaben des Bundeskriminalamtes ist die Zahl der 
ausländerfeindlich motivierten Gewalttaten im ersten Halb- 
jahr 1997 um acht bis zehn Prozent gestiegen. 985 Straf- 
taten, 105 mehr als im Vorjahreszeitraum, sprechen für 
eine Eskalation der Gewalt. Dabei wurden in den neuen 
Bundesländern prozentual eindeutig mehr fremdenfeindli- 
che Delikte festgestellt als im alten Bundesgebiet. 

Die Chronik registriert nicht nur einzelne Vorfälle gewalt- 
tätiger Jugendlicher, sondern dokumentiert auch sichtbar 
gewordene rechtsextremistische Strukturen, diskriminie- 
rende, fremdenfeindliche Einstellungen und Verhaltens. 
weisen, Verharmlosung von Vorfällen, populistische Äuße- 
rungen von Politikern sowie völkische Stimmungen in der 
Bevölkerung. Die Chronik stützt sich auf Meldungen der 
überregionalen und regionalen Tagespresse. Sie erhebt 
keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 


Berlin 

Am 7.4. wurden zwei Frauen aus dem ehemaligen Jugos- 
lawien von einem Polizeiaufgebot aus einem Heim für 
kriegstraumatisierte Frauen in Abschiebehaft gebracht. Der 
Vorfall sorgte im Abgeordnetenhaus für Empörung, er sei 
unmenschlich und unverständlich nach Meinung von SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und PDS. Der Innenstaatssekretär 
Böse hingegen verteidigte das harte Vorgehen und sprach 
sich gegen unangebrachte Embotionalisierung aus. (taz, 10.4.) 


Der rechtsextremistisch ausgerichtete Verlag »Verlag der 
Freunde«, Herausgeber der Zeitschrift »Sleipnir«, wurde 
am 11.4. durchsucht. Wegen Verunglimpfung des Staates 
und seiner Symbole wurde bei Wohnungsdurchsuchungen 
in Kreuzberg, Friedrichshain und Prenzlauer Berg Mate- 
rial rechtsextremistischen Inhalts beschlagnahmt. (taz, ND, 
12.4.) 


Weißensee 

Drei portugiesische Bauarbeiter wurden am 13.4. nachts 
auf der Straße von fünf rechten Jugendlichen angegriffen, 
geschlagen und getreten. Zeugen ordneten die Täter an- 
hand ihrer Parolen und ihrer Kleidung der rechten Szene 
zu. (Tagesspiegel, 14.4.) 


Mitte 


Am 14.4. wurde im Roten Rathaus die Ausstellung des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz, »Demokratie ist ver- 


letzlich«, eröffnet. Verfassungsschutzpräsident Frisch 
warnte angesichts einer »blühenden Skinhead-Szene, Wehr- 
sportgruppen, Waffenfetischisten und einzelnen Psycho- 
pathen, die zu entsetzlichen Gewalttaten fähig sind und 
sich auf originär nationalsozialistische Thesen berufen«, 
vor dem »verhängnisvollen Fehler, den rechten Extremis- 
mus zu unterschätzen«. (Frankfurter Rundschau, 15.4.) 


Als Reaktion auf die gerade erschienene Ausgabe des 
Nachrichtenmagazins »Der Spiegel« mit dem Titel: »Ge- 
fährlich fremd«, in dem pauschalisierend und diskriminie- 
rend alle Ausländer als Kriminelle beschrieben wurden 
und damit das Ende der kulturellen Gesellschaft suggeriert 
wurde, äußerte Anetta Kahane von der RAA Neue Länder, 
Jugendarbeit und Schule e. V. am 14.4. im Gespräch mit 
Heribert Prantl von der Süddeutschen Zeitung die Be- 
fürchtung, die Beiträge im Spiegel seien »Wasser auf die 
Mühlen der allgemeinen völkischen Stimmung, die in 
Ostdeutschland herrscht«. Mit der derzeitigen Ausländer- 
politik werde versucht, im Osten »ausländerpolitisch Ta- 
bula rasa« zu machen. (Süddeutsche Zeitung, 15.4.) 


Friedrichshain 

Mitte April geriet ein abgelehnter Asylbewerber aus Viet- 
nam in einen Polizeieinsatz gegen illegale Zigaretten- 
händler. Polizeibeamte, die nur wenige Meter entfernt 
standen, riefen den Polizeihund erst zurück, nachdem das 
Tier viermal zugebissen hatte. Auf der Fahrt zur Polizei- 
dienststelle wurde der Vietnamese beschimpft, gestoßen 
und an der Kehle gedrückt. Einen Arzt riefen die Beamten 
erst eine Stunde später. (ND, 22.4.) 


Kreuzberg z 

Im Stadtbezirk wurde Mitte April in den Haushalten ein 
Flugblatt der CDU-Kreuzberg verteilt, das »Sofortige Rück- 
führung aller Kriegsflüchtlinge!« fordert. »Die hohen Ko- 
sten für die Unterbringung können der steuerzahlenden 
Bevölkerung unseres Landes nicht länger zugemutet wer- 
den.« hieß es darin. 


Treptow 

»Nazi-Krieg in Berlin: 2 Tote«. Mit großer Schlagzeile ti- 
telte die Bild-Zeitung den Vorfall, bei dem Opfer und Tä- 
ter zur Neonazi-Szene gehörten. Nach einer Feier im Um- 
feld der »Kameradschaft Treptow« wurden am 17.4. zwei 
Mitglieder der rechtsextremen »Kameradschaft Witten- 
berg«, Chris Danniel und Olaf Schmidtke von zwei zum 
harten Kern der militanten Berliner Neonaziszene gehören- 
den Gesinnungsgenossen, Detlef Nolde und Lutz Schil- 
lock nach einer Auseinandersetzung im Auto erstochen. 
Die Kameradschaft Treptow beschreibt sich selbst auf 
einem Flugblatt:: »Wir sind heute, fünfzig Jahre nach dem 
Heldentod des Führers, seine aufgehende Saat.« (Bild, 
18.4., ND, JW, 19./20. 4.) 


Tiergarten 

Im Bezirk tauchten am 19.4. Flugblätter der Kamerad- 
schaft »Beussel-Kiez« auf. Die Rechtsextremisten kün- 
digten darin eine Sympathiekundgebung für den inhaftier- 
ten Neonazi-Kader Hans-Christian Wendt an. (Berliner 
Zeitung, 21.4.) 


Hellersdorf 

In einem Hellersdorfer Lokal wurde am 20. 4. zu nächtlicher 
Stunde etwa 15 rechten Jugendlichen von den Türstehern 
der Einlaß verwehrt. Daraufhin stürmten die Jugendlichen 
die Gaststätte und schlugen mit Baseballschlägern, Schlag- 
waffen und Gaststättenmobilar auf Gäste und Angestellte 
ein. Zahlreiche von ihnen mußten ärztlich behandelt werden. 
Die Täter konnten alle unerkannt entkommen. (taz, 21.4.) 


Weißensee 

Bei einer Polizeikontrolle wurden am 20.4. nachts 30 
Rechtsradikale, die von einer Veranstaltung kamen, in ei- 
nem Bus überprüft, und drei von ihnen wegen Verwen- 
dung von Nazisymbolen vorläufig festgenommen. Einen 
Zusammenhang mit dem Geburtstag von Adolf Hitler am 
20. April konnte die Polizei bei den Zwischenfällen nicht 
sehen. (taz, 21.4.) 


Der Berliner Innensenator Schönbohm setzte sich in einem 
Autorenbeitrag in der Berliner Morgenpost vom 24.4. mit 
rechtspopulistischen und rassistischem Vokabular mit der 
multikulturellen Gesellschaft auseinander. Nicht in Ras- 
sismus und Diskriminierung der mehr als 400 000 nicht- 
deutschen BerlinerInnen sieht er die Gefahr für das demo- 
kratische Gemeinwesen, sondern weil die Einwanderer als 
»Fremdkörper« ein »isoliertes Eigenleben« in der Gesell- 
schaft führen. Nach seiner Auffassung ist die Bedingung 
für das friedliche Zusammenleben die Unterordnung unter 
eine »deutsche Lebenswelt und Kultur«. (Berliner Mor- 
genpost, 24.4.) 


Am 29.4. veröffentlichte das Landesamt für Verfassungs- 
schutz den Bericht für 1996. Darin wird ein Rückgang der 
Zahlen für Rechtsextreme und entsprechende Straftaten 
für das Jahr 1996 verzeichnet. Die rechtsextremistischen 
Parteien leiden an Überalterung, in der Kameradschafts- 
szene gibt es eine Stabilisierung, der sich zunehmend auch 
18 bis 25jährige zuwenden, geht aus dem Bericht hervor. 
Nachweise über rechtsextremistisch motivierten Terroris- 
mus liegen dem Amt nicht vor, was »terroristische Ge- 
walt« von »einzelnen militanten Rechtsextremisten »nach 
Ansicht des Berliner Innensenators nicht ausschließe. In 
einem offenen Brief warfen Berliner Politiker der Grünen 
und der PDS dem Innensenator vor, mit seiner »ablehnen- 
den Haltung gegenüber Verbotsforderungen« von »ge- 
planten Neonazi-Aufzügen« die neonazistischen Tenden- 
zen zu »verharmlosen und rassistisches und neonazistisches 
Gedankengut geradezu zu fördern.« (ND, 30.4./1.5.) 


Schöneberg 

Mitte April wurde in einem Schreiben der Schöneberger 
Sozialabteilung einer Berlinerin türkischer Staatbürger- 
schaft die Ablehnung ihres Antrages auf Leistungen mit- 
geteilt. Außerdem wurde ihr empfohlen. ihr Problem doch 
am besten dadurch zu lösen, daß sie in ihr Heimatland 
zurückkehren solle. Der »Fall« sorgte für Aufregung und 
Empörung. In der Sitzung des Bezirksausschusses be- 
zeichnete der stellvertretende Bezirksbürgermeister, Ger- 
hard Lawrentz (CDU) den Nachsatz im Schreiben an die 
türkische Bürgerin lediglich als eine »unglückliche For- 
mulierung«. (Schöneberger Stichel, April) 


Auf Druck von Berliner Abgeordneten der PDS, der 
Bündnisgrünen und der SPD wurde am 5.5. ein für Mitte 
Mai geplantes Treffen zwischen dem Führer der neofa- 
schistischen italienischen Alleanza Nazionale, Gianfranco 
Fini und dem Präsidenten des Abgeordnetenhauses, Her- 
wig Haase sowie Innensenator Schönbohm abgesagt. Haase 
wollte mit dem Neofaschisten, der auf einer Deutschland- 
reise Berlin einen Privatbesuch abstatten wollte, einen 
Meinungsaustausch unter vier Augen führen, Schönbohm 
wollte sich über die Effizienz großstädtischer Verwaltun- 
gen mit ihm unterhalten. 

Auch die Europäische Akademie im Grunewald plante, 
den Führer der drittgrößten Partei Italiens, der für nationa- 
lıstische und antieuropäische Politik steht, über »Vorstel- 
lungen der politischen Rechten« sprechen zu lassen. (ND, 
6.5.) 

Kurz vor dem geplanten Termin sagte schließlich Fini sei- 
nen Besuch selbst ab. (ND 13.5.) 


Treptow 

25 Neonazis in Stiefel-Bomberjacken-Kleidung fuhren 
am 8.5., dem »Herrentag«, mit der Straßenbahn vom S- 
Bahnhof Grünau in Richtung Schmöckwitz ungehindert 
zu einem Treffen. Die Fahrgäste wagten es nicht, sich ge- 
gen Provokationen zur Wehr zu setzen. Die Situation es- 
kalıerte, als einer der Jugendlichen einer Frau eine Waffe 
auf den Kopf richtete. Andere klatschten Beifall, grölten 
Nazi-Parolen und prügelten auf die Fahrgäste ein. Beim 
Aussteigen warf einer noch ein Bierglas gegen die Schei- 
ben. Die Glassplitter verletzten Fahrgäste. Zeugen alar- 
mierten die Polizei. (ND, 10./11.5.) 


Westkreuz 

Am 7.6. stieg nach einem Fußballspiel von Hertha BSC 
eine Gruppe Hertha-Anhänger am S-Bahnhof Westkreuz 
ın die Bahn in Richtung Potsdam. Die alkoholisierten Fans 
beklebten Fenster und Türen von zwei Waggons mit 
Hertha-Aufklebern, schlitzten die Polster auf und klebten 
aus den Aufklebern groß und unübersehbar ein Haken- 
kreuz. Im Bahnhof Potsdam wurden zwei Bundesgrenz- 
schutz-Polizisten von einem mitreisenden Fahrgast auf die 
Sachbeschädigung und den politischen Hintergrund der 
»Feierlichkeit« aufmerksam gemacht. Deren Reaktion: 
»Wir wissen doch gar nicht, wer der Täter ist«, obwohl die 
Fans im Bahnhof weiter ihre Aufkleber verteilten. (ND, 
10.6.) 


Mitte 

Der geplante und angemeldete Aufmarsch der Republika- 
ner unter Federführung des Berliner Landesverbandes un- 
ter dem Motto »Arbeit zuerst für Deutsche« wurde geneh- 
migt, weil die Kundgebung den »Verpflichtungen des Ge- 
setzes« entspreche. 

Antifa-Gruppen, PDS und Bündnis90/Die Grünen kün- 
digten Gegendemonstrationen an. (ND, 10.6.) 


Lichtenberg 

Ein Asylbewerber aus Angola wurde am 12.6. abends auf 
dem S-Bahnhof Nöldnerplatz von neun Jugendlichen im 
Alter von 17 bis 27 Jahren angegriffen, geschlagen und 
beraubt. Die Täter wurden vom Bundesgrenzschutz fest- 


genommen, am nächsten Tag wieder freigelassen. Einen 
ausländerfeindlichen Hintergrund der Gewalttat schloß 
die Polizei nicht aus. (Frankfurter Rundschau, ND, 14. 6.) 


Grunewald 

Am 14.6. wurde eine Rettungsstation am Wannsee von 
den Mitarbeitern völlig verwüstet aufgefunden. Die kom- 
plette Einrichtung war zerschlagen, die Wände mit Ha- 
kenkreuzen beschmiert sowie wertvolle Gegenstände ge- 
stohlen worden. (Berliner Kurier, 16. 6.) 


Mitte/Tiergarten 

Am 14.6. versammelten sich am Brandenburger Tor etwa 
600 aus dem gesamten Bundesgebiet angereiste Republi- 
kaner zu ihrer Veranstaltung: »Zum Gedenken an die 
Maueropfer und des Aufstandes 17. Juni«, ursprünglich 
angemeldet unter dem Motto »Arbeit zuerst für Deut- 
sche«. Die Reisebusse wurden unter Polizeischutz zum 
Kundgebungsort geleitet. Um den Platz vor dem Branden- 
burger Tor wurde ein »Sicherheitsgürtel« aus Polizeifahr- 
zeugen errichtet. Die Rede des Rep-Vorsitzenden Schlie- 
rer enthielt eine Vielzahl antieuropäischer und ausländer- 
feindlicher Auslassungen. Er kenne in seiner Partei 
»keinen einzigen Nazi« sagte er und übersah die Springer- 
stiefel der jungen Zuhörer mit den weißen Schnür- 
senkeln — bekennende Ausländerfeinde. Mehrere hundert 
Menschen protestierten gegen die Kundgebung, die von 
einem massiven Polizeiaufgebot abgeschirmt worden war. 
(ND, Berliner Zeitung, Frankfurter Rundschau, 16.6.) 
Zeit- und ortsgleich wie die Republikaner wollte auch die 
rechtsradikale Nachswuchsorganisation der NPD, die 
»Jungen Nationaldemokraten« (JN) einen Aufmarsch ver- 
anstalten. Sie hatten ihre Demonstration mit der Begrün- 
dung angemeldet, daß sie die gleichen Forderungen wie 
die Republikaner vertreten. Bisher wurde eine Verbindung 
zwischen den Organisationen von beiden Seiten immer 
bestritten. Auch über das »Nationale Info-Telefon« ver- 
suchten die JN zum Aufmarsch zu mobilisieren. Die JN- 
Veranstaltung wurde von der Polizei nicht genehmigt. 


(ND, 14./15. 6.) 


Friedrichshain 

Zu einer Auseinandersetzung zwischen etwa 20 Jugendli- 
chen aus der rechten und etwa 30 Jugendlichen aus der 
linken autonomen Szene kam es am Abend des 21.6. am 
Hauptbahnhof. Die rechten Jugendlichen hatten sich auf 
Einladung der Jungen Nationaldemokraten Berlin ver- 
sammelt und wollten zu einer Sonnenwendfeier in das 
Berliner Umland fahren. Am Bahnhof wurden sie von der 
linken Grupe mit Knüppeln, Schlagstöcken und Nun- 
chakus (einer asiatische Waffe) zielgerichtet angegriffen. 
Dabei wurden drei aus der rechten Gruppe schwer ver- 
letzt. Noch vor Eintreffen der Polizei konnten alle fliehen, 
es wurde niemand festgenommen. (Tagesspiegel, ND, 
Frankfurter Rundschau, taz, 23.6.) 


Zehlendorf/Charlottenburg 

Die CDU-Mitglieder Ortwin Kuhn aus Zehlendorf und 
Georg Klaffus aus Charlottenburg schickten ein Thesen- 
papier »Bürgerinitiative besorgter Bürger« an alle Kreis- 
verbände Deutschlands, um mit einer Unterschriftenliste 


Politiker zum Handeln aufzufordern. In dem Papier be- 
klagten sie die »Verschwendungssucht der Politiker« und 
kritisierten die Ausgaben für Asylbewerber und Flücht- 
linge sowie die »großzügige Finanzierung Israels« und 
der sog. Kontingentflüchtlinge aus der ehemaligen So- 
wjetunion«. In dem Papier heißt es: »Als deutscher Bürger 
fragt man sich, warum dieser Personenkreis ein originäres 
Anrecht, nur aufgrund seiner Glaubenszugehörigkeit, hat, 
den ungehinderten Zugang zu Lasten des Steuerzahlers 
garantiert zu bekommen.« Es sei Zeit, den »pathologi- 
schen Philosemitismus unserer Politiker beim Namen zu 
nennen«, und darauf hinzuwirken, »daß das Zusammenle- 
ben von Juden und Deutschen wieder in normale, gleich- 
berechtigte Bahnen kommt«. 

Während die Berliner CDU sich noch zurückhaltend über 
die rechten Thesen äußerte, forderte der CDU-Generalse- 
kretär Hintze wegen der »fragwürdigen und zum Teil 
rechtsradikalen Thesen« den Partei-Ausschluß der beiden 
CDU-Mitglieder. (Die Welt, 21.6., ND 28.7.) 

Der CDU-Kreisvorstand Zehlendorf leitete ein Parteiord- 
nungsverfahren wegen Schädigung des Ansehens und der 
Interessen der CDU ein. (FAZ, 20.8.) 


Aus Geltungssucht gegenüber seinen Freunden hatte ein 
16jähriger aus Berlin im Zeitraum Januar bis Mai 1997 ın 
33 Fällen Schmierereien an S-Bahnzügen mit nationalso- 
zialistischem Hintergrund angebracht. (Berliner Morgen- 
post, 26.6.) 


Auf dem Internet-Rechner der Internationalen Funkaus- 
stellung (IFA) wurde Anfang Juli ein Verweis auf das 
»Thule-Netz« unter dem Begriff »Page der Woche« ent- 
deckt. Von deren Link-Liste gelangt der Internet-Surfer 
zur Sammlung aller rechten Internet-Server, wie NPD, 
Republikaner, FPÖ, Front National oder British National 
Party u.a. Der Pressesprecher der Messe Berlin bezeich- 
nete die Übernahme des Links als »nachlässig und fahr- 
lässig«, auf eine Löschung wurde hingewirkt. (Tagesspie- 
gel, 5.7.) 


Tiergarten 

Der Berliner Verfassungsschutz bezweifelte die Echtheit 
eines seit Juni in Berlin kursierenden Schreibens, in dem 
ein Aufmarsch mit Fahnen und ein »geschlossener Fackel- 
zug« bei der Love Parade am 12. Juli propagiert wurde. 
Der Brief ist unterzeichnet von Wolfgang Nahrath, ehe- 
maliger Bundesführer der 1994 verbotenen Wiking-Ju- 
gend. In dem Schreiben heißt es: »Elemente der Love Pa- 
rade werden für eine völkische Deutung und Umwertung 
bewußt offengehalten.« »Um die deutsche Jugend wieder 
auf die rechte Bahn zu bringen« solle »eine ausgewählte 
Schar von Mädel und Jungen« aus der Wiking-Jugend 
vom »Sommerlager« in Mecklenburg zur Love Parade 
aufbrechen. Ein weiteres Flugblatt eines »Nationalen Ein- 
satzkommandos Cottbus«, kündigte an, drei Panzerminen 
im Tiergarten zu zünden, wenn die Love Parade nicht ab- 
gesagt werde. Sie sei der »multikulturelle Auswuchs des 
Bundeskonsumsystems« und verderbe die deutsche Jugend, 
heißt es zur Begründung. Die Gruppierung ist dem Verfas- 
sungsschutz unbekannt. (Tagesspiegel, 9. 7., taz, 10.7.) 
Mit einer Großrazzia gegen die rechte Szene reagierte Po- 


lizei und Staatsanwaltschaft am 9.7. auf die Drohung, den 
Tiergarten zur Love Parade zu verminen. In Berlin und 
Brandenburg wurden 31 Wohnungen durchsucht. Dabei 
wurden Flugblätter, Broschüren, Aufkleber und Disketten 
sichergestellt. (Tagesspiegel, 10.7., ND, 11.7.) 


Neukölln 

Am 10.7. wurde in Berlins bevölkerungsreichstem Bezirk 
der Kinder- und Jugendhilfebericht 1996 vorgestellt. Der 
Bericht enthält Zahlen und Fakten zur sozialen Situation 
von Kindern und Jugendlichen - Arbeitslosigkeit, Abhän- 
gigkeit von Sozialhilfe, zunehmende Bereitschaft zu Ge- 
walt, Rechtsradikalismus sowie Mangelernährung. Im Be- 
richt werden die Folgeerscheinungen aufgelistet. So be- 
merken die Betreuer von städtischen Einrichtungen u.a. 
eine erhöhte Gewalt- und Aggressionsbereitschaft, steigen- 
den Drogen- und Alkoholkonsum, sowie Verwahrlosung- 
stendenzen. Zu den politischen Auswirkungen vermerkt 
der Bericht, daß sich in Rudow eine feste neonazistische 
Szene etabliert hat, die Kontakte nach Brandenburg orga- 
nisiert. (Tagesspiegel, 11.7.) 


Mitte Juli forderten die CDU-Ausländerexperten Dieter 
Hapel und Roland Gewalt Kürzungen bei Berlins Auslän- 


. der-Projekten. Sie sprachen sich dafür aus, die »Vielzahl 


der Ausländer-Projekte« stärker zu durchforsten und Er- 
folgskontrollen zu praktizieren. Der Senat müsse Gelder 
umschichten und sich »mehr auf das Wesentliche konzen- 
trieren«. 

1997 zahlt der Senat rund 17 Milllionen Mark für »Pro- 
jekte der Integrations- und Flüchtlingsarbeit«, drei Millio- 
nen weniger als 1996. Die Ausländerbeauftragte Barbara 
John hat die Kürzungsvorschläge kritisiert. (Berliner Mor- 
genpost, 14.7.) 


Die Berliner Staatsanwaltschaft verschärfte vor dem Be- 
ginn der Bundesliga-Saison mit Hertha BSC den Druck 
auf gewalttätige Fußballfans, um die Gewalt aus den Sta- 
dien zu verbannen. Sie will bei Spielen mit einem eigenen 
Staatsanwalt ständig anwesend sein. Auch eine Anklage 
gegen zwei Berliner Hooligans wurde Mitte Juli fertigge- 
stellt. Sie waren beteiligt, als im September 1996 rund 500 
deutsche Hooligans zum Länderspiel Polen gegen Deutsch- 
land nach Zabrze gefahren waren und dort rechtsradikale 
Lieder gesungen und Sprüche wie »Wir sind in Polen, die 
Juden zu versohlen« gegrölt hatten. Die Anklage betritt ju- 
ristisches Neuland, da das Verbreiten verbotener Zeichen 
oder Schriften nur im Inland strafbar ıst. (Tagesspiegel, 
16. 7., Süddeutsche Zeitung, 18.7.) 


Mitte 

Der FDP-Klub »Liberale Offensive« hatte Mitte Juli zu ei- 
ner Veranstaltung gegen die geplante Europa-Währung 
geladen. Etwa 200 Berliner sind anwesend, die meisten 
sind gegen die europäische Einheitswährung und schimpf- 
ten auf die Linken und das Großkapital. Unter den Teil- 
nehmern auch der ehemalige Generalbundesanwalt Alex- 
ander von Stahl sowie Manfred Brunner vom »Bund 
Freier Bürger«. Beide Politiker informierten nicht, son- 
dern schürten die Ängste des Publikums mit Parolen, die 
denen von Jörg Haider im Europa-Wahlkampf gleichen. 
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Im Saal anwesend war auch Dieter Stein, Chefredakteur 
der »Jungen Freiheit«. (Tagesspiegel, 19.7.) 


Friedrichshagen 

Im Jugendclub ABC wurden am 18.7. bosnische Jugend- 
liche von einer Gruppe Skinheads umstellt und angepö- 
belt. Daraufhin zog einer der Bosnier sein Klappmesser 
und verletzte zwei der Angreifer. Anschließend ergriff er 
mit einem Freund die Flucht. Sie wurden jedoch am 
S-Bahnhof Hirschgarten von der Skinhead-Gruppe einge- 
holt. Dort gingen die Auseinandersetzungen bis zum Ein- 
treffen der Polizei weiter. 17 Personen wurden festgenom- 
men. (Tagesspiegel, 20.7., Berliner Zeitung, 22.7.) 


Hellersdorf 

Am 26.7. marschierten unter Polizeischutz mehr als 130 
Junge Nationaldemokraten (JN) und Mitglieder der »Un- 
abhängigen Kameradschaften«, angeführt von dem ehe- 
maligen JN-Vorstandsmitglied Andreas Storr, vom S- 
Bahnhof Wuhletal zum U-Bahnhof Kaulsdorf-Nord. Hin- 
tergrund des Aufmarsches war ein Zwischenfall am 9.7., 
als bei Auseinandersetzungen zwischen rechten Jugendli- 
chen und dem türkischen Besitzer eines Imbißstandes am 
U-Bahnhof Kaulsdorf-Nord einer der Angreifer offenbar 
in Notwehr vom dem Türken so schwer verletzt wurde, 
daß dieser daraufhin starb. (ND, 28.7.) 

Der Innensenat hatte das Bezirksamt Hellersdorf nicht 
über die geplante Naziaktion informiert. Der Aufmarsch 
war 48 Stunden vor Beginn durch eine Privatperson ange- 
meldet worden. Eine »Volksinitiative Deutsche helfen 
Deutschen« wollte mit dem Aufmarsch gegen angebliche 
Gewalt von Ausländern aufmerksam machen. Da diese 
Vereinigung nicht verboten sei, habe kein Verbotsgrund 
für den Aufmarsch vorgelegen. Das rechtsextreme Natio- 
nale Infotelefon kündigte die Demonstration als »Trauer- 
marsch« für den getöteten Marcel Appel an. Gegen den 
türkischen Imbißbesitzer läuft ein Ermittlungsverfahren 
wegen Körperverletzung mit Todesfolge. (ND, 29. 7., JW, 
30.7.) 


Zehlendorf 

Zwei junge Männer aus Kasachstan wurden in der Nacht 
zum 31.7. auf dem Vorplatz des Bahnhofes Nikolassee 
von sechs, dem Aussehen nach der Skinheadszene zu- 
gehörigen Jugendlichen mit Messen und Knüppeln ange- 
griffen und beraubt. Ein ausländerfeindlicher Hintergrund 
ist nach den Ermittlungen der Polizei nicht erkennbar. (Ta- 
gesspiegel, 1.8.) 


Brandenburg 


Der Vizechef des Brandenburger Verfassungsschutzes, 
Jörg Milbradt, reihte in einem Bericht der Frankfurter 
Rundschau die rechtsextremistischen Überfälle vom Oster- 
wochenende in Ostdeutschland ein in die Kette vergange- 
ner Gewalttaten. Es sei trotz der großen Zahl der Angrei- 
fer falsch, von einer »neuen Qualität« zu sprechen, sagte 
er. Die Aktionen seien nach »bekanntem Muster« abge- 
laufen. Ein harter Kern militanter Rechtsextremer plane 
eine Aktion — »und dann zieht ein ganzer Rattenschwanz 
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an Mitläufern hinterher«. Eine Erklärung sei die Abfolge 
»etlicher freien Tage«, an denen sich die Langeweile po- 
tentieller Täter unerträglich steigere und ein Ventil suche. 
(Frankfurter Rundschau, 2. 4.) 


Frankfurt/Oder 

Am 3.4. schlugen drei Jugendliche auf der Straße mit 
einem Vorschlaghammer auf einen Polen ein und beraub- 
ten ihn. Zuvor hatten sie sich als Polizisten ausgegeben. 
Am Tatort verbrannten die Angreifer die persönlichen Pa- 
piere des Opfers. Die Staatsanwaltschaft räumte ein, es 
könnte zumindest Ausländerfeindlichkeit ein Motiv sein. 
(Berliner Zeitung, 5./6. 4.) 


Potsdam | 

Vor dem Potsdamer Landgericht begann am 7.4. der Pro- 
zeß wegen Mordversuchs an einem italienischen Bauar- 
beiter im Herbst 1996 in Trebbin. Bei der Schilderung des 
Tathergangs gingen die Interpretationen weit auseinander, 
aus Sicht der Anklage war das Jagen von Italienern jedoch 
erklärtes Ziel der beiden jugendlichen Angeklagten. Im 
Zuschauerraum verfolgten auf drei von vier Stuhlreihen 
junge Rechtsradikale und Angehörige den Prozeßverlauf. 
Aus den Sätzen der Zeugen aus dem Freundeskreis der 
Angeklagten wurde deutlich, daß es vor dem Prozeß Ab- 
sprachen gegeben hatte. In einem Beitrag des Tagesspie- 
gel wurde der Verdacht geäußert, daß der Anwalt der An- 
geklagten mit dem Rechtsextremismus sympathisierte 
und mit Kopfnicken und Augenzwinkern den Rechtsradi- 
kalen während des Prozesses versuchte, Signale zu geben. 
Wegen versuchten Mordes und an Brutalität und Auslän- 
derfeindlichkeit kaum zu überbietender Gewalt wurden 
die Täter Ende des Monats zu 15 Jahren Haft bzw. 8 Jah- 
ren Jugendhaft verurteilt. (Tagesspiegel, 10. 4.) 


Frankfurt/Oder 
Nach einem Bericht der Hamburger Wochenzeitung »Die 
Zeit« drohe der Prozeß gegen acht Polizisten aus Bernau 
die seit über einem Jahr wegen schwerwiegender An. 
schuldigungen vor Gericht stehen, zu einem Musterbei- 
spiel für Verschlepppungstaktik zu werden. Die Polizisten 
hatten monatelang in den Diensträumen ihrer Wache Viet- 
namesen geschlagen und gedemütigt. Doch nicht rück- 
haltlose Aufklärung von Fremdenfeindlichkeit und Amts- 
mißbrauch innerhalb der Polizei zeichne den Prozeß aus 
sondern strafprozessuale Finten und Finessen, hinter de- 
nen die Tatvorwürfe, die damals bundesweit für Aufsehen 
sorgten, verschwinden. Die Verteidiger führen Regie, die 
angeklagten Polizisten werden zu Opfern einer vermeint- 
lichen Verschwörung, die Vietnamesen zu Lügnern. Die 
Gewerkschaft der Polizei gewährte den An | 
der gravierenden Verdachtsmomente koll 
schutz und berief sich dabei auf die 
schaft«. (Die Zeit, 11.4.) 


geklagten trotz 
egialen Rechts- 
»Solidargemein- 


Fürstenwalde 

Mit Freisprüchen endete am 11.4. vor dem Amtsgericht 
der sogenannte Döner-Prozeß gegen drei rechte J ugendli- 
che aus Fürstenwalde. Die Angeklagten hatten den libane- 
sischen Imbißverkäufer im Sommer 1996 mit Knüppeln 
geschlagen, der Libanese hatte sich mit dem Dönermesser 


gewehrt. Der Vorwurf der gefährlichen Körperverletzung 
konnte im Prozeß nicht nachgewiesen, der genaue Tather- 
gang nicht mehr nachvollzogen werden Für die Verteidi- 
ger hatte es nicht einen Beweis für eine ausländerfeindliche 
Gesinnung der Täter gegeben. Die Zeitung »Der Tages- 
spiegel« urteilte: »Das ist der konsequente Schlußpunkt. 
Man könnte auch sagen: Die Fortsetzung der Fremden- 
feindlichkeit mit juristischen Mitteln«. (Tagesspiegel, 


Bei Feiern anläßlich des Hitlergeburtstages am 20.4. ran- 
dalierten in mehreren Orten Brandenburgs Rechtsextreme, 
so in Joachimsthal, in Menkin, in Bernau, in Prenzlau. 
Mehr als 40 von ihnen wurden festgenommen. Zur »Ge- 
fahrenabwehr« wurden rechte Jugendliche in das Polizei- 
präsidium gebracht und später wieder freigelassen. Es 
wurden Waffen sichergestellt. (JW, 21.4.) 


Altlandsberg 

Auf einem wilden Campingplatz am Krummen See trifft 
sich regelmäßig eine Gruppe Berliner Jugendlicher, um 
am Lagerfeuer rechtsradikale Lieder zu grölen. Zwei von 
ihnen wurden in den frühen Morgenstunden des 27.4. von 
unbekannten Jugendlichen in ihren Zelten überfallen und 
mit Stöcken geschlagen. (Berliner Zeitung, 29.4.) 


Hennigsdorf 

Zwei Unbekannte griffen am 1.5. frühmorgens einen 
34jährigen Portugiesen an und schlugen ihn zusammen. 
Er wurde schwer verletzt ins Krankenhaus gebracht. (ND, 


3./4.5.) 


Lehnin 
Ein Treffen von Rechtsradikalen am 8.5. konnte von der 
Polizei verhindert werden. Es gab Platzverweise sowie 


Festnahmen. (ND, 10./11.5.) 


Potsdam 

Am 8.5. überfielen vier Jugendliche einen Türken, schlu- 
gen und beraubten ihn. Dabei wurde er mit einer Pistole 
bedroht. (ND, 10./11.5.) 


Potsdam 

Sieben Jugendliche im Alter von 15 bis 19 Jahren bedroh- 
ten am 8.5. an einer Tankstelle das Personal. Sie raubten 
einen Kasten Bier und feierten mit »Sieg-Heil-Rufen« 
Herrentag. (Berliner Zeitung, 10./11.5.) 


Potsdam 

Am 8.5. war ein 3ljähriger Türke aus Berlin mit seinem 
Motorrad unterwegs. Er wurde von einem PKW gebremst, 
von den vier Insassen in den Wagen gezerrt und mit einer 
Pistole bedroht und beraubt. (Tagesspiegel, ND 10.5.) 


Fürstenwalde 

Zwei Täter versuchten in der Nacht zum 10.5. mit zwei 
Molotowcocktails das »Heim für alleinreisende ausländi- 
sche Jugendliche« in Brand zu setzen. Die Brandsätze 
prallten an den Netzen ab, die zum Schutz vor den Fußbäl- 
len vor die Scheiben gespannt sind, und konnten von der 
Polizei gelöscht werden. Im Heim leben etwa 50 Jungen 
und Mädchen aus 16 unterschiedlichen Herkunftsländern. 


Als Motiv für den versuchten Anschlag sind für die Poli- 
zei auch »normale Streitigkeiten unter jungen Leuten« 
denkbar. Die Sammlungsorganisation »Die Nationalen« 
verfügt in der Kleinstadt über ein Sympathisantenpotential 
von rund hundert Personen. (ND, Berliner Zeitung, 12.5,., 
Frankfurter Rundschau, 16. 5.)) 


Zollchow 

Am 10.5. warfen auf dem Gemeindefriedhof unbekannte 
Satansjünger Grabsteine um und besprühten einige sowie 
das Tor zur Trauerhalle mit satanischen Zeichen. (ND, 
12:5.) 


Frankfurt/Oder 

Weil ein Pole sich im Grenzstau vorgedrängelt hatte, ging 
ein 22jähriger deutscher Autofahrer am 14.5. mit einer 
Axt gegen den Polen vor. Er schlug durch das geöffnete 
Wagenfenster auf Kopf und Gesicht des Polen ein. Er 
nahm den Tod seines Opfers billigend in Kauf, der Be- 
drohte konnte die Schläge abwehren. (ND, 17./18.5.) 


Frankfurt/Oder 

Ein 18jähriger stach am 15.5. mit seinem Butterflymesser 
an einer Bushaltestelle auf einen Passanten ein und ver- 
letzte ihn lebensgefährlich. Die Polizei schloß ein politi- 
sches Motiv aus. Nach Informationen des »Tagesspiegel« 
gehört der Täter zur einer Gruppe Rechtsradikaler, die im 
Februar 1997 einen Kubaner durch die Innenstadt hetzten 
und zusammenschlugen. (Tagesspiegel, 16.5.) 


Potsdam 

Mitte Mai informierte das Innenministerium mit einem 
Faltblatt für Touristen über die Sicherheit auf Zeltplätzen 
im Land Brandenburg. Neben Allgemeinplätzen des Falt- 
blattextes, wie die Aufforderung besonnen zu Handeln, 
Panik und Hektik zu vermeiden und Kontakt mit den An- 
greifern zu suchen, werden die brutalen Übergriffe auf 
Zeltplätze im vergangenen Jahr noch nachträglich ver- 
harmlost mit der Bemerkung, »die Täter sind häufig die 
ganz normalen jungen Leute von nebenan«. (Märkische 
Oderzeitung, 18.5.) 


Spremberg 

Das Cottbuser Polizeipräsidium verbot ein für den 24.5. 
geplantes und als private Geburtstagsfeier ausgegebenes 
Konzert mit der Rockgruppe »Rabauken« aus Düsseldorf. 
Zum geplanten Skinhead-Konzert sollten 250 Teilnehmer 
aus Cottbus, Spremberg und Hoyerswerda kommen. (Ber- 
liner Zeitung, 24./25.5., Tagesspiegel 24.5.) 


Potsdam 

Wissenschaftler des Instituts für angewandte Familien-. 
Kindheits- und Jugendforschung (IFK) stellten in ihrer 
Ende Mai veröffentlichten Studie u.a. fest, daß Gewaltbe- 
reitschaft und Gewalttätigkeiten unter Schülern und Aus- 
zubildenden Brandenburgs zunehmen. 1996 gehörte jeder 
dritte Jugendliche einer gewaltbejahenden Gruppe an. 21 
Prozent bekannten sich zu rechtsextremistischen und 35 
Prozent zu ausländerfeindlichen Einstellungen. Für ge- 
waltbereite Jugendliche sei die Auswahl der Opfergruppe 
»weitgehend zufällig. so der Direktor des Instituts, Diet- 
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mar Sturzbecher. Gewalt sei »Freizeitvergnügen, Fru- 
stablassen, Kick, Thrill«. Nach Erkenntnisse aus der Stu- 
die gibt es einen harten Kern von ungefähr sechs bis sie- 
ben Prozent der Jugendlichen mit hochgradig rechtsextre- 
men Überzeugungen. (Berliner Zeitung, Tagesspiegel, 
30.5.) 


Fürstenwalde 

Ein jüdischer Friedhof sowie der Dom der Stadt wurden 
am 3.6. mit Hakenkreuzen und antisemitischen Parolen 
beschmiert. Auf einer Länge von 15 Metern wurden an die 
Friedhofsmauer mit rostroter Farbe SS-Runen sowie die 
Worte: »Tod den« und in Fortsetzung ein Judenstern ge- 
sprüht sowie »Kampfgruppe Hess — Verrat - Rache«. Der 
Dom wurde mit einem Judenstern und der Losung »Juden 
raus!« beschmiert. (Lausitzer Rundschau, 4.6.) 


Potsdam 

Im Zusammenhang mit der geplanten Verlegung des Asy- 
lbewerberheimes mit 200 Plätzen nach Hermannswerder, 
druckte die Zeitung »Der Potsdamer« am 4.6. einen Brief 
einer Potsdamer Leserin, in dem diese offen ihre auslän- 
derfeindliche Haltung bekennt und begründet. Sie schrieb 
u.a.: »Was wollen die über acht Millionen Asylbewerber 
bei uns in Deutschland? Wir deutschen Bürger haben 
diese Leute nicht gerufen, die nicht nur unsere Wohnun- 
gen, auch Arbeitsplätze wegnehmen. Diese Menschen 
kommen aus Ländern, die nicht unsere Mentalität haben, 
und sie sind nicht gewillt, sich uns Deutschen anzupas- 
sen .... Unsere Jugend sitzt zu Hause ohne Arbeit rum, und 
Ausländer bekommen Arbeit und Wohnung. Selbst die 
Ex-Jugoslawen wollen Deutschland nicht mehr verlassen. 
Nicht, weil sie hier beschimpft werden, sondern weil ih- 
nen die gebratenen Tauben in den Hals geschmissen wer- 
den. Es kann nur eine Lösung geben: Raus mit diesen 
Asylanten«. (Der Potsdamer, 4.6.) 


Häsen 


Bei einer Sportveranstaltung am 7.6. wurde ein dunkel- 
häutiger Besucher von einem Jugendlichen angegriffen, 


beschimpft, bespuckt und mit Fäusten geschlagen. (ND, 
9.6.) 


Perleberg 


Am 9.6. wurde ein Asylbewerber aus Palästina von vier 
Jugendlichen angegriffen, geschlagen, getreten und verletzt. 
(ND, 11.6.) Einige Tage später konnte ein 21 jähriger wegen 
des Angriffs in Perleberg verhaftet werden. (ND, 14. 6.) 


Görzke 

In dem Ort in der Nähe von Potsdam wurden drei Asylbe- 
werber in der Nacht zum 14.6. von einer Gruppe Jugend- 
licher angegriffen. Bei einer Freiluft-Diskothek auf dem 
Schützenplatz des Ortes verfolgten etwa 15 Jugendliche 
mit Stöcken und Messern bewaffnet die Ausländer und 
schlugen einen Inder zusammen. Dieser wehrte sich mit 
einem Messer und verletzte einen Angreifer mit schweren 
Stichverletzungen. Der Verletze war nicht zur Aussage vor 
der Polizei bereit. (Frankfurter Rundschau, 18. 6.) 

Am 16.6. meldeten sich drei Bewohner eines Asylbewer- 
berheimes bei der Polizei mit der Aussage, in der Disko- 
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thek von etwa 15 Jugendlichen überfallen und gejagt wor- 
den zu sein. Dabei habe der Inder einen Angreifer mit ei- 
nem Messer verletzt. (Berliner Morgenpost, 18. 6.) 


Fürstenwalde 

In den frühen Morgenstunden des 14.6. wurde ein 35jäh- 
riger Angolaner, der als Zusteller der Märkischen Oder- 
zeitung unterwegs war, von zwei Unbekannten zunächst 
angepöbelt, dann verfolgt, mit Fäusten ins Gesicht geschla- 
gen und in die Nieren und schließlich, am Boden liegend, 
mit Füßen getreten. Da der Angolaner eine Aufenthaltsge- 
nehmigung besitzt, arbeitete er als Zusteller. (Märkische 
Oderzeitung, Berliner Zeitung, Berliner Morgenpost, 16.6.) 


Fürstenwalde 

Zwei Unbekannte griffen am 19.6. auf offener Straße 
einen 24jährigen Libanesen an und schlugen ihn. Die Tä- 
ter flüchteten. Eine ausländerfeindliche Tat sei nicht aus- 
zuschließen. (Tagesspiegel, 21.6., ND, 21./22. 6.) 


Wildau 

Wegen der Anzeige eines Hitlergrußes veranlaßte die Poli- 
zei am 21.6. bei einem 26jährigen eine Wohnungsdurch- 
suchung. Dabei stellte sie eine Handgranate und Munition 
für Maschinenpistolen sicher. Gegen den Jugendlichen 
wurde ein Ermittlungsverfahren wegen Verwendung von 
Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen und we- 
gen Verstoßes gegen das Kriegswaffenkontrollgesetz ein- 
geleitet. (Tagesspiegel, ND, 24.6.) 


Ruhlsdorf 


In einem Leserbrief an die Märkische Oderzeitung schil- 
derten Schüler einer 9. Klasse eines Gymnasiums aus 
Recklinghausen ihre positiven Eindrücke während ihres 
Aufenthaltes im Feriendorf Dorado in Ruhlsdorf Anfang 
Juni. Die einzig negative Erfahrung dieser Tage waren die 
Skinheads am Strand des Sees, die dort öfters campierten 
und lautstark feierten. Die Polizei sorgte für ihre Sicher- 
heit, schreiben die Schüler, dennoch hätten viele von ih- 
nen noch Angst. (Märkische Oderzeitung, 26. 6.) 


Am 27.6. veröffentlichte die »Märkische Allgemeine« ei- 
nen Bericht unter der Überschrift: »Wenn die Angst 
stumm macht. Viele Zeugen in Brandenburg schweigen, 
weil sie bedroht werden.« So war ein Bürger Zeuge eines 
ausländerfeindlichen Angriffs mit schweren Verletzungen 
geworden. Er war bereit, mit 18 weiteren Zeugen der Poli- 
zei Aussagen zu machen. Die weiteren Zeugen, die alle, 
wie auch der Täter, aus dem Ort stammten, konnten sich 
an nichts mehr erinnern. In den Tagen nach der Tat und 
vor dem Prozeß sah sich der nun einzige Zeuge mehrfach 
Bedrohungen und Schikanen ausgesetzt, Autodiebstahl, 
Tötung seines Hundes, Entwendung seiner Post u.a. In 
dieser Zeit lebte er in Angst. Solche Vorfälle sind kein 
Einzelfall. (Märkische Allgemeine, 27.6.) 


Königs Wusterhausen 

Am 2.7. wurde ein 21jähriger Asylbewerber aus Kenia aus 
einer Gruppe von etwa sechs Jugendlichen heraus ohne 
erkennbaren Grund beschimpft, geschlagen und getreten, 
als er auf dem Bahnhof auf einen Zug wartete. Ein 17jäh- 


riger aus Königs Wusterhausen konnte festgenommen wer- 
den. (ND, Frankfurter Rundschau, Berliner Zeitung, 3.7.) 


Herzsprung 

Etwa 30 bis 40 Jugendliche im Alter von 16 bis 26 Jahren 
trafen sich am 4.7. zu einer als privat deklarierten Ge- 
burtstagsfeier an einer Badestelle des Parsteinsees. Sie ka- 
men vor allem aus den Städten Angermünde, Schwedt und 
Eberswalde. Das Geburtstagstreffen war auf Antrag von 
zwei Parsteiner Jugendlichen vom Bürgermeister, Heinz 
Georg Müller, genehmigt worden. Die Gemeinde hatte so- 
gar das Zelt und einen Stromanschluß zur Verfügung ge- 
stellt. Im Laufe des Abends wurden rechtsextreme Lieder 
mit Texten wie »Ausländer raus und »Wir sind das braune 
Bataillon« oder »SA marschiert« abgespielt und auslän- 
derfeindliche Parolen gebrüllt sowie Signalmunition ab- 
geschossen. Anwohner der naheliegenden Bungalowsied- 
lung alarmierten die Polizei, die die Versammlung auflöste. 
Dabei kam es zu Auseinandersetzungen mit Jugendlichen. 
Während der Räumungsaktion der Polizei versuchte der 
Bürgermeister zwischen Polizei und den Jugendlichen zu 
vermitteln. Das Auftreten der Polizeibeamten hielt er für 
»weit überzogen. »Ich hatte den Eindruck, die wollten 
hier eine Übung machen«, erklärte er. 

In einem Gespräch mit der »taz« auf die Frage, warum er 
Rechtsradikalen eine Veranstaltung genehmigte, antwor- 
tete er: »Daß da Rechtsradikale dabeisein sollten, wußte 
ich nicht. Mein Sohn hat auch fast Glatze, die rennen 
heute doch alle so rum.« Beim Vernehmen der rechten 
Musik konnte er nicht einordnen, »ob das Lied verboten 
ist oder nicht«. Obwohl er einräumte, daß es in der Region 
Probleme mit Rechtsradikalen gibt, antwortete er auf die 
Frage nach der Stimmung im Dorf: »Die sagen, wenn 
nicht die Übermacht gekommen wäre, wäre nichts pas- 
siert. Und passiert ist ja auch nichts. Gut, es sind Strafta- 
ten, wenn einer mit der Waffe hantiert. Aber im Grunde ist 
nichts passiert.« (taz, 8.7.) 

Der Bürgermeister wurde von der Polizei wegen Behinde- 
rung polizeilicher Maßnahmen festgenommen und legte 
inzwischen vorübergehend sein Amt nieder. (taz, Berliner 
Morgenpost, Märkische Oderzeitung, 8.7., ND, 8.7.,9.7., 
Frankfurter Rundschau, 8.7.) 

Bereits eine Woche vor dem Vorfall in Herzsprung hatte 
die Polizei eine Feier von Rechtsradikalen im benachbar- 
ten Schmargendorf aufgelöst. Der Personenkreis sei der 
gleiche gewesen. (Märkische Allgemeine Zeitung, 11.7.) 
Im Zusammenhang mit der Anmeldung solcher Treffen 
als »private Geburtstagsfeier«, sprach schon vor einem 
Jahr der Leiter des sächsisch-anhaltinischen Staatsschut- 
zes, Hermann Hartmann, von einer neuen Taktik der 
Rechtsextremisten: Unter dem Deckmantel legaler und 
kurzfristig verabredeter Zusammenkünfte wie eben Ge- 
burtstagsfeiern sollen neue Kommunikationsverbindun- 
gen entwickelt und Feindbilder gefestigt werden. (vgl. 
Bulletin 1/1997, Chronik 1996, S. 24) 


Saarmund 

Drei italienische Bauarbeiter wurden von Unbekannten 
angegriffen. Der Angriff geschah am Abend des 4.7., 
wurde von der Polizei aber erst am 6.7. mitgeteilt. An- 
haltspunkte für eine ausländerfeindliche Motivation gebe 


es nicht, da die Italiener nicht entsprechend beschimpft 
wurden. Die Italiener waren auf dem Weg zu ihren Wohn- 
containern. Sie hatten sich mit zwei Mädchen unterhalten, 
als drei Autos hielten. Drei junge Männer stiegen aus, 
schlugen und traten auf die Italiener ein und fuhren zu- 
sammen mit den Mädchen davon. (Märkische Oderzeitung, 
Berliner Zeitung, ND, 8.7.) 


Potsdam 

Vier Jugendliche im Alter von 15 bis 19 Jahren versuchten 
am 8.7. in einen Imbiß-Verkaufsstand einzudringen. Sie 
drohten dem türkischen Verkäufer, in der Nacht wiederzu- 
kommen und den Kiosk anzuzünden. Als sie versuchten, 
von hinten in den Kiosk einzudringen, wurde der 25jäh- 
rige Türke geschlagen und von einer Flasche getroffen. Er 
wehrte sich mit einem Dönermesser und verletzte einen 
der Jugendlichen schwer. Passanten alarmierten die Poli- 
zei. Diese nahm die drei unverletzten Angreifer sowie den 
leichtverletzten Türken mit. Er wurde mit ihnen mehr als 
12 Stunden in Gewahrsam gehalten und vernommen. Ge- 
gen ihn wird wegen Körperverletzung ermittelt. Die rech- 
ten Jugendlichen sind der Polizei bereits wegen fremden- 
feindlicher Vorfälle bekannt, es gebe auch mehrere 
Ermittlungen zu Diebstählen, Einbrüchen und Körperver- 
letzung. (Tagesspiegel, Frankfurter Rundschau, ND, Mär- 
kische Allgemeine Zeitung, 10.7.) 


Waßmannsdorf 

Nach einem Angriff auf mehrere Ausländer des Asylbe- 
werberheimes wurden am 9.7. vier Bauarbeiter festge- 
nommen. Die aus Mecklenburg-Vorpommern stammenden 
Männer hatten einen Wachschutz-Mitarbeiter und mehrere 
Ausländer in dem Heim mit Zaunlatten bedroht. Wie 
Heimbewohner aussagten hatten, sie schon zuvor drei 
Asylbewerber im Ortszentrum mit Steinen und Bierbüch- 
sen beworfen und ausländerfeindliche Parolen gegrölt. 
(Tagesspiegel, ND, Berliner Zeitung, Märkische Allge- 
meine Zeitung, 11.7.) 


Gräbendorf 

In der Nacht zum 9.7. randalierte eine Gruppe Jugendlicher 
aus Berlin auf dem Campingplatz Hölzener See bei Gräben- 
dorf. Sie grölten Nazi-Lieder und feuerten Schreckschuß- 
pistolen ab. Keiner der etwa 1000 Camper alarmierte die 
Polizei, erst am nächsten Tag wurde sie verständigt. Auch 
wollte zunächst keiner der Camper gegen die Jugendlichen 
aussagen, gegen die die Staatsanwaltschaft wegen Grölens 
von Naziliedern ermittelt. (Berliner Morgenpost, 11.7.) 


Körba 

Auf einem Jugend-Campingplatz der Gemeinde an einem 
See randalierten am 13.7. acht Jugendliche. Dabei wurde 
ein 16jähriger aus Leipzig ins Gesicht getreten und mußte 
im Krankenhaus behandelt werden. Sie beschädigten 
außerdem zwei Mopeds und rissen ein Zelt ein. Schon in 
der Nacht zuvor war die Polizei zum See gerufen worden. 
weil Jugendliche Nazi-Parolen grölten. Als Beamte am 
nächsten Tag die etwa 150 Meter vom Ort der nächtlichen 
Grölerei entfernten Camper befragte. wollte niemand etwas 
gehört haben.(Tagesspiegel, Frankfurter Rundschau. 
15.7., ND, 16. 7.) 


Potsdam 

Bei einer Versammlung von 10 Jugendlichen am 16.7. in 
einer Wohnung wurden Nazi-Lieder gesungen und rechte 
Parolen gegrölt. Bei der anschließenden Wohnungsdurch- 
suchung wurden Munition, Bilder und Nazi-Auszeichnun- 
gen gefunden. Drei der Jugendlichen seien der Polizei be- 
kannt. (ND, Berliner Zeitung, JW, 18.7.) 


Potsdam 

Der Minister für Justiz und für Bundes- und Europaange- 
legenheiten in Brandenburg, Hans Otto Bräutigam, be- 
fürchtet eine schwierige Diskussion über die EU-Oster- 
weiterung. Viele Brandenburger haben Angst vor Bil- 
liglohnarbeitern aus Osteuropa. In einem Gespräch mit 
dem »Tagesspiegel« spricht er sich angesichts teilweiser 
berechtigter Sorgen um den Arbeitsplatz für Übergangsre- 
gelungen aus und antwortet auf die Frage, ob die Frem- 
denfeindlichkeit in Brandenburg noch weiter zunehmen 
werde: »Es gibt hier eine gewisse fremdenfeidliche Stim- 
mung. Diejenigen, die ihre Fremdenfeindlichkeit ganz of- 
fen zum Ausdruck bringen, sind nicht so viele — die Zahl 
der Übergriffe ist nicht das Erschreckende dabei, sondern 
deren Brutalität. Zugleich ist nicht zu übersehen, daß die 
Ängste gegenüber Fremden zugenommen haben. Das ist 
ein anderes Thema als Billiglohnarbeiter. Beide Themen 
berühren sich, doch die fremdenfeindliche Stimmung ist 
vor allem eine Folge der Verunsicherung seit der Wieder- 
vereinigung. Wir haben es, zugespitzt gesagt, mit einer 
Fremdenfeindlichkeit ohne Fremde zu tun. Die tiefere Ur- 
sache für die fremdenfeindliche Stimmung unter den 
Brandenburgern liegt im Mangel an Gewöhnung an 
Fremde. Sie wird im gleichen Maß wie die Verunsiche- 
rung zurückgehen.« (Tagesspiegel, 20.7.) 


Am 22. 7 berichtete die Frankfurter Allgemeine Zeitung 
über das Problem des Rechtsextremismus in Brandenburg. 
In Gesprächen mit Verantwortlichen im Land wurde die 
gesellschafliche Verfassung des Landes beschrieben. 
Fremdenfeindliche Übergriffe ereignen sich fast täglich, 
trotz des geringen Ausländeranteils von nur etwa zwei 
Prozent. Die Ausländerbeauftragte Almuth Berger sagte 
der Zeitung: »Ein großer Teil der Bevölkerung nimmt die 
fremdenfeindlichen Übergriffe schweigend hin oder bil- 
ligt sie sogar.« Menschen mit einer anderen Einstellung 
seien in der Minderheit oder fürchten sich, mit ihrer Mei- 
nung an die Öffentlichkeit zu gehen. Für rechtsextremisti- 
sche Gruppen sei es in Brandenburg möglich, ganze Stadt- 
teile oder Dörfer zu beherrschen, resümierte die Auslän- 
derbeaufragte. Gleichzeitig fördere auch die öffentliche 
politische Diskussion eine Atmosphäre, in der Ausländer 
pauschal abgelehnt werden. Ein Unterschied zwischen der 
Fremdenfeindlichkeit in Ost und West sieht die Auslän- 
derbeauftragte in der Art, wie sie in Ostdeutschland unge- 
hindert und unwidersprochen artikuliert werden kann. »Es 
gelingt der Gesellschaft nicht, ihre Werte so deutlich zu 
vertreten, daß Konsens gegenüber der Gewalt herrscht«, 
sagte sie. (Frankfurter Allgemeine Zeitung, 22.7.) 


Hennigsdorf 
Seit dem 18. 7. kursierten in der Stadt zahlreiche Flugblät- 
ter, auf denen eine »Kameradschaft Oberhavel« die Ein- 
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wohner der Stadt auffordert, sich für den Abriß des so- 
wjetischen Ehrenmals einzusetzen. Das Ehrenmal wird als 
»Schandmal« bezeichnet, die »angebliche Befreiung« mit 
»Vergewaltigung und Mord« in Verbindung gebracht und 
die Verschwendung von Steuergeldern für ein »Russen- 
denkmal« moniert. Aus Protest gegen die von der Stadt 
bewilligte Bereitstellung von Geldern für die Sanierung 
des Ehrenmals wurde die Bevölkerung für den 26.7. zu 
»phantasievollen Aktionen« mit »geeigneten Gerätschaf- 
ten« aufgerufen. 

Die »Kameradschaft Oberhavel« eine 1996 gegründete, 
formell eigenständige Gruppierung und besonders aktive 
Untergliederung der »Nationalen« unter Leitung von Frank 
Schwerdt wird vom Verfassungsschutz als rechtsextremi- 
stisch eingestuft. Sie besteht aus 20 bis 25 Personen, gibt 
eine eigene Publikation heraus und pflegt gute Verbindun- 
gen zu Berliner Rechtsextremisten. Die per Flugblatt an- 
gekündigte Versammlung war nicht offiziell angemeldet, 
somit gab es für die Polizei keinen Grund für ein eventuel- 
les Verbot oder die Erteilung von Auflagen. (ND, 24., 25.7.) 
Die für den 26.7. geplanten rechtsextremistischen Akti- 
vitäten konnten durch eine verstärkte Polizeipräsenz ver- 
hindert werden. (taz, 24.7., ND, 28.7.) 


Bagenz 

Auf dem Zeltplatz des Ortes am Spremberger See wurden 
am 31.7. nachts bei einem Überfall von etwa 30 teils ver- 
mummten Jugendlichen aus der linken Szene vier jugend- 
liche Camper aus Görlitz verletzt. Dem Überfall voraus- 
gegangen waren Streitigkeiten mit den Görlitzern, die laut 
rechtsorientierte Musik abgespielt hatten. Die Täter hatten 
sich anschließend Verstärkung geholt und mit »Nazi- 
schweine, verpißt euch« Rufen die Görlitzer mit Baseball- 
schlägern verprügelt. Die Camper in Bagenz befürchteten 
weitere Gewalttätigkeiten zwischen Jugendlichen der 
rechten und linken Szene. Der Polizeisprecher legte Wert 
auf die Feststellung, daß es im Bereich Cottbus »so einen 
Vorfall überhaupt noch nicht« gegeben hätte. 

Der Tagesspiegel kommentierte den Vorfall als eine »Feri- 
envariante des brutalen Hauens und Stechens unter Ju- 
gendlichen, wie es ständig und überall zu beobachten ist«, 
egal ob zuerst rechte oder Linke provoziert und dann ge- 
schlagen haben. (Märkische Oderzeitung, Frankfurter 
Rundschau, Tagesspiegel, ND, Berliner Zeitung, 2.8.) 


Frankfurt/Oder 

Ende Juli wurden drei Skinheads, die im Jahre 1996 mo- 
natelang die Oderregion terrorisiert hatten, von einem Ju- 
gendschöffengericht wegen mehrfacher Gewaltexzesse an 
Jugendlichen zu mehrjähriger Freiheitsstrafe bzw. mit Be- 
währung verurteilt. (Tagesspiegel, 1.8.) 


Mecklenburg-Vorpommern 


Schwerin 

Nach dem am 3.4. vorgestellten Verfassungsschutzbericht 
von Mecklenburg-Vorpommern für das Jahr 1996 ist die 
Zahl rechtsextremer Straftaten deutlich gestiegen, 769 De- 
likte, das sind 105 mehr als im Jahr zuvor, wurden regi- 
striert. Die rechte Szene hat sich verfestigt und zähle 600 


Personen, 21 Skinhead-Konzerte konnten 1996 mit bis zu 
700 Teilnehmern stattfinden. Die gewaltbereiten Rechten 
haben Zulauf und sind besser organisiert als noch im Vor- 
jahr. Der harte Kern bekenne sich als »Hammer-Skins« 
mit Bomberjacke, Glatze und Springerstiefel offen zur 
rechten Szene. Der Innenminister nannte als Schwer- 
punkte der Rechtsextremen Neubrandenburg, Ostvorpom- 
mern und Rostock, die teilweise untereinander vernetzt 
sind. Es gibt mehrere rechtsextreme Kameradschaften mit 
einem Zulauf an neuen Mitgliedern. (Nordkurier, 4. 4.) 


Klein Bünzow 

Nach Recherchen der Zeitung »Nordkurier« fanden in der 
vorpommerschen Gemeinde 1996 zehn von etwa 20 
rechtsextremistischen Musikveranstaltungen statt. Über 
die Veranstaltungen in der Gastwirtschaft »Linde« ist die 
Bürgermeisterin im Gespräch mit dem Journalisten nicht 
glücklich, aber es gebe keine Handhabe, die Veranstaltun- 
gen zu verbieten. Auch danach gebe es keine Klagen, heißt 
es vom Chef des Ordnungsamtes. Alles bleibe sauber und 
ordentlich. Rückzüge aufs Land, weg von den großen 
Städten sei gegenwärtig typisch für die rechte Szene. 
Nach den Veranstaltungen im Dorfsaal wird der Vertrieb 
brauner Devotionalien zu einem gut laufenden Industrie- 
zweig, gegen den die Polizei machtlos ist. Auch der Gast- 
wirt der »Linde« verkauft bei einem Konzert mindestens 
300 Essen und einige tausend Bier. »Das schafft«, sagte er 
dem Journalisten der Zeitung. (Nordkurier, 14.4.) 


Schwerin 

Im Ortsteil Lankow eskalierte am 16.4. ein Streit zwi- 
schen den Gangs zweier verfeindeter Motorradclubs, der 
bereits seit einem Jahr schwelen soll. Mit Baseballschlä- 
gern, Totschlägern, Stahlketten und Eisenruten prügelten 
15 junge Mitglieder der »Black Union« auf ein Opfer ein, 
und schossen ihm dreimal ins Bein. Bei der Durchsu- 
chung des Vereinshauses beschlagnahmten Polizisten 
Waffen und Schlagwerkzeuge. Der Bürgermeister des Or- 
tes zeigte sich überrascht: »Mit den Jungs gab es bisher 
noch nie Probleme«. (Schweriner Volkszeitung, 18.4.) 


Das Thule-Netz informierte seine Kameraden mit der Bot- 
schaft, daß in Mecklenburg-Vorpommern auch endlich ein 
»Nationales Infotelefon« eingerichtet sei. Rufnummer 
und Ansage-Text Nr. 1 wurden mitgeliefert. (E-mail-Nach- 
richt, 23. 4.) 


Rostock 

Nach einem Aufmarsch von Rechtsextremisten am 1. Mai 
nahm die Polizei 60 von ihnen vorübergehend fest. (ND, 
2.5.) Am selben Tag wurde in der Stadt ein Inder und 
seine Ehefrau von Insassen eines Kleintransporters mit 
Fäusten und einer Holzlatte geschlagen (JW, 3./4. 5.) 


Rostock 

Für die Beamten der Polizeidirektion Rostock begann am 
6.5. die Zelt- und Badesaison. Mit einem Sicherheitskon- 
zept für Zeltplätze versucht die Polizei, verunsicherten 
Urlaubern die Angst vor randalierenden, rechtsradikalen 
Schlägern zu nehmen. Beim Vorstellen des Konzeptes vor 
Zeltplatzbetreibern wurde öffentliche Kritik geübt an zu 


langen Reaktionszeiten der Polizei. »Es darf nicht vor- 
kommen, daß Funkstreifen extra langsam zum Tatort fah- 
ren, damit sich alles schon erledigt hat, wenn sie vor Ort 
sind«, sagte der Polizeidirektor. (Ostseezeitung, 7.5.) 


Schwerin 

Am »Herrentag, dem 8.5. griff eine Gruppe Jugendlicher 
drei Jugoslawen, einen Albaner und eine Schwerinerin an. 
Insgesamt gab es an dem Feiertag im Bundesland mehr als 
30 Festnahmen nach Krawallen und Körperverletzungen. 
(ND, 10./11.5.) 


Kühlungsborn 

Mit Baseballschlägern bewaffnet überfiel in der Nacht 
zum 11.5. eine Gruppe Jugendlicher einen Campingplatz. 
Mehrere Camper wurden verletzt. Am selben Wochenende 
hatte der Campingplatzverband mit einem »Tag der offe- 
nen Tür« versucht, das Image der Branche im Lande zu 
verbessern, nachdem 1996 mehrere Campingplätze über- 
fallen worden waren. (Östseezeitung, FAZ, 13.5.) 

Drei der an dem Überfall beteiligten Jugendlichen wurden 
Mitte Juli zu Freiheitsstrafen verurteilt. (taz, 18. 7.) 


Beckerwitz 

In dem Ort am Ostseestrand in der Nähe von Wismar über- 
fielen am 24.5. einheimische Jugendliche einen Camping- 
platz und verletzen zwei Touristen. (Frankfurter Rund- 
schau, 26.5.) 


Boizenburg 

In einer Verkaufsstelle randalierten am 1.6. zwölf Jugend- 
liche. Den von der Polizei ausgesprochenen Platzverweis 
beantwortete einer der Jugendlichen mit dem Hitlergruß. 
Nach seiner Festnahme randalierten daraufhin die anderen 
Mitglieder der Gruppe vor dem Polizeigebäude. (Nordku- 
rier, 2.6.) 


Sandhagen 

Am 1.6. fielen zwei Jugendliche in einer Landverkaufs- 
stelle mit Heil-Hitler- und Sieg-Heil-Rufen auf, außerdem 
hatten sie Hakenkreuze in Tische geritzt. (Nordkurier, 2. 6.) 


Liepgarten 

Am 13.6. griffen nachts in dem vorpommerschen Ort 
etwa 10 Jugendliche ein alternatives Jugend-Zeltlager an. 
Sie grölten rechtsradikale Parolen, rissen zwei Zelte ein 
und ließen einen schwerverletzten jungen Camper liegen. 
Die Täter konnten entkommen. (ND, taz, Frankfurter 
Rundschau, Die Welt, 16. 6.) 

Mitte August wurden acht Jugendliche, die der örtlichen 
rechten Szene zugeordnet wurden und die Tat gestanden 
haben, von der Polizei ermittelt. Das Motiv ist unklar. 
Haftgründe lagen nicht vor. Das Zeltlager stand unter dem 
Motto »Alternativen zur Jugendarbeit im ländlichen 
Raum«. Beteiligt waren etwa 20 Organisationen aus dem 
Uecker Randow-Kreis. (Nordkurier, 21.8.) 


Warnemünde 

Am 14.6. wurde ein Asylbewerber aus Togo von 10 Ju- 
gendlichen krankenhausreif geschlagen. Die Tat verlief 
nach bekanntem Muster: Die Jugendlichen beschimpften 
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den Ausländer, der mit seiner Freundin spazieren ging, 
schlugen ihn mit Fäusten und traten ihn auch dann noch 
mit ihren Springerstiefeln, als er schon am Boden lag. Er 
wurde ins Krankenhaus eingeliefert. (taz, ND, Berliner 
Zeitung, 16.6.) 


Rostock 

Eine Gruppe von etwa 15 Jugendlichen hatte sich am 
14.6. in einer ehemaligen Kindertagesstätte getroffen und 
mit Rufen »Heil Hitler« und »Deutschland den Deutschen« 
auf sich aufmerksam gemacht. Nach einem Platzverweis 
durch die Polizei wichen sie auf den Wochenmarkt der 
Stadt aus. Dort griffen sie unter Grölen rechter Sprüche 
und mit Hitlergruß einen 14jährigen Türken an. Mehrere 
türkische Händler verteidigten ihn, griffen zu Eisenstan- 
gen und es kam zu einer Schlägerei, die erst durch die Po- 
lizei beendet wurde. (Nordkurier, taz, ND, Berliner Zei- 
tung, 16.6.) 


Nach den rechtsextremistischen Gewalttaten vom Wo- 
chenende (14./15.6.) in Mecklenburg-Vorpommern sprach 
sich der Innenminister Armin Jäger für ein härteres Vorge- 
hen gegen gewalttätige Jugendliche aus. Er plädierte für 
pädagogische Betreuung in geschlossenen Heimen. Der 
Gewaltbereitschaft gelte es gezielt entgegenzuwirken. 
»Wer soweit abgesackt ist, daß er gewalttätig reagiert, um 
seinen Frust abzubauen, gehört zunächst einmal in eine 
geschlossene Einrichtung«, forderte der CDU-Politiker. 
»Das Fazit seiner Ausführungen: keine wirklich rechtsex- 
tremen Gewalttaten, vielmehr »im Suff« explodierte Emo- 
tionen, verbrämt mit diffusem Fascho-Gegröle«, vermerkt 
kritisch der Nordkurier am 18. 6 ... (Nordkurier, 16. 6., 
18.6., Lausitzer Rundschau, 17.6.) 


Hagenow 

Am 17.6. kam es zu einem Überfall von drei Jugendlichen 
auf Bundeswehrsoldaten. Die Jugendlichen hatten zwei 
Pkw auf einem Sandweg angehalten und an der Weiter- 
fahrt gehindert. Dabei forderten sie »Wegezoll« von den 
Soldaten und verletzten einen mit einer Bierflasche am 
Kopf. Er erlitt eine Gehirnerschütterung. Gegen die drei 
Jugendlichen wurde inzwischen Haftbefehl wegen Er- 
pressung, Raub und Körperverletzung erlassen. Nach An- 
gaben der Soldaten hatten die Jugendlichen kahlgescho- 
rene Köpfe und Runen-Symbole an der Kleidung. (Berli- 
ner Zeitung, ND, 19. 6., Frankfurter Rundschau 21. 6.) 


Warnemünde 

Eine Gruppe von Jugendlichen grölte am 28.6. auf der 
Mole rechtsradikale und ausländerfeindliche Parolen. Die 
Polizei nahm 22 von ihnen im Alter zwischen 14 und 25 
Jahren aus Ost- und Westdeutschland fest. (Frankfurter 
Rundschau, 30, 6.. 1.7.) 


Karlshagen 

Fünf Jugendliche aus der rechten Szene terrorisierten zwei 
am Strand (Insel Usedom) zeltende Familien aus Berlin. 
In der Nacht zum 29.6. gingen sie mit Eisenstangen und 
Zaunlatten auf die Zelter los und verletzten einen Mann. 
Die Angreifer aus Karlshagen, die Bomberjacken und 
Springerstiefel trugen, ließen erst von ihren Opfern ab, als 


der Verletze einen Schuß aus einer Gaspistole abgab und 
die Angreifer darauf hinwies, daß sich in einem der Zelte 
eine Schwangere und ein Kind befänden. (Frankfurter 
Rundschau, ND, Berliner Zeitung, 1.7.) 

Die fünf Täter konnten ermittelt werden, Zwei der Angrei- 
fer waren der Polizei bereits bekannt. Thomas T. (18) und 
Robert W. (17) waren am 13.7. 1996 bei dem Überfall in 
Leisten am Plauer See auf eine campende Jugendgruppe 
und ihren Betreuer beteiligt gewesen. (vgl. Bulletin, 
Nr. 1/1997, Chronik 1996, S.28) Die Staatsanwaltschaft 
beantragte gegen beide einen Antrag auf Erlaß eines Haft- 
befehls, da es sich um Wiederholungstäter handelt. Das 
Gericht stimmte dem Antrag zwar zu, verschonte die bei- 
den aber vom Vollzug der Untersuchungshaft. Für den Ge- 
neralstaatsanwalt von Mecklenburg-Vorpommern war dies 
eine unverständliche Entscheidung. Er forderte, bei Wie- 
derholungstätern dafür zu sorgen, daß »diese Leute aus 
dem Verkehr gezogen werden«. (taz, ND 7.7.) 


Pepelow 

In der Nacht zum 29.6. griffen vier Jugendliche Touristen 
auf dem Campingplatz bei Wismar an. In diesem Zusam- 
menhang ermittelte die Staatsanwaltschaft Rostock sowohl 
gegen die Jugendlichen als auch gegen zwei Polizisten 
wegen Strafvereitelung im Amt. Urlauber hatten die Poli- 
zisten alarmiert, sie hatten sich jedoch geweigert, Anzei- 
gen gegen rechtsgerichtete Schläger wegen Nötigung und 
Körperverletzung aufzunehmen. Die Polizisten hätten 
auch nicht reagiert, als einer der Jugendlichen die Hand 
zum Nazigruß erhoben hatte. Eine Gruppe von Urlaubern 
aus Norddeutschland war wegen der Vorfälle noch in der 


Nacht vom Zeltplatz abgereist. (Nordkurier, Frankfurter 
Rundschau, 2.7.) 


Seerahn (Landkreis Güstrow) 

Ein 34jähriger Türke mit deutscher Staatsangehörigkeit, 
Betreuer einer DRK-Jugend-Reisegruppe, wurde in der 
Nacht zum 1.7. von drei Jugendlichen ohne Grund in einer 
Telefonzelle angegriffen und verletzt. Die Angreifer, die 
das DRK als »offensichtlich rechtsradikal bezeichnete, 
schlugen mit Schlagringen und Fäusten auf ihn ein. Sie 
traten ihm immer wieder ins Gesicht, als er schon am Bo- 
den lag und ließen ihn schwer verletzt und bewußtlos lie- 
gen. Die Jugendlichen, unter ihnen ein 15jähriges Mädchen 
wurden festgenommen. Während das DRK an dem rassi- 
stischen Hintergrund des Überfalls keine Zweifel hatte, 
wollte sich die Polizei nicht darauf festlegen. Die Täter 
trugen Springerstiefel, einer ein T-Shirt der Neonaziband 
»Endstufe«. (Nordkurier, Frankfurter Rundschau, 2.7., 
taz, 10.7.) 


Trassenheide 

Anfang Juli wurden zwei Schulklassen eines Altenburger 
Gymnasiums (Thüringen) im Erholungszentrum Trassen- 
heide kurz nach ihrer Ankunft von einheimischen »Glatz- 
köpfen« brutal überfallen. Die beiden Schulklassen reisten 
sofort nach Altenburg zurück, da sie sich nicht ausrei- 
chend vor wiederholten Übergriffen geschützt fühlten. 
Das Thüringer Kultusministerium sicherte Rechtsbeistand 
zu. Gleichzeitig wurden Vorwürfe laut. die Polizei habe zu 
spät reagiert und den Schülern nicht wie erhofft geholfen. 


Für die Anklamer Polizeidirektion gab es keinen Anhalt 
für einen rechtsorientierten Hintergrund. (Nordkurier, Thü- 
ringer Allgemeine, 5.7.) 


Markgrafenheide 

Eine Gruppe von 15 bis 20 Berliner Campern wurde ın der 
Nacht zum 8.7. von fünf Jugendlichen aus Rathenow 
(Brandenburg) überfallen. Die Angreifer hatten eine Mo- 
torsäge bei sich, damit wurde jedoch niemand verletzt. 
(ND, 9. 7.) 


Ahlbeck 

Bei einer Gartenparty kam es am 8.7. zu einer Auseinan- 
dersetzung zwischen zwei rivalisierenden Gruppen mit 
Beteiligten aus dem Ort, aus Wolgast und Mellenthin. 
Etwa 15 bis 20 Personen griffen zum Teil vermummt und 
mit Baseballschlägern bewaffnet die Gäste der Feier an. 
Die Polizei vermutet einen Racheakt. (ND, 9.7.) 


Kühlungsborn 

Am 10.7. griffen drei unbekannte junge Männer einen 
22jährigen Armenier an und verletzten ihn. Wenig später 
schlugen sechs armenische Asylbewerber wahllos auf Pas- 
santen auf der Seebrücke ein. (Frankfurter Rundschau, 12.7.) 


Im Land Mecklenburg-Vorpommern leben mehr als 
60000 Menschen vom Fremdenverkehr. Ein Drittel der 
etwa zehn Millionen Übernachtungen im Jahr kommen 
aus dem Campingtourismus. Zu Beginn der Hauptsaison 
gab es immer wieder Meldungen über Übergriffe auf Ur- 
lauber. Landtagspräsident und Vorsitzender des Landes- 
tourismusverbandes, Rainer Prachtl, aüßerte, daß »die 
Schläger die Arbeitsplätze gefährden, möglicherweise der 
eigenen Eltern« und betonte dennoch, das Land sei so si- 
cher wie jedes andere Bundesland. Besonders durch die 
Medien außerhalb des Landes käme sein Land immer wie- 
der in die negativen Schlagzeilen. Auch das Innenministe- 
rium wiegelte ab, »hier passiert nicht mehr, hier wird nur 
mehr bekanntgegeben«, da jeder Vorfall, bei dem nur der 
Verdacht bestehe, daß Touristen zu Schaden gekommen 
seien, bis ins Innenministerium gemeldet werde. (Tages- 
spiegel, 20.7.) 


Ahlbeck 

Vier Jugendliche im Alter zwischen 16 und 19 Jahren 
überfielen einen 56jährigen polnischen Staatsbürger, nach- 
dem sie ihn zuvor mit ihren Krädern umkreist hatten. Da- 
bei schlugen sie ıhn und besprühten ihn mit Reizgas. 
(Nordkurier, 25.7.) 


Ueckermünde 

Zwei armenische Asylbewerber sind in der Nacht des 27.7. 
von etwa 20 bis 30 Jugendlichen durch die Stadt verfolgt 
worden, geschlagen und mit Steinen geworfen worden. 
Fünf Tatverdächtige konnten ermittelt werden. (Nordku- 
rier, 26. 7., JW, ND, Frankfurter Rundschau, 28. 7.) 


Pasewalk 

Mit »Sieg Heil« und dem Ziel, auf dem Zeltplatz an einer 
Badeanstalt »alles kurz und klein« schlagen zu wollen, er- 
schienen am 27.7. ın den frühen Morgenstunden vier Ju- 


gendliche in einem PKW an der Badestelle. Der Platzwart 
verständigte die Polizei, sie wurden vernommen und we- 
gen »fehlender Haftgründe« wieder freigelassen. (Nord- 
kurier, 28.7.) 


Markgrafenheide 

Ein Camper aus Berlin wurde am 31.7. vor dem Zeltplatz 
niedergeschlagen. Aus einer Gruppe von vier Unbekann- 
ten hatte ein Mann mit einem Baseballschläger ohne Mo- 
tiv auf den Berliner eingeschlagen. Die Täter flüchteten 
im Auto. (Berliner Zeitung, 1.8.) 


Parchim 

Mit einem Flugblatt mobilisierten die Jungen Nationalde- 
mokraten (JN) für ein militärisches Zeltlager ab 31.7. ın 
der Nähe der Stadt. In dem Flugblatt, daß dem NPD-Or- 
gan »Deutsche Stimme« beigelegt war, wurden die Teil- 
nehmer davor gewarnt, »Waffen sowie verbotene Zeichen, 
Symbole etc.« mitzubringen. Sie werden zu »absolut deut- 
schem Verhalten« und »soldatischer Handlungsweise« auf- 
gerufen. Ein Verbot der Veranstaltung war laut Innenmini- 
sterium nicht möglich, da die NPD keine verbotene Orga- 
nisation ist. Das Treffen hatte zunächst nur regionale 
Bedeutung, durch die Verbreitung des Flugblattes über die 
NPD-Zeitung wurden Rechtsextremisten in ganz Deutsch- 
land erreicht. Das Zeltlager soll auf einem Privatgelände 
stattfinden. Die Verwaltung der Stadt Parchim war bis zum 
29.7. nicht über das geplante Zeltlager informiert. (taz, 30. 7.) 


Sachsen 


Leipzig 

Unter dem Motto »Arbeit zuerst für Deutsche — Die Wut 
auf die Straße tragen« mobilisierte Anfang April die NPD 
ihre Anhänger über Internet, Infotelefone, Publikationen 
und Flugblätter, sich in Leipzig am Völkerschlachtdenk- 
mal zu versammeln. So wurden in einer Ansage des »Na- 
tionalen Info-Telefon Mitteldeutschland« die Anhänger 
wegen »einer rapide zunehmenden sozialen Verelendung 
von Teilen unseres Volkes« aufgefordert, an der »Demon- 
stration des Nationalen Widerstandes« am 1. Mai in Leip- 
zig teilzunehmen. In der Ansage rechnet die NPD mit 
einer Teilnahme von 5000 bis 10000 Teilnehmern. »Ob 
Leipzig, Dresden oder Berlin. wir werden 10000 sein«, 
hieß es. (Info-Telefon) 


Leipzig 

Am 5.4. wurde der geplante Aufmarsch der rechtsextre- 
men NPD und der »Jungen Nationaldemokraten für den 
l. Mai in Leipzig vom Leipziger Ordnungsamt verboten. 
Die NPD setzte ihre Mobilisierung unter dem Motto »Es 
bleibt bei der 1. Mai-Kundgebung in Leipzig« fort und 
kündigte rechtliche Schritte an. (Junge Welt. 7.4.) 

Am 10.4. verbot die Stadt Leipzig die geplante Demon- 
stration der rechtsextremen NPD. Das Verbot wurde damit 
begründet, daß an diesem Tag die zentrale Maidemonstra- 
tion des DGB für ganz Sachsen stattfindet. Auch der ge- 
plante Protestzug der sächsischen PDS-Landtagsfraktion 
gegen die NPD wurde nicht genehmigt. (Frankfurter Rund- 
schau, 16.4.) 
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Leipzig 

Mit einer »Totalmobilisierung« von allen, denen »die Zu- 
kunft unseres Volkes etwas bedeutet« drohte der Vorsit- 
zende der NPD-Nachwuchsorganisation Junge National- 
demokraten (JN), Holger Apfel, für den 1. Mai in Leipzig 
vıa Internet. Mindestens 10000 »Kameraden« will er auf 
die Beine bringen. Danach seien »die Folgen nicht mehr 
absehbar«. »Dann brechen wir endgültig aus der Isolation 
heraus und erkämpfen uns Stück für Stück die Straße 
zurück.« Zur Einstimmung präsentierte die NPD-Jugend 
Liedtexte illustriert von einem jungen Mann zu Pferde, be- 
waffnet mit Lanze und Schild, auf dem der obere Teil eines 
angedeuteten Hakenkreuzes zu sehen war. (Internet, 16. 4.) 


Chemnitz 

Am 20.4. wurden zwei Jugendliche von etwa 50 Jugendli- 
chen im Outfit von Skinheads bedroht. Sie konnten flüch- 
ten und versteckten sich in einem Treppenhaus mit Hilfe 
eines Hausbewohners. Dieser kehrte später die Scherben 
der zerschlagenen Tür seines Hauses zusammen. Er hatte 
Angst vor weiteren Bedrohungen, denen bereits »ganz 
normale Bürger« ausgesetzt seien. (Freie Presse, 25.4.) 


Dresden 

23 rechte Jugendliche im Alter von 15 bis 24 Jahren aus 
Freital, Pirna und Wilsdruff demonstrierten am 20.4. auf 
dem Dresdner Hauptbahnhof den Hitlergruß und brüllten 
»Sieg Heil«. (JW, 22.4.) 


Leipzig 

Nach dem Verbot des von der NPD und deren Jugendorga- 
niısation Junge Nationaldemokraten (JN) geplanten Auf- 
marsches in Leipzig äußerte sich der Präsident des Lan- 
desamtes für Verfassungsschutz in Sachsen in einem Ge- 
spräch mit der »Jungen Welt« zur Struktur der Neonazi 
-Gruppierungen in Sachsen. Er ging von insgesamt 2375 
Mitgliedern und Anhängern der rechtsextremistischen 
Szene aus. Besonders die NPD kann einen erheblichen 
Mitgliederzuwachs verzeichnen. Auch mit den in Leipzig 
und Dresden aktiven sogenannten »Freundeskreisen »Ein 
Herz für Deutschland« versucht die NPD in einer Art 
Bündnispolitik Leute an sich zu binden, auch aus den ge- 
waltbereiten neonazistischen Bereichen. Die Parolen der 
NPD haben sich geändert, es werden vermehrt soziale und 
wirtschaftspolitische Themen mit auf die Fahnen geschrie- 
ben. (Junge Welt, 21.4.) 


Leipzig 

Der PDS Landesvorstand informierte, daß es einen rechts- 
radikalen Überfall auf fünf Leipziger PDS-Mitglieder gab, 
die DGB-Plakate für den 1. Mai geklebt hatten. (Presse- 
information des PDS-Landesvorstandes, 22.4.) 


Chemnitz 

Ein Schwerbehinderter wurde am 25.4. im Bus von zwei 
unbekannten Jugendlichen geschlagen und getreten und 
anschließend beraubt. (Freie Presse, 2.5.) 


Chemnitz 


Eine Sozialarbeiterın des Alternativen Jugendzentrums 
der Stadt schilderte der Tageszeitung »Freie Presse« ihre 
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Erfahrungen aus verschiedenen Projekten, in denen ihr 
immer öfter von Gewaltandrohungen gegen alternativ le- 
bende Jugendliche berichtet wurde. Solche Übergriffe 
müßten von Politikern ernster genommen werden, sagte 
sie. (Freie Presse, 25.4.) 


Leipzig 

Das Verwaltungsgericht der Stadt lehnte am 25.4. einen 
NPD-Antrag auf vorläufigen Rechtsschutz ab. Das Verbot 
der NPD-Kundgebung zum 1. Mai am Völkerschlacht- 
denkmal blieb somit bestehen, weil mit einer erheblichen 
Gefährdung der Sicherheit und Ordnung zu rechnen war. 
(taz, 26.4.) 


Chemnitz 

Am 28.4. stieg ein blinder Fahrgast aus einem Bus und 
wurde von drei unbekannten Jugendlichen, zwei Mädchen 
und ein Junge, verfolgt, bis sie ihm schließlich die Geld- 
börse stahlen. (Freie Presse, 2.5.) 


Bautzen 

Drei Tage vor dem 1. Mai, am 28.4., hob das Sächsische 
Oberverwaltungsgericht das Verbot der NPD-Kundge- 
bung zum 1. Mai auf. Damit gab das Gericht einer Be- 
schwerde der rechtsextremen NPD statt. Ein Verbot der 
Demonstration sei nur dann zulässig, wenn zu erwarten 
wäre, »daß von den Veranstaltern eine unmittelbare Ge- 
fährdung der Öffentlichen Sicherheit ausginge«, hieß es in 
der Begründung des Gerichts. Eine solche Gefährdung 
könne jedoch nicht darin gesehen werden, »daß die NPD 
oder deren Jugendorganisation verfassungsfeindliche Ziele 
verfolgen«. Zwar sei mit Ausschreitungen zu rechnen, 
doch seien rund 3400 Polizisten im Einsatz. Ein Auftritt 
des Liedermachers Frank Rennicke wurde allerdings mit 
der Begründung verboten, »daß Rennicke vermutlich Lie- 
der mit strafbarem Inhalt singen wird«. (Berliner Zeitung, 
29.4.) 

Einen Tag später verbot die Stadt die zuvor gerichtlich ge- 
nehmigte Kundgebung der NPD am 1. Mai vor dem Völ- 
kerschlachtdenkmal erneut. (ND, 30. 4./1.5.) 


Leipzig 

Nach dem Verbot der Kundgebung der rechtsextremen 
NPD für den 1. Mai blieben in der Stadt die von vielen be- 
fürchteten Auseinandersetzungen zwischen Anhängern der 
rechten und der linken autonomen Szene weitgehend aus. 
Insgesamt waren etwa 40 Busse mit NPD-Anhängern auf 
Autobahnen durch Deutschland unterwegs. Sie wurden an 
Kontrollstellen auf den wichtigsten Zufahrtstraßen von 
Polizeisperren abgewiesen. Es gab in der Stadt 250 Platz- 
verweise für Rechtsextreme. Bei einem Aufeinandertref- 
fen von etwa 150 rechten Skinheads und etwa 300 Auto- 
nomen im Zentrum von Leipzig verhinderten mehrere Po- 
lizei-Hundertschaften größere Auseinandersetzungen. Die 
Polizei hatte 4500 Beamte eingesetzt. (Freie Presse, 
3./4.5., Leipziger Morgenpost, ND, 2. 5.) 


Dresden 

Am Il. Mai randalierten 28 Rechtsradikale in der Stadt und 
riefen nationalsozialistische Parolen. Sie wurden am Abend 
festgenommen. (Freie Presse, 3./4. 5.) 


Grimma 

100 Anhänger der rechten Szene fuhren am 1.5. mit Bus- 
sen in die Kleinstadt, marschierten durch die Stadt und 
versammelten sich auf dem Marktplatz. Weil die Veran- 
staltung nicht angemeldet war, wurde Anzeige erstattet. 
(Freie Presse, 3.5./4.5.)) 


Schlungwitz 

Am 8.5. überfiel eine Gruppe von 20 rechten Jugendli- 
chen in dem Ort bei Bautzen ein Übersiedlerheim für Russ- 
landdeutsche. Mit Steinen und Zaunlatten zerschlugen sie 
Scheiben und grölten Nazi-Parolen. Als besorgte Heim- 
bewohner in das nahe Dorf Doberschau fuhren, um ihre 
Kinder vom Dorffest abzuholen, wurde ein Übersiedler 
mit einer Schreckschußwaffe bedroht und geschlagen. Die 
Soko-Rex nahm 8 Jugendliche vorläufig fest und ermit- 
telte wegen Landfriedensbruch. (ND, 10./11.5., FAZ 


10.5.)) 


Gröditz 

Jugendliche warfen am 8.5. abends in dem Ort bei Riesa 
einen Molotowcocktail auf die Außenwand des Aussied- 
lerheimes. Das Feuer konnte von den Heimbewohnern 
gelöscht werden. Einige Tage danach hatte die Soko-Rex 
die Jugendlichen im Alter von 16 und 18 Jahren, darunter 
ein Mädchen, festgenommen. Sie hatten die Tat gestanden 
und als Motiv Fremdenfeindlichkeit angegeben. (taz, 12.5.) 


Plauen 

Trotz Protesten von linken Gegendemonstrationen fand 
am 10.5. ein Konzert der New Wave/Gothik-Band »Death 
in June« statt. Die Band verwendet das Totenkopfsymbol 
der SS und hat das Horst-Wessel-Lied neuvertont. Die 
Stadtverwaltung hatte ein Verbot des Konzertes mit Ver- 
weis auf die künstlerische Freiheit abgelehnt. Auftritte der 
Band waren zuletzt in Hamburg und Bochum wegen deren 
offen zur Schau getragenen neofaschistischen Einstellung 
abgesagt worden. (JW, 12.5.) 


St. Egiden 

In dem Ort im Kreis Chemnitzer Land griff am späten 
Abend des 16.5. eine Gruppe von 10 bis 15 Jugendlichen, 
bewaffnet mit Knüppel und Messer einen 22jährigen Asy- 
lbewerber aus dem Irak an und verletzte ihn. (Freie Presse, 


20.5.) 


Dresden 

Zelt, Wagen und Kostüme einer auf Deutschland-Tournee 
befindlichen Musical-Produktion wurden am 18. 5. mit aus- 
länderfeindlichen Parolen, »Polacken raus« und »Deutsch- 
land für uns« beschmiert. Es entstand erheblicher Sach- 
schaden, ein möglicher rechtsextremer Hintergrund wird 
untersucht. (Frankfurter Rundschau, 20. 5.) 


Dresden 

Die Zahl der rechtsextremistischen und fremdenfeindli- 
chen Straftaten hat in Sachsen gravierend zugenommen. 
Laut sächsischen Verfassungsschutzbericht stieg die Zahl 
1996 um 32 Prozent auf insgesamt 993 Delikte. Dreivier- 
tel der Täter sind jünger als 21 Jahre. Die Zahl rechtsex- 
tremistischer Gewalttaten. zu denen es hauptsächlich bei 


Skinhead-Konzerten kam, stieg um 27 Prozent auf 89. 
Dieser Anstieg sei besorgniserregend, so Innenminister 
Hardraht bei der Vorstellung des Berichtes. Einen gewalti- 
gen Zuwachs hat in Sachsen die NPD mit einem Mitglie- 
derzulauf von 200 auf 300. (ND 28.5.) 


In einem Report der Tageszeitung »Neues Deutschland« 
am 29.5. unter der Schlagzeile: »Rechte Schläger — nur 
braun und besoffen?« wurden die spektakulären fremden- 
feindlichen Straftaten der letzten Monate beleuchtet, die 
die Öffentlichkeit irritiert hatten. In Sachsen, dem Land, 
das die erste Soko-Rex einführte, ist die Liste größerer 
Einsätze lang: Aue, Bad Muskau, Borna, Frohburg, Gör- 
litz, Klingenthal, Löbau, Meerane, Wurzen u.a. Die Dis- 
kothek »Wotan« in Mücka hat als Veranstaltungsort für 
rechtsextremistische Skinhead-Konzerte zunehmend an 
Bedeutung gewonnen und entwickelt sich zu einer »politi- 
schen Plattform«. 

Gleichzeitig erinnerte die Zeitung an die harten Polizei- 
und Ausländergesetze in Sachsen sowie an den staalichen 
Umgang mit Asylbewerbern, an »unhaltbare« Zustände 
im Heim in Aue, bei dem die »Wohnfläche pro unterzu- 
bringende Person der Orientierungsgröße von 4,5 Qua- 
dratmetern« entspreche und den wenigen im Freistaat le- 
benden bosnischen Bürgerkriegsflüchtlingen die Zwangs- 
abschiebung drohe. (ND, 29.5.) 


Leipzig 

Der Evangelische Kirchentag in Leipzig wurde am 19.6. 
durch einen gewalttätigen Angriff von Jugendlichen ge- 
stört. Die Polizei ermittelte 13 Tatverdächtige, die elf Be- 
sucher des Kirchentages mit Baseballschlägern, Zaunlat- 
ten und Bierflaschen zusammengeschlagen hatten. Anlaß 
für den Überfall war ein Streit um ein Mädchen. Um 
»Frust« abzureagieren, hatten die Jugendlichen zunächst 
versucht, die Gäste mit rechten Parolen zu provozieren. 
Als dies nicht gelang, wandten sie Gewalt an. Die Täter 
hatten mehrfach »Sieg Heil« gebrüllt, berichteten Augen- 
zeugen. Die Jugendlichen aus Grimma und Umgebung 
sind nach Aussage des LKA nicht der rechtsextremen 
Szene zuzuordnen, allerdings offensichtlich »rechtsorien- 
tiert«. (Berliner Zeitung, Frankfurter Rundschau, 21.6.. 
Frankfurter Rundschau, JW, 26. 6.) 


Dresden 

In der Nacht zum 28.6. verübten Unbekannte einen Brand- 
anschlag auf ein Asylbewerberheim im Stadtteil Striesen. 
Die Täter warfen einen Molotowcocktail durch ein offe- 
nes Fenster des Gebäudes. Die Heimbewohner konnten 
das Feuer, das im Flur des Hauses gegen Mitternacht aus- 
brach selbst löschen. Zum Zeitpunkt des Anschlages be- 
fanden sich 100 Asylbewerber in dem Heim. Die Sonder- 
kommission Rechtsextremismus ermittelt wegen schwerer 
Brandstiftung. Das Flüchtlingsheim, das bereits in der 
Vergangenheit mehrfach Ziel von Anschlägen war, wurde 
unter Polizeischutz gestellt. (Freie Presse, Frankfurter 
Rundschau, Süddeutsche Zeitung, taz. 1.7.) 


Dresden 
Drei junge Männer attackierten am 28.6. mitten ın der 
Stadt einen Aljährigen Türken, schlugen ihn und traten 
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mehrfach auf ihn ein. Zeugen verständigten die Polizei, 
die Täter wurden festgenommen. Ein ausländerfeindlicher 
Hintergrund wurde nicht ausgeschlossen. (Frankfurter 
Rundschau, 30. 6.) 


Kleinpösna 

Am 4.7. überfielen zwei 18 und 19 Jahre alte Jugendliche 
zwei Polen. Sie beschimpften sie mit fremdenfeindlichen 
Flüchen und mißhandelten sie mit Schlägen und Fußtrit- 
ten, als sie an einer Kiesgrube angelten. Die beiden An- 
greifer campierten an der Kiesgrube. Sie hatten an ihrem 
Zelt die Reichskriegsfahne und eine Flagge mit SS-Runen 
aufgezogen. (Frankfurter Rundschau, 9.7.) 


Zittau 

Begleitet von einem massiven Polizeiaufgebot marschier- 
ten am 5.7. in der Stadt rund 500 Sympathisanten der 
rechtsextremistischen NPD auf. Anlaß war der Todestag 
eines 21ljährigen aus der rechten Szene, der 1992 in Zittau 
bei einer Messerstecherei starb. Das Landratsamt Löbau- 
Zittau hatte die Veranstaltung mit Auflagen genehmigt. 
(Sächsische Zeitung, ND, Frankfurter Rundschau, 7.7.) 
Aus einem Leserbrief in der Sächsischen Zeitung am 
11.7. zum Marsch der NPD durch die Stadt: »Die vor 
Reichskriegsflaggen strotzende Veranstaltung schien wie 
in den vergangenen Jahren die Zittauer Bewohner kalt zu 
lassen. Wer sich nicht unters marschierende Volk mischte, 
sah weg oder wagte einen verstohlenen Blick durch die 
Gardinen. Engagement und Zivilcourage lohnen sich nicht 
unbedingt angesichts des Vorgehens der Polizei gegen 
eine Gruppe von Gegendemonstranten.« (Sächsische Zei- 
tung, 11.7.) 


Hohnstein 

Auf der sächsischen Burg Hohnstein riefen fünf Jugendli- 
che lautstark faschistische Parolen und zeigten den Hitler- 
gruß. Außerdem belästigten sie die ausländischen Kinder 
einer Schulklasse mit Sprüchen wie »Türkenschweine« 
und »Türke verrecke«. (Frankfurter Rundschau, 9.7.) 


Freiberg 

Vier Jugendliche überfielen am 12.7. einen Asylbewerber 
aus Pakistan. Sie traten ihn und verprügelten ihn mit ei- 
nem Baseballschläger. Schließlich schossen sie auf ihn 
mit einer Schreckschußpistole. Der Verletze mußte in ein 
Krankenhaus gebracht werden. (Leipziger Volkszeitung, 
Frankfurter Rundschau, taz, 14.7.) 


Freiberg 

Am 16. 7. attackierten 10 Jugendliche einen jordanischen 
Chemiestudenten, der in Freiberg sein Praktikum absol- 
vierte. Sie schlugen ihn mit Baseballschlägern und traten 
ihn mit den Stiefeln. Er erlitt Prellungen und Blutergüsse 
am ganzen Körper, die Polizei bezweifelte öffentlich die 
Aussagen des Studenten. (Freie Presse, 2./3. 8.) 


Freiberg 

Am 24.7. wurden von der Soko-Rex 10 von 13 Jugendli- 
chen festgenommen, die bei drei Überfällen auf Ausländer 
in Freiberg, einen Studenten aus Jordanien, auf einen pa- 
kistanischen Asylbewerber und auf zwei dänische Fern- 
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fahrer beteiligt waren. Drei Opfer waren so schwer miß- 
handelt worden, daß sie ins Krankenhaus gebracht werden 
mußten. Die Täter gaben fremdenfeindliche Motive an. 
Bei Wohnungsdurchsuchungen wurden Schlagwaffen be- 
schlagnahmt. Drei weitere Jugendliche, darunter eine junge 
Frau konnten bei der Aktion nicht festgenommen werden. 
Die Jugendlichen gehörten keiner rechtsextremistischen 
Gruppierung an und wurden nach ihren Aussagen wieder 
freigelassen. (Freie Presse, Berliner Zeitung, Frankfurter 
Rundschau, ND, 26./27.7.) 


Schöna 

Am 26.7. prügelten sich vor einer Gaststätte Jugendliche, 
die der rechten Szene in Riesa angehören. Als die Polizei 
eintraf, griffen die Jugendlichen die Polizei an. Ein Poli- 
zist wurde verletzt. Die Polizei nahm sechs Jugendliche 
vorübergehend fest. (Leipziger Volkszeitung. 28. 7.) 


Zittau 

Vor dem Studentenklub der Stadt randalierten in den frü- 
hen Morgenstunden des 27.7. sechs rechtsradikale J ugend- 
liche, weil ihnen der Einlaß verwehrt worden war. Sie ver- 
suchten, sich gewaltsam Zutritt zu verschaffen und skan- 
dierten dabei ausländerfeindliche Parolen. Die Polizei 
mußte die Unterstützung des Bundesgrenzschutzes anfor- 
a. um die Randale zu beenden. (Sächsische Zeitung, 
29.7.) 


Sachsen-Anhalt 


Klötze 

Im dem altmärkischen Ort überfielen in der Nacht zum 
19.4. vier 18- bis 24jährige, der Polizei »einschlägig be- 
kannte« Jugendliche eine Gruppe, zu der auch drei Wol- 
gadeutsche gehörten. Die Aussiedler wurden beschimpft 
und geschlagen. (JW, 21.4.) 


Sachsen-Anhalts Verfassungsschutzchef Wolfgang Hei- 
delberg äußerte in einem Gespräch mit der »Tageszei- 
tung« vom 19.4. nach dem Mord an zwei Mitgliedern der 
»Kameradschaft Wittenberg« in Berlin: »Wir beobachten 
die seit 1991 unter wechselnden Namen bestehende »Ka- 
meradschaft Wittenberg«, zuvor »Kameradschaft Elbe- 
Ost« als einen rechtsextremistischen Schwerpunkt in 
Sachsen-Anhalt. Zur Zeit gehören ihr etwa 80 Anhänger 
an. Im letzten Jahr hat die Organisation rund 30 Sympathi- 
santen hinzugewonnen ... Gewalttaten finden in diesem 
Bereich regelmäßig statt.« (taz, 19.4. ) 


Lochau 

Am 20. 4. überfielen sieben rechte J ugendliche einen 19jäh- 
rigen Italiener. Sie zerrten ihn in eine Bushaltestelle. Sie 
fügten ihm mit einer Rasierklinge zahlreiche Schnitte in 
Hals und Gesicht zu. Anschließend beschimpften sie ihn 
als »Mafiosi« und drohten ihm mit dem Tod, falls er 
Deutschland nicht verlasse. Schließlich raubten sie ihm 
Geld. Die Jugendlichen waren mit grünen Bomberjacken 
und Uniformhosen bekleidet. Einer trug ein Hakenkreuz 
als Ohrring. (Frankfurter Rundschau, 21.4., JW 22.4.) 


Gleina 

Am 4.5. überfielen 40 bis 50 rechtsradikale Jugendliche 
aus dem Raum Naumburg eine Diskothek. Sie schlugen 
mit Ketten wahllos auf die Besucher ein und verletzten 


einen Jugendlichen. (ND, 5.5.) 


Halle 
Sechs Jugendliche bedrohten am 8.5. die Mitglieder eines 


slowakischen Kinderchores. Einen ausländerfeindlichen 
Hintergrund schloß die Polizei aus, der Übergriff sei »dem 
sehr starken Alkoholisierungsgrad der Jugendlichen ge- 
schuldet gewesen«. (JW, 10./11. 5) 


Magdeburg 
In der Stadt, in der vor genau drei Jahren am Himmel- 


fahrtstag eine regelrechte Jagd auf Ausländer stattfand, 
überfielen an diesem Tag 20 Jugendliche der rechten Szene 
mit Ketten bewaffnet ein Treffen von Amateurfunkern und 
verletzten acht Personen. Acht mutmaßliche Rechtsradi- 
kale wurden festgenommen und die Polizei ermittelt we- 
gen schweren Landfriedensbruch. Im Stadtteil Neu Ol- 
venstedt belästigten Jugendliche einen Afrikaner aus Togo 
sowie dessen Frau und Kind. Die Polizei verhinderte, daß 
die Situation weiter eskalierte und nahm 18 mutmaßliche 
Rechtsradikale fest. (Frankfurter Rundschau, 10.5.) 


Bitterfeld 
Am 10.5. stürmten 40 rechte Jugendliche ein erst seit 


kurzem bezogenes alternatives Jugendkulturzentrum. Die 
Angreifer brachen die Tür auf, stahlen Einrichtungsge- 
genstände und technische Geräte und hinterließen Haken- 
kreuz-Schmierereien. (E-Mail) 


Halle 
Ein Gruppe rechter Jugendlicher versuchte am 10.5. mehr- 


mals vergeblich, auf das Gelände eines alternativen Wohn- 
und Kulturprojekts ın der Stadt vorzudringen. (E-Mail) 


Magdeburg 
Angesichts von 865 Straftaten im Jahre 1996 sowie rund 


600 Personen, die im Land Sachsen-Anhalt rechtsmilitan- 
ten Organisationen angehören, besteht für Innenminister 
Püschel bei der Vorstellung des Verfassungsschutzberichts 
1996 kein Anlaß zur Entwarnung. Vor allem in Magde- 
burg, Merseburg, Halle, Wittenberg sowie im Harz seien 
die Rechten aktiv. (ND, 16.5.) 


Magdeburg 
Die Landesregierung räumte am 16.5. in einer Antwort 


auf eine parlamentarische Anfrage der PDS ein, daß die 
rechtsextremen Musikgruppen »Doitsche Patrioten« und 
„Elbsturm« jahrelang in den Proberäumen eines mit Bun- 
des- und Landesmitteln geförderten Jugendprojektes pro- 
ben durften. Beide Bands, die in ihren Liedtexten zu 
Fremdenfeindlichkeit aufrufen, nahmen mehrfach an ille- 
galen Skinhead-Konzerten teil. Als Eintrittsstempel für 
die Konzerte waren Hakenkreuze verwendet worden. 
(Frankfurter Rundschau, 24.5.) 


Prettin 

Etwa 150 Rechtsextremisten aus Norddeutschland, Berlin 
und Sachsen-Anhalt versammelten sich am 17.5. zu einem 
Schweigemarsch und anschließender öffentlicher »Ge- 
denkfeier« auf dem Friedhof, um ihren Gesinnungsgenos- 
sen, den Anführer der »Kameradschaft Wittenberg, der 
Ende April bei Auseinandersetzungen innerhalb des rechts- 
extremen Lagers von zwei Berliner Neonazis getötet wor- 
den war, zu ehren. Fahnen in den Farben des Deutschen 
Reiches, Baseballschläger und Brecheisen wurden von der 
Polizei beschlagnahmt. (Frankfurter Rundschau, 20. 5.) 


Halberstadt 

Ein Asylbewerber aus Äthiopien wurde am 17.6. abends 
von zwei unbekannten Männern mit einem Baseballschlä- 
ger angegriffen und verletzt. Zuvor hatten sie ihn und einen 
weiteren äthiopischen Asylbewerber aus einem Auto her- 
aus mit ausländerfeindlichen Parolen beschimpft. (ND, 19.6.) 


Magdeburg 

Nach drei Verhandlungstagen im Prozeß wegen des Tö- 
tungsverbrechens an dem 17jährigen Punk Frank Böttcher 
im Februar 1997 wurde am 26.6. der gleichaltrige Marcus 
J. zu sieben Jahren Jugendhaft verurteilt. Nach Einschät- 
zung von Polizei und Staatsanwaltschaft gehörte der Täter 
zwar zu den Sympathisanten der rechten Szene, war je- 
doch kein aktiver Neonazi. Die Verteidigung forderte trotz 
des Geständnisses eine fünfjährige Haftstrafe auf Be- 
währung mit der Begründung, die Tat sei im alkoholi- 
schen Rausch geschehen. Als Hauptursache für derartige 
Verbrechen nannte der Anwalt die hohe Arbeitslosigkeit 
unter Jugendlichen, insbesondere im Stadtteil Olvenstedt. 
wo sich auffallend viele Mädchen und Jungen der rechten 
Szene zugehörig fühlten. (Berliner Zeitung, 25.6., ND, 
Tagesspiegel, 27.6.,) 


Magdeburg 

Am 28.6. griffen fünf Jugendliche an einer Straßenbahn- 
haltestelle einen Libanesen an und verletzten ihn. Die Ju- 
gendlichen wurden festgenommen, einen ausländerfeind- 
lichen Hintergrund schloß die Polizei nicht aus. (Frank- 
furter Rundschau, Berliner Zeitung, 30. 6.) 


Altenweddingen 

Mit einem Großeinsatz löste die Polizei am 28.6. in dem 
Ort nahe Magdeburg ein Skinhead-Konzert mit etwa 150 
Besuchern auf. Bei Kontrollen im Vorfeld des Konzertes 
hatte die Polizei bereits 250 Platzverweise erteilt. Es wur- 
den Baseballschläger, Eisenstangen, Messer und ein Tot- 
schläger beschlagnahmt. (Mitteldeutsche Zeitung, Berli- 
ner Zeitung, Frankfurter Rundschau, 30. 6.) 


Halle 

In der Nacht zum 29.6. kam es nach einem Punkrock- 
Konzert mit 400 Punks zu schweren gewaltsamen Aus- 
schreitungen. Etwa 60 Punks bewarfen bei einer regel- 
rechten Straßenschlacht Polizisten mit Steinen, demolier- 
ten Autos und stießen Container um. Bei dem 
mehrstündigen Einsatz der Polizei wurden 15 Polizisten 
verletzt. Als Motiv für die Krawalle vermutete auch die 
Polizei einen Zusammenhang mit der Veranstaltung eines 
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rechten Verlages im in der Nähe befindlichen Halleschen 
Kongreß- und Kulturzentrums. (ND, Berliner Zeitung, 
30.6., Frankfurter Rundschau, 1.7.) 


Halle 

Unter der Überschrift »Straßensteine und Saalgeschosse« 
berichtet am 1.7. die Zeitung »Neues Deutschland« aus- 
führlich über eine zweitägige Veranstaltung am 28. und 
29.6. im Halleschen Kongreß- und Kulturzentrum, die 
auch von der Polizei als Motiv für die gewalttätigen Kra- 
walle der Punks gesehen wurden. Für ein »Pressefest« 
hatte der Verleger und Republikaner Manfred Rouhs, Her- 
ausgeber des Magazins »Europa vorn«, in den Saal des 
Hauses geladen, um Lesungen für Kunden mit anschlie- 
Bender Diskussion zu veranstalten. Der langjährige »Re- 
publikaner« Parteichef Franz Schönhuber hielt eine Rede 
über Pressefreiheit, auf dem Programm stand auch ein 
Liederabend mit Frank Rennicke. Während der Veranstal- 
tung wurden Verlagsproduktionen wie das Nachschlage- 
buch »Vorbildliche und bewährte Männer der Waffen-SS« 
oder die »Dokumentation polnischer Grausamkeiten« an- 
geboten, ebenso die neueste Schrift von Schönhuber »Le 
Pen - ein Rebell«, in dem er die rechtsextreme französi- 
sche Front National als künftiges Modell für die Bundes- 
republik anbietet. Der Polizei zufolge war die Veranstal- 
tung nicht anmeldepflichtig, weil sie in geschlossenen 
Räumen stattfand. (ND, 1.7.) 

Nach Recherchen der »Mitteldeutschen Zeitung« waren 
dem Saalvermieter die rechtsextremen Hintergründe des 
Verlages nicht bekannt und die Sicherheitskräfte hatten 
ihn wissentlich nicht rechtzeitig aufgeklärt. Damit be- 
stätigte sich auch die Tatsache, daß Rechtsextreme ihre 
Anmeldungen tarnen und unter Angabe anderer Gründe 
als geschlossene Veranstaltungen deklarieren. (Mitteldeut- 
sche Zeitung, 5.7.) 


Am 16. 7. beschlagnahmte die Polizei in mehreren Städten 
Sachsen Anhalts, so in Halle, im Saalkreis und Eisleben 
bei Durchsuchungen von Wohnungen und Geschäftsräu- 
men rechtsextremistisches Propagandamaterial in großer 
Menge. Bei den Razzien seien unter anderem 1300 CDs, 
zahlreiche Musikkassetten, Broschüren und andere Schrif- 
ten mit verbotenen rechtsradikalen Inhalten sichergestellt 
worden. Auch zwei Versandbetriebe von rechtsextremisti- 
schem Lied- und Schriftgut ermittelt. Die betroffenen Per- 
sonen wurden der rechten Szene zugeordnet. (Leipziger 
Volkszeitung, ND, Frankfurter Rundschau, 18.7.) 


Im ersten Halbjahr 1997 wurden in Sachsen-Anhalt insge- 
samt 463 rechtsradikale Straftaten erfaßt. Damit erhöhte 
sich die Zahl im Vergleich zum Vorjahr um 153 Delikte. 
Der Anstieg resultierte vor allem aus der Zunahme von 
Propagandadelikten, wie Zeigen des Hitler-Grußes. Auch 
beim Straftatbestand der Volksverhetzung gab es mit 29 
Fällen (15 im ersten Halbjahr 1996) eine Zunahme. 28 
Körperverletzungen wurden 1997 registriert. (Mitteldeut- 
sche Zeitung, 25.7.) 


Magdeburg 
Ein 19jährıger wurde am 27.7. abends von zwei Jugendli- 
chen geschlagen und mit ihren Stiefeln getreten. Er mußte 
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ambulant behandelt werden. Die beiden Jugendlichen fühl- 
ten sich offenbar durch die gefärbten Haare provoziert. Sie 
sind der Polizei bereits wegen Landfriedensbruch und 
Körperverletzung bekannt. (JW, 29.7.) 


Naumburg 

Das »Neue Deutschland« berichtete in einem Report über 
Schwarze Listen in Naumburg, in einer Stadt, die laut In- 
nenministerium neben Wernigerode, Quedlinburg und 
Wittenberg zu den Schwerpunktregionen rechtsextremsit- 
sicher Aktivitäten in Sachsen-Anhalt gehört. Wie schon 
im Herbst 1996 waren Ende Juli erneut denunziatorische 
Flugblätter mit Namen und Hausnummern von Antifa- 
schisten und linken Politikern aufgetaucht, verfaßt von ei- 
ner »Naumburger Bürgerinitiative gegen linksextremisti- 
sche Gewalt«, die ankündigte, ihre »Aktionen gegen linke 
Gewalt und deren Hintergründe in Naumburg und Umge- 
bung« fortzusetzen. Einen Zettel: »Der Führer hat dich 
zum Tode verurteilt«, fand einer der namentlich im Flug- 
blatt erwähnten in seinem Briefkasten. 1996 formierten 
sich parteiübergreifender Protest und breite demokrati- 
sche Aktionen in der Stadt gegen die rechtsextremen 
Schmierereien und Verunglimpfungen. Als Ende Juli eine 
von der PDS-Fraktion angeregte Veranstaltung zum Pro- 
blem Rechtsextremismus in Naumburg mit Abgeordneten, 
Naumburgern und Gästen der Stadt stattfand, registrierten 
die bedrohten Bürger eine gewisse Teilnahmslosigkeit in 
der Stadt und ein duldendes Klima. Dennoch sei öffentli- 
cher Widerstand nötig, was voraussetzt, die Bürger Naum- 
burgs über die Hetzschriften zu informieren. Der Oberbür- 
germeister der Stadt, Curt Becker, selbst auf der Liste ver- 
einnahmt und der Meinung, in der Stadt gebe es gar keine 
Rechtsextremisten, sowie der örtliche Revierleiter der Po- 
lizei hatten ihre Teilnahme wegen »Terminschierigkeiten« 
abgesagt. (ND, 2./3.8., Flugblatt der »Bürgerinitiative«) 
(vgl. Bulletin, Nr. 1/1997, Chronik, S. 25) 

Für den 30. August riefen verschiedene antifaschistische 
Gruppierungen zu einer Demonstration durch die Naum- 
burger Innenstadt auf. (ND, 7.8.) 


Thüringen 


Erfurt 

In der Nacht zum 1.4. griffen auf dem Erfurter Hauptbahn- 
hof drei betrunkene Männer im Alter zwischen 19 und 27 
Jahren einen Afrikaner aus Togo an. Sie schlugen ihn und 
traten auf ihn ein, bis ihr 32jähriges Opfer an Kopf und 
Brust Verletzungen erlitt. Die Polizei nahm die Angreifer 
vorübergehend fest. (Frankfurter Rundschau, 2.4.) 


Erfurt 

Vor einem Döner-Imbiß stießen am 2.4. sieben angetrun- 
kene Jugendliche die Mülltonnen um. Danach kam es zum 
Streit und einer Prügelei, die erst die Polizei beenden 
konnte. (taz, 3.4.) 


Tautenheim 

Bei Feiern anläßlich des Hitler-Geburtstages am 20.4. 
randalierten etwa 30 rechte Jugendliche in einem Vereins- 
haus. (taz, 21.4.) 


Jena 

Am 20.4. nach einem Treffen anläßlich des Hitler-Geburts- 
tages blockierten etwa 30 betrunkene Mitglieder einer 
Burschenschaft eine Straße, griffen eine Polizeistreife an 
und verletzten einen Polizisten. (taz, 21.4.) 


Schmalkalden 

Am 26.4. zettelten in einem Jugendklub etwa 20 rechte stark 
alkoholisierte Jugendliche mit Parolen »Heil Hitler« und 
»Sieg Heil« eine Massenschlägerei an. Neun bekannte Rechts- 
extremisten wurden festgenommen. Bei den anschließen- 
den Hausdurchsuchungen wurden rechtsradikale Musikkas- 
setten und Propagandamaterial beschlagnahmt. (ND, 28.4.) 


Gotha | 
Auf einem Friedhof wurden am 28.4.60 Gräber, darunter 


32 Ruhestätten ausländischer Kriegszwangsarbeiter geschän- 
det. Die Gedenksteine wurden umgestoßen und Holzkreuze 
herausgerissen. Ein rechtsradikaler Hintergrund, auch Sa- 
tanskult, kann nicht ausgeschlossen werden. (taz, 29.4.) 


Erfurt 
Zwei Afrikaner aus Burkina Faso wurden in der Nacht 


zum 4.5. vor dem Bahnhof von 3 betrunkenen jungen 
Männern mit Fäusten und Bierflaschen geschlagen. Einer 
der Opfer mußte im Krankenhaus behandelt werden. Spä- 
ter griffen die Schläger noch zwei weitere Jugendliche an. 
(ND, Frankfurter Rundschau, 6. 5.) 


Ilmenau 
In der Nach zum 4.5. griff eine Gruppe von 20 Jugendli- 


chen die Gäste einer Geburtstagsfeier von 40 bis 50 Ju- 
gendlichen mit Steinen, Stöcken und Baseballschlägern 
an und verletzte zwei Jugendliche lebensgefährlich. Für 
die Polizei war ein politischer Hintergrund unklar. (Frank- 
furter Rundschau, 6.5.) 


Gera 
Etwa 20 Jugendliche aus der rechten und linken Szene lie- 


ferten sich am Abend des Himmelfahrttages eine Schläge- 
rei. Die angetrunkenen Jugendlichen im Alter von 16 bis 
21 Jahren mit »kürzeren und längeren Haaren« gerieten in 
der Innenstadt aneinander. Als die Polizei einschritt, gin- 
gen vor allem die der rechten Szene zuzuordnenden Ju- 
gendlichen gegen die Polizisten vor, drei Polizisten wurden 
verletzt. Bisher war keiner der Beteiligten »polizeilich ın 
Erscheinung getreten, so daß man auch nicht von Rechts- 
radikalen sprechen kann«, sagte eine Polizeisprecherin. 
(ND, 10./11.5., FAZ, 10.5.) 


Altenburg 
Am 8.5. demolierten rechte Jugendliche einen Proben- 


raum der linken Jugendszene, der zuvor infolge Auseinan- 
dersetzungen zwischen rechten und linken Jugendlichen 
in der Stadt von der Polizei gestürmt worden war. Die von 
beiden Gruppen betriebenen Jugendcafes in der Stadt 
wurden in der Vergangenheit immer wieder wechselseitig 
»entglast«. In Antifa-Kreisen wurde beobachtet, daß sich 
die Rechten zunehmend als Wegelagerer betätigen. Sie 
lauern mit Autobesatzungen an Orten, an denen sie ihre 
Opfer vermuten. (E-mail-Nachricht 9.5.) 


Erfurt 

Am 10.5. demonstrierten etwa 400 Erfurter gegen rechte 
Gewalt und für ein ausländerfreundliches Klima in ihrer 
Stadt. Zu der Demonstration hatte ein breites Bündnis von 
Parteien, Gewerkschaften, Antifaschisten und Jugend- 
organisationen sowie die Mehrheit des Erfurter Stadtrates 
aufgerufen. Der Beschluß zur Unterstützung des Demon- 
strationsaufrufs hatte zuvor einen heftigen Rechtsstreit 
zwischen dem Stadtrat und dem Oberbürgermeister aus- 
gelöst, weil laut Rechtssprechung es den Gemeinden un- 
tersagt sei, »sich zu allgemeinpolitischen Fragen zu 
äußern«. Mit juristischen Spitzfindigkeiten wurde ver- 
sucht, den Beschluß zur Demonstration zu beanstanden. 
(ND, 12.5.) 


Neuhaus 

Bei einer vom Landratsamt Sonneberg genehmigten De- 
monstration am 10.5. trafen sich 250 Rechtsextreme auf 
dem Marktplatz zu einem »Aufmarsch des nationalen Wi- 
derstands« anläßlich des Todestages eines 1995 erstoche- 
nen Skinheads aus Sonneberg. Ein Teil der Demonstran- 
ten war aus Bayern angereist, darunter auch Funktionäre 
der NPD. Das Tragen verfassungsfeindlicher Symbole 
führte zu keinen Festnahmen. (taz, ND, JW, 12.5.) 


Die Zahl rechtsextremer Straftaten in Thüringen nimmt 
laut Verfassungsschutzbericht, der am 19.5. vorgestellt 
wurde, zu. 1996 gab es mehr fremdenfeindliche und anti- 
semitische Straftaten, insgesamt 152, über 900 politische 
Straftaten wurden von Rechtsextremisten begangen, von 
denen es im Freistaat 1000 organisierte und 600 nichtor- 
ganisierte gibt. Als gut organisiert gilt die Skinheadszene, 
die mit Konzerten und Magazinen für Aufmerksamkeit 
sorgt. Es wird zunehmende Gewalt bei Jugendlichen, die 
sich selbst als rechts oder links einordnen, registriert. Die 
Auseinandersetzungen zwischen ihnen konzentrieren sich 
auf den Raum Saalfeld-Rudolstadt. (Thüringer Landeszei- 
tung, Frankfurter Rundschau, 20. 5.) 


Erfurt 

Auf einer Kundgebung von Feuerwehrleuten am 22.5. ge- 
gen eine Reduzierung der Finanzzuschüsse des Freistaates 
Thüringen sprach sich der CDU-Landtagsabgeordnete 
Fiedler heftig gegen die Mittelkürzungen aus. »Es könne 
nicht sein, daß vom Land 170 Millionen Mark für Auslän- 
der und Asylanten ausgegeben und gleichzeitig bei der 
Feuerwehr die Gelder gekürzt werden«, sagte er. Für die- 
sen »Brandsatz« erhielt er den meisten Beifall bei den ca. 
1500 Feuerwehrleuten. 

(E-Mail-Nachricht, 22.5., ND, 3. 6.) 


Jena 

In der Stadt fand vom 22.5. bis 25.5. der »Burschen und 
Altherrentag 1997« statt, die Vollversammlung der Deut- 
schen Burschenschaft (DB). dem Dachverband für etwa 
120 studentische Verbindungen mit 20000 Mitgliedern 
und Sammelbecken deutscher und österreichischer Rech- 
ter. Obwohl während der Veranstaltungen Aufmärsche in 
der Stadt verboten waren, marschierten 600 Burschen- 
schafter mit Fahnen, Fackeln, gezogenen Degen und vollem 
Wichs nachts zum Burschenschaftsdenkmal. begleitet von 
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großem Polizeiaufgebot. Trotz der fast konspirativen Vor- 
bereitung der Aktion protestierten etwa 80 Jugendliche 
aus Jena und Weimar gegen den Marsch. Es kam zu Aus- 
einandersetzungen mit der Polizei, 18 von ihnen wurden 
in Gewahrsam genommen. Die Burschenschafter sangen 
am Denkmal alle Strophen des Deutschlandliedes und be- 
endeten ihren Aufmarsch mit »Heil Deutschland-Rufen«. 
(Frankfurter Rundschau, 5. 6., Der Spiegel, Nr. 24, 9.6.) 


Triptis 

Am 7.6. randalierten an der Raststätte der A9 rechte Ju- 
gendliche, die aus Gotha, Weimar, Jena und Gera unter- 
wegs zu einem Rockkonzert nach Budapest waren. Sie 
griffen vier Türken an und verletzten sie mit Schlägen und 
Fußtritten. Vor der Raststätte zerschlugen sie Flaschen und 
Gläser und beschädigten zwei Autos. Die Polizei verhin- 
derte die Weiterfahrt des Busses und nahm neun Tatver- 
dächtige fest. (ND, Thüringer Landeszeitung, 9. 6., Frank- 
furter Rundschau, 5.6.) 


Erfurt | 

Das Thüringer Innenministerium informierte am 10.6. auf 
eine Anfrage der PDS-Fraktion darüber, daß gegen Thü- 
ringer Skinhead-Bands mehrere Strafverfahren wegen 
Volksverhetzung eingeleitet wurden. Es seien in den ver- 
gangenen Jahren acht neonazistische Bands aus Thürin- 
gen, wie »Oithanasie«, »Reichsfront« und »Legion Ost« 
in Erscheinung getreten. (Thüringer Landeszeitung, 11.6.) 


Magdala 

Am 13.6. zerstörten etwa 18 rechtsradikale Jugendliche 
Haus und Hof einer WG in dem Dorf in der Nähe von 
Weimar. Den Hof hatten vier junge Männer aus Weimar 
mit ihren Angehörigen gemietet und ausgebaut und seit 
ihrem Einzug im Mai waren »die linken Zecken« mehr- 
fach Drohungen und Angriffen von rechten Jugendlichen 
ausgesetzt. Vor dem Angriff am 13.6. gab es einen anony- 
men Brief. Die geplante Polizeiaktion zum Schutz der Ju- 
gendlichen kam eine halbe Stunde zu spät. Ein der Polizei 
bekannter Rädelsführer stürmte mit Sympathisanten aus 
der Gegend mit Baseballschlägern den Hof. Es sollte ein 
Vernichtungsschlag werden. Sie zerschlugen die Fenster- 
scheiben, zerstörten ein Auto und verletzten drei Jugend- 
liche. 

Zwei Verdächtige, von denen die Polizei auch weitere Na- 
men erfuhr, wurden festgenommen. Die Straftat wird als 
versuchter Mord gewertet. Die Polizei, die die Gegend um 
das Dorf Magdala verstärkt kontrollieren will, um einen 
weiteren Überfall auf die WG zu verhindern, machte kei- 
nen Hehl daraus: eine Art stiller Akzeptanz der Aktion be- 
stand zumindest unter gewissen Teilen der Dorfbewohner. 
Die vier aus der WG wollten nicht länger wohnen bleiben 
und räumten den Hof. (Thüringer Landeszeitung, 18.6.) 


Nordhausen 

Bei einem Stadtfest wurde in der Nacht zum 15.6. eine 
Gruppe junger Übersiedler von etwa 20 Jugendlichen mit 
Messern, Biergläsern und Fußtritten angegriffen. Fünf 
Übersiedler erlitten Verletzungen, einer mußte wegen ei- 
ner Stichverletzung in der Brust zur Notoperation ins 
Krankenhaus. Die Polizei ermittelte drei Tatverdächtige 
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und ging von einem rechtsradikalen Hintergrund aus. 
(Frankfurter Rundschau, 17.6.) 


Dingelstädt 

40 Jugendliche randalierten in der Nacht zum 15.6. in 
dem Ort im Eichsfeldkreis. Sie griffen Passanten an. zer- 
schlugen Dachziegel und Fensterscheiben und grölten na- 
tionalsozialistische Lieder und Parolen. Dabei wurden 
fünf Personen verletzt. Die Polizei stellte Kleidungsstücke 
mit Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen, 
zwei Reichskriegsflaggen, verschiedene gefährliche Ge- 
genstände und umfangreiches Propagandamaterial sicher. 
(Frankfurter Rundschau, 17.6.) 


Jena 

Der Jenaer Stadtjugendpfarrer wurde in der Nacht zum 
8.7. von drei Jugendlichen angegriffen und schwer ver- 
letzt. Dem tätlichen Angriff war ein Streit zwischen Mit- 
gliedern der Jungen Gemeinde und den drei Jugendlichen 
vorangegangen, bei dem die Anwesenden mit Worten wie 
»Auschwitz« und »Vergasen« beschimpft wurden. Die 
Polizei ermittelte wegen gefährlicher Körperverletzung und 
Volksverhetzung, die Beschuldigten bestritten jegliche 
rechtsextreme Äußerungen. Ihre mögliche Mitgliedschaft 
in vier Jenaer Burschenschaften wird noch überprüft. (Thü- 
ringer Allgemeine, 15.7., epd, 17. 7.) 


Gehlberg 

Die Einwohner der Gemeinde im Thüringer Wald wehrten 
sich gegen die Aufnahme von 48 Asylbewerbern in ihrem 
Ort und setzten sich für das Bleiben von 80 Aussiedlern 
ein. weil sie mit der Anwesenheit von Asylbewerbern 
Nachteile für den Fremdenverkehr befürchteten. Eine 
Bürgerinitiative protestierte mit 550 Unterschriften. Nach 
Ansicht der Unterzeichner könne es durch mögliche rechts- 
radikale Übergriffe gegen die Ausländer zu einem »nicht 
wiedergutzumachenden Imageschaden« kommen. (Thü- 
ringer Allgemeine, 9.7., taz, Berliner Zeitung, 10.7.) 

In einem ganzseitigen Report geht die taz den Sorgen und 
Ängsten der Einwohner des Ortes nach. Es ist die Angst, 
daß Neonazis von außerhalb anreisen und ein Anschlag 
oder Angriffe auf die Asylbewerber Gehlbergs Ruf ruinie- 
ren könnten. »Die Angst vor den Neonazis, die ist doch 
wirklich berechtigt«, sagten sie. Daß das Dorf sich gegen 
mutmaßliche Straftaten wehren könne, glaubten die Ein- 
wohner nicht. Ende Juli sind die 80 Aussiedler aus der 
ehemaligen UdSSR, die bisher in der früheren Feriensied- 
lung untergebracht waren, ausgezogen und die ersten Asyl- 
bewerber eingezogen. (taz, 30.7.) 


Altenburg 

Nach einem Bericht einer örtlichen Zeitung, der »Öster- 
länder Volkszeitung« vom 19.7., hatten Skinheads in den 
vergangenen Wochen mehrfach ausländische Musiker 
überfallen, die an der Internationalen Musikakademie teil- 
nahmen, die seit sieben Jahren jeden Sommer in Alten- 
burg abgehalten wird. Nahezu täglich seien die Musiker 
von Skinheads angepöbelt worden, vor allem spätabends 
nach den Konzerten oder nach dem Ende der Proben. Da- 
bei kam es fast immer zu Zwischenfällen. So hetzten sie 
am 12.7. eine Gruppe Musiker anderthalb Kilometer von 


einer Gaststätte bis zu ihren Unterkünften. Die Stadtver- 
waltung zeigte sich von den Schilderungen der Zeitung 
überrascht. »Es waren keine Skinheads«, sagte der Spre- 
cher der Stadt. »Das war der Frust von dummen Jungen«, 
die sich abreagiert hätten. Die Täter seien »fast noch Kin- 
der«, und was sich zugetragen habe, sei der »allgemeinen 
Situation in den neuen Ländern zu schulden«. Außerdem 
gebe es doch mittlerweile in jeder deutschen Stadt eine 
rechte und eine linke Szene. 

Die Festival-Organisation erhob den Vorwurf, daß Polizei 
und Stadtverwaltung die Vorfälle abgewiegelt hatten. Die 
Stadt fürchtete wegen der Überfälle um ihren Ruf und ein 
vorzeitiges Ende der Sommerakademie. Es wurden Ab- 
sprachen mit der Polizei getroffen, um künftig die Sicher- 
heit der Musiker zu gewährleisten. (Thüringer Landeszei- 
tung, 21. 7., Frankfurter Rundschau, 22.7. 


Suhl 
Im Zentrum der Stadt zwischen den Geschäften treffen 


sich seit vielen Jahren die »Bunten«, die Punks. Mit ihrem 
schlechten Image, ihrem auffälligen Aussehen und ihren 
Hunden verschrecken sie die Einwohner, fürchten die Ge- 
schäftsleute. Selbst wenn die Jugendlichen nur friedlich 
ihr Bier trinken, allein durch ıhre Präsenz stören sie. Sie 
sind unerwünscht, entsprechen nicht den traditionellen 
Vorstellungen von Ordnung, Fleiß, Sauberkeit und Anpas- 
sung. Nicht nur in den Straßen der Stadt, auch in den 17 
Suhler Jugendklubs finden sie nachmittags keinen Einlaß. 
Angesichts dieser Tatsache bleibt die Frage nach einer 
Treffpunktalternative bestehen, zumal das Jugendamt den 
klaren Vorstellungen der auf der Straße lebenden Punks 
nach einer Räumlichkeit auch mit Übernachtungsmög- 
lichkeit ablehnend gegenübergetreten war. (Freies Wort, 


2.8.) 


Aus dem Thule-Netz 


Auswahl und Kommentar: Dierk Borstel 


In dieser Rubrik werden wieder O-Ton-Mails aus dem 
rechtsextremen Thule-Netz und anderen elektronischen 
Netzen und Boxen als Zeitdokumente veröffentlicht. 

Durch eine Veröffentlichung des CHIP Computermaga- 
zins, Ausgabe 3/1997 (München) wurde das Thule Netz 
einer breiteren Öffentlichkeit bekannt und sorgte auch im 
Thule-Netz selber für eine an- und aufgeregte Diskussion. 


Ein Beispiel: 


Date: 20 Apr 1997 00 : 00 : 00 +0000 
From: Widukind@propaganda.thule.net 
Newsgroups: thule. t.publik.zeitschrift 
Subject: Braune Socken (war: CHIP) 


Hallo, und Heil Euch! 

Die Chip hat ja gemeint, uns mit dem Artikel »Braune 

Socken« bloßstellen zu müssen. 

Nun ist auf der Internet- Seite der CHIP was ganz Dum- 

mes passiert. Ich zitiere mal aus der Ausgabe 5/97 Seite 8: 
-schhipp————— 


*Manipulierten Neonazis CHIP-Artikel im Internet?* 
Derzeit kursiert im Internet ein gefälschter CHIP-Artikel 
über die Aktivitäten deutscher Neonazis. Den Originalbei- 
trag über Neonazis unter dem Titel »Braune Socken« 
(CHIP-Heft 3/97) hat CHIP ins Internet gestellt. Unbe- 
kannte haben dieses Dokument manipuliert und den Na- 
men eines Neonazis gegen den eines Unbeteiligten ausge- 
tauscht. Seitdem führt dieser Beitrag in zahlreichen Inter- 
net Newsgruppen zu Verwirrung. Unklar ist derzeit, ob 
diese Fälschung gezielt aus der rechtsextremen Szene lan- 
ciert wurde. In einer weiteren Falschmeldung wird berich- 
tet daß gegen Chip eine einstweilige Verf*gung wegen Ver- 
leumdung erlassen worden sei. Die CHIP-Redaktion stellt 
klar: Es gibt keine eintweilige Verfügung noch sonstige 
Verfahren gegen CHIP. 
Das Opfer, der Rüsselsheimer Geschäftsmann Rainer 
Benda, Betreiber eines Computerversandhandels, erleidet 
durch die Falschmeldung massive wirtschaftliche Nach- 
teile. Kunden boykottieren sein Unternehmen und stornie- 
ren Aufträge. Der Unternehmer war nach eigenen Aussa- 
gen vor zwei Jahren schon einmal Opfer einer Verleum- 
dungskampagne; auch damals habe man ihn in die braune 
Ecke gestellt. Mittlerweile ermittelt die Polizei in dieser 
Sache. Die Nachforschungen nach den Urhebern der Fäl- 
schungen erweisen sich aber als schwierig. Die Täter blei- 
ben anonym: Sie haben sich einer »erfundenen« E-Mail- 
Adresse bedient. 

Schhapp —— 
Da lacht das Herz. Ärgerlich (und zu Verurteilen) wäre 
nur, wenn der Betroffene tatsächlich unschuldig im politi- 
schen Sinne ist. 
Der CHIP jedoch g«nne ich diese Schlappe. 
MkG - Widukind 
— Braunpunkt v8.8 
* Origin: Freiheit fuer Erich Priebke! (90 : 900/60.11) 


Das Thule-Netz ist nicht jedem offen. Insbesondere die 
führenden Kader diskutieren meist im Geheimen. Glänz- 
lich unerwünscht sind politische Gegner: 


Betreff: Re: An der Online-Front 

Datum: Mo 04.08. 97, 05 : 30 (erhalten: 07. 08. 97) 
## Ursprung:/NLN/N/KOORD/POINTS 

## Ersteller: Friedrich@90 : 900/23.6 


Moin Joschi! 

J> Ein »Vertreter der anderen Feldpostnummer« ist mit 
der Frage ‚ob er hier mitdiskutieren dürfe, an uns heran- 
getreten. wie Willi, Heidi u. Axel rede - unser zukünftiger 
Diskussionspartner hat ein ganz anderes Kaliber. 


Nix da. Sobald irgendein antifaschistisch-kriminelles Ele- 
ment in einem nationalen Netzwerk anklingelt machen 
alle gleich Männchen oder was? 

Verfahre so, wie es im umgekehrten Fall bei den roten Ver- 
brechern gehandhabt wird, wenn sich ein nationaler 
Mensch dort anmelden würde! 

Ts, ts. ts. Vermutlich der beschnittene Gvsi oder was? 


Friedrich 
## CrossPoint v3.11 ## 
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u en 


Im Thule-Netz erscheinen jedoch auch Artikel mit höhe- 
rem Niveau. Beliebtes Thema der vergangenen Monate 
waren die Diskussion um den Euro und die EU als euro- 
päisches Zukunftsobjekt, welches von den Rechten in sei- 
ner Gesamtheit abgelehnt wird. 


Absender: tizzy@kawumm. x.free.de (Tizzy) 

Betreff: Abfluss des Kapitals 

Datum: Mo 22. 09. 97, 00 : 00 (erhalten: 25. 09. 97) 
## Ursprung:/thule/t/publik/jf 

## Ersteller: Meerbach@widerstand.thule.net 


EU-Zahlungen: Zweifelhafter Nutzen f*r Deutschland 
*Abfluß des Kapitals* 
von Thomas Laake 


In schöner Regelmäßigkeit erscheint das Thema »Deut- 
sche Zahlungen an die Europäische Union (EU)« auf der 
politischen Tagesordnung. Erst vor kurzem war es mal 
wieder soweit. Einträchtig forderten sowohl der Finanz- 
minister als auch die Finanzexperten der SPD eine Redu- 
zierung der deutschen Zahlungen an die Europäische 
Union. Dabei ist die politische Diskussion über die Redu- 
zierung der deutschen Zahlungen an die EU heuchlerisch; 
das Problem ist der Politik seit langem bekannt. Doch 
außer viel Gerede ist bislang nichts passiert. Der einzige 
Unterschied zu früheren Zeiten besteht darin, daß die Be- 
nachteiligung Deutschlands bei der EU-Finanzierung nun- 
mehr von der Politik nicht mehr geleugnet wird. Weil nun 
in der Diskussion über die deutschen Zahlungen an die 
EU allerlei Unwahrheiten, Halbwahrheiten und falsche 
Fakten auftauchen, tut Aufklärung Not. Dazu soll die nun- 
mehr beginnende JF-Serie einen Beitrag leisten. Beschäf- 
tigt man sich mit den deutschen Transferleistungen an die 
EU, ist es unerläßlich, sich zunächst den Haushalt der EU 
genau zu betrachten. Der Gesamthaushalt der EU umfaßt 
die Einnahmen und Ausgaben der EU, der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) sowie die der 
Europäischen Atomgemeinschaft (EAG) mit Ausnahme 
derjenigen der Versorgungsagentur und der »Gemeinsa- 
men Unternehmen«. Auch die operativen und die Verwal- 
tungsausgaben, die aus der Zusammenarbeit im Rahmen 
der EU in den Bereichen der gemeinsamen Außen- und Si- 
cherheitspolitik, Justiz und Inneres folgen, gehen zu La- 
sten des Gemeinschaftshaushaltes. Die sogenannten Ei- 
genmittel bilden die Einnahmen der EU. Diese setzen sich 
zusammen aus: Agrarabschöpfungen, Zöllen, Mehrwert- 
steuer-Eigenmitieln (MWSt), Bruttosozialprodukt-Eigen- 
mitteln (BSP) und sonstigen Einnahmen. Grob geschätzt 
lassen sich die Einnahmen gegenwärtig folgendermaßen 
unterteilen: MWSt-Eigenmittel rund 51 Prozent, BSP-Ei- 
genmittel zirka 28 Prozent, orginäre Einnahmen rund 20 
Prozent; der Rest von etwa ein Prozent entfällt auf ver- 
schiedene Einnahmen. Der Gesamthaushalt der Union ist 
in den beiden letzten Jahrzehnten durch einen starken An- 
stieg seines Volumens gekennzeichnet. Im Zeitraum von 
1973 bis 1981 war die jahresdurchschnittliche Wachs- 
tumsrate mit rund 23 Prozent extrem hoch. In der zweiten 
Hälfte der 80er Jahre waren die Zuwächse zwar nicht 
mehr so hoch, sind jedoch seit 1991 wieder sehr beträcht- 
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lich. In diesem Jahr hat der Haushalt der EU ein Volumen 
von rund 174 Milliarden DM. Der Schwerpunkt der Aus- 
gaben liegt nach wie vor bei den Agrarausgaben. Mit rund 
39 Milliarden ECU machen die Marktordungsausgaben 
knapp 48 Prozent der Gemeinschaftsausgaben aus. Der 
Anteil der Marktordnungsausgaben soll nach der finanzi- 
ellen Vorausschau der EU bis 1999 weiter gedrosselt wer- 
den. Die Marktordnungsausgaben kommen zuvorderst 
den nördlichen Agrarstaaten der EU (Frankreich, Bel- 
gien, Niederlande, Irland und Dänemark) zugute. Den 
zweitgrößten Politikbereich stellt die Strukturpolitik der 
Union dar, deren Ziel es ist, den wirtschaftlichen und so- 
zialen Zusammenhalt der Union zu stärken sowie den Ab- 
stand zwischen den verschiedenen Regionen und den 
Rückstand der am stärksten benachteiligten Gebiete zu 
verringern. In diesem Jahr werden etwa 32 Prozent für die 
Strukturpolitik aufgewendet. Ihr soll künftig eine weiter 
steigende Bedeutung zukommen. Von den Strukturfonds- 
mitteln profitieren in erster Linie die wirtschaftsschwa- 
chen Mitgliedsstaaten, zum Beispiel Spanien und Portu- 
gal. Die Übrigen 20 Prozent der Ausgaben verteilen sich 
zu etwa gleichen Teilen auf die Bereiche Inneres, Äßderes, 
Verwaltung und Reserven. Wie sich der EU-Haushalt bis 
zum Jahr 1999 entwickeln wird und was dies für Deutsch- 
land bedeutet, betrachtet die *junge freiheit* im nächsten 
Beitrag, der in der kommenden Ausgabe folgt. 


— CrossPoint v3.02 
* Origin: Tibet den Tibetern (90 : 900/1.94) 
## CrossPoint v3.11 ## 


An diesem Beitrag ist neben der Werbung für die »Junge 
Freiheit« insbesondere das Europabild des Herrn Laake 
interessant. Immer, aber auch wirklich immer kommt sein 
geliebtes Deutschland zu kurz: alle profitieren von der 
EU, nur sein Heimatland nicht. Welch Bild des Jammerns! 
Die Abhängigkeit Deutschlands vom europäischen Markt, 
insbesondere seine Exportabhängigkeit, wird dabei selbst- 
verständlich verschwiegen. Nun gut ... 

Wenden wir uns aktuellen Themen zu: Den Ausschreitun- 
gen »gegen« Bundeswehrsoldaten: 


Absender: tizzy@kawumm. x.free.de (Tizzy) 
Betreff: Ausländer gegen BW-Soldaten 

Datum: Fr 17.10.97, 00 : 00 (erhalten: 22. 10.97) 
## Nachricht am 22. 10. 97 archiviert 

## Ursprung:/thule/t/aktuell/nachricht 

## Ersteller: Freki@propaganda.thule.net 


Seid gegrüßt, Kameradinnen und Kameraden! Man stelle 
sich vor, deutsche Gäste würden in der Türkei türkische 
Soldaten anpöbeln, beleidigen und angreifen. Die berech- 
tigte Reaktion wäre deutlich und kompromißlos. Nicht so 
hingegen in der BRD, in der die Armee immer mehr ein 
staatlich verordnetes Schattendasein zu führen hat. 

Hierzu ein Bericht über den Alltag bei der Panzerbrigade 
2] in Augustendorf. 

Autor: 

Titel: Freiwild für Ausländer? 

Quelle: Deutsche Wochenzeitung, Nr. 42/1997 vom 
10. 10. 1997 
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- Beginn Textzitat 
Schnell rauscht der Blätterwald der Meinungsindustrie, 
wenn Ausländern hierzulande auch nur ein Haar ge- 
krümmt werden könnte. Vor allem, wenn Bundeswehrsol- 
daten in Auseinandersetzungen verwickelt sind, garantie- 
ren antideutsche Schreiberlinge gigantische Schlagzeilen 
Über »Ausländerfeindlichkeit«. In Wahrheit ist gerade in 
bezug auf Bundeswehrsoldaten die Realität einmal mehr 
völlig anders gelagert. Denn nicht nur Pöbeleien, sondern 
auch tätliche Übergriffe von Ausländern auf deutsche Sol- 
daten gehören längst zum Alltag. Nach neuerlichen Über- 
griffen hat der Kommandeur der Panzerbrigade 21 in der 
Generalfeldmarschall-Rommel Kaserne in Augustendorf, 
Oberst Dieter Löchel, seine Soldaten angewiesen, Über- 
griffe von vorwiegend türkischen Jugendlichen sofort zu 
melden. Man fragt sich: Wie wurde das eigentlich vorher 
gehandhabt? Laut Löchel handelt es sich bei den Angrif- 
fen nicht um Einzelfälle. So sei in Detmold einem Deut- 
schen das Ohr abgeschnitten worden. Täter: Eine »Tür- 
ken-Gang«. In Pivitsheide sei ein Bundeswehrsoldat von 
einem Auto massiv verfolgt worden. Der Rekrut habe sich 
nur durch einen Sprung in einen Graben retten können. 
Am Steuer: Ausländer. Auf dem Bahnhof von Detmold 
wurde ein Bundeswehrsoldat als Mörder beschimpft und 
dann in den Magen getreten. Verfahren eingestellt. 
Übergriff von ausländischen Jugendlichen auf drei Bun- 
deswehrsoldaten auch in Augustendorf: Ein 21jähriger 
Soldat, der in der Rommel-Kaserne stationiert ist, erlitt 
nach Faustschlägen Verletzungen. Täter: Vier Türken. Die 
Ermittlungen dauern an. Oberst Löchel: »Uns werden im- 
mer mehr Beschimpfungen und Angriffe bekannt. Ich rate 
meinen Soldaten: Seid nach dem Verlassen der Kaserne 
selbstbewußt und bringt jeden Vorfall zur Anzeige.« Zum 
Vergleich: Als im März dieses Jahres fünf Bundeswehrsol- 
daten als Reaktion auf einen Überfall wenige Tage zuvor 
drei ausländische Jugendliche stellten und es zu einer 
Auseinandersetzung kam, wurden die Soldaten wegen ge- 
fährlicher Körperverletzung zu Haftstrafen zwischen sechs 
und 14 Monaten verurteilt und dazu unehrenhaft aus der 
Bundeswehr entlassen. Im Interesse auch der großen Mehr- 
heit hier lebender anständiger und fleißiger Ausländer 
hilft es nicht weiter, Übergriffe auf Bundeswehrsoldaten, 
wie überhaupt das Ausmaß der Ausländerkriminalität zu 
verschweigen. Im Interesse eines friedlichen Miteinanders 
ist es vielmehr, ausländische Kriminelle konsequent zu 
verfolgen und schließlich auszuweisen. 
- Ende Textzitat — — ——- 
Mit kameradschaftlichem Gruß 
Freki 
__ CrossPoint v3.02 
* Origin: ... immer dicht an Odins Seite (90 : 900/60.10) 


## CrossPoint v3.1 1 ## 


Zum Dauerbrenner mutiert: die Wehrmachtsausstellung, 
diesmal die Ereignisse in Marburg: 


Betreff: Die Fratze des Terrors 

Datum: Mo 22. 09. 97, 00 .: 00 (erhalten: 25. 09. 97) 
## Ursprung:/BBB@P124.ZER 

## Ursprung: /thule/t/publik/jf 

## Ersteller: Meerbach@widerstand.thule.net 


Wehrmachtsausstellung: Linke Gewalt tobte sich hem- 
mungslos aus 

*Die Fratze des Terrors* 

von Arne Schirmer 


Die Ausstellung »Vernichtungskrieg — Verbrechen der 
Wehrmacht« gastiert seit vorigen Freitag in Marburg an 
der Lahn, wo das linke Prestigeprojekt mit einer Rede des 
ehemaligen SPD-Vorsitzenden Hans-Jochen Vogel eröff- 
net wurde. Vor dem Ausstellungsgebäude verteilten rund 
20 Personen Flugblätter, auf denen die hinlänglich be- 
kannten Argumente gegen die Geschichtsklitterung zu- 
sammengefaßt waren. Für den Sonntag war eine Gegen- 
demonstration der »Fördergemeinschaft für Soldatenver- 
bände Marburg/Biedenkopf« geplant, bei der an einem 
Denkmal in der Biegenstraße ein Kranz für die Gefallenen 
niedergelegt werden sollte. Als dann der DGB eine Gegen- 
demonstration ankündigte, wurden beide Veranstaltungen 
wegen Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und be- 
fürchteten Ausschreitungen verboten. Nun sprang der 
»Republikanische Hochschulverband« (RHV) in die Bre- 
sche und klagte ebenso wie der DGB gegen das Verbot, 
das noch am Freitag vom Verwaltungsgericht Gießen auf- 
gehoben wurde. In der linken Hochburg Marburg, in der 
die PDS im Stadtrat sitzt, passierte nun das, was man bei- 
nahe erwartet hatte. Die linken Demonstranten waren zu- 
erst da und machten den Zugang zum Denkmal in der Bie- 
genstraße unmöglich. Der DGB blamierte sich mit seiner 
Gegenveranstaltung bis auf die Knochen, unter roten So- 
wjet- und DKP-Fahnen sangen Punker und Autonome die 
Internationale. Die anachronistisch wirkende linke Revo- 
luzzerromantik kippte in Sekundenschnelle in Gewalt- 
tätigkeit um. Ein Deutscher und ein Amerikaner, die der 
rechten Szene zugerechnet werden, wurden von Autono- 
men überfallen und mit Schlagstöcken niedergeknüppelt. 
Während der Deutsche ins Krankenhaus eingeliefert wer- 
den mußte, hielt der Amerikaner trotz blutverkrustetem 
Gesicht und blutbespritztem Pullover ein Schild mit der 
Aufschrift *«Greuelpropaganda ist Seelenvergiftung«* in 
die Höhe. Die Veranstaltung des RHV wurde dann mit 
rund 50 Teilnehmern in einem von der Polizei freigesperr- 
ten Straßenabschnitt nahe der Biegenstraße abgehalten. 
Der stellvertretende Bundesvorsitzende der Republikaner, 
Hans Hirzel, im Dritten Reich Mitglied der Widerstands- 
gruppe »Weiße Rose«*, hielt eine nachdenklich stim- 
mende Rede. »Es ist gut, daß die heutige Gelegenheit, diese 
Worte zu sprechen, einem Überlebenden der *«Weißen 
Rose«* anvertraut wurde, denn wer damals den Weg des 
Widerstandes ging und ihn verantwortungsvoll zu gehen 
versuchte, erfuhr aufs Nachdrücklichste, daß damals in 
der Regel jede Art zu handeln auf schwerste Bedenken 
stieß. Wer dies erlebte, gewann Verständnis für diejenigen, 
die einen anderen Weg gehen zu müssen glaubten.« Die 
Gefallenen ruhten in Frieden, so Hirzel, sie seien »den 
Kämpfen und Irrtümern ihrer eigenen Zeit enthoben und 
erst recht enthoben den Kämpfen und Irrtümern unserer 
Zeit. Schmähungen erreichen Euch nicht, entehrt werdet 
durch Schmähungen nicht Ihr, sondern die, die Euch zu 
schmähen versuchen.« 

Nach Beendigung der Veranstaltung kam es zu weiteren 
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Zwischenfällen. Als drei Mitglieder des RHV dem Hessi- 
schen Rundfunk in einer Gaststätte ein Interview geben 
wollten, schossen Autonome mit einer Gaspistole in die 
Wirtschaft; nur durch den beherzten Einsatz des Gastwir- 
tes wurde die Erstürmung des Lokals verhindert. Auf der 
Straße verletzten die Gewalttäter einen Passanten mit 
Leuchtspurmunition im Gesicht, demolierten mit Pflaster- 
steinen sechs Autos. Ein Wagen wurde in Brand gesetzt 
und brannte völlig aus. 


— CrossPoint v3.02 
## CrossPoint v3.11 ## 


Wo sıch Geschichtsverklitterung und der Kampf gegen 
politische Feinde befindet, ist in rechten Kreisen häufig 
auch der Antisemitismus nicht fern: 


Betreff: ABM für Juden 

Datum: Mo 15. 09.97, 00: 00 (erhalten: 22.09. 97) 
## Ursprung:/thule/t/gesell/allgemein 

## Ersteller: Uwe_Faulenbach@ germania.thule.net 


Grüße Euch Heimatfreunde! Ich denke: Diesen Beitrag 
sollte man sich auf der Zunge zergehen lassen - z. B., wer 
die ach so objektiven Beiträge über die Deutschen als 
Massenmörder in den Medien abfaßt; wer warum und für 
zahllose Holocaust-Gebetsstätten sorgt und welchen Hin- 
tergrund das hat; wer sich über die Idioten von deutschen 
Steuerzahlern lustig macht und warum; wie man Juden- 
mörder in deutschen Dörfern entdeckt, wo es noch nie ei- 
nen Juden gab usw. usf. ... ... Ich muß sagen: wenig erfin- 
derisch sind die Damen und Herren nicht. Ob das die 
wichtigen jüdischen Beiträge für Deutschland sind, von 
denen der Erlkönig immer so vollmundig schwärmt? 


AJW vom 4.9. 1997 Titelseite: 


Jüdische Geistesarbeiter aller Bundesländer, verbreitet 
euch in die Provinz — so könnte als Kurzformel der Lö- 
sungssatz lauten, der uns vor einer drohenden jüdischen 
Akademikerarbeitslosigkeit rettet. Denn wenn auch jede 
Jüdische Mutter von »Mein Sohn, der Doktor« träumt, der 
Arbeitsmarkt ist dicht. Und war bisher egal ob Mediavist 
oder Weichtierpalöontologe, im Notfall stets ein Job bei 
irgendeiner jüdischen Gemeinde drin, weil man halt Iwrit 
sprach und beim Lecha Dodi nicht aus dem Takt kam, so 
sind die Gelder auch bei Juden mittlerweile knapp gewor- 
den. Auch die traditionellen Ausweichmöglichkeiten sind 
verstopft. Jede öffentlich-rechtliche Landesrundfunkan- 
stalt hat inzwischen ihren Quotenjuden, der die klassi- 
schen Themen besetzt hat: »Auschwitz macht bei uns im- 
mer der Herr Sowieso!« Doch Rettung naht: Denn nicht 
bloß in Berlin und Frankfurt gibt es den Trend zum jüdi- 
schen Museum. In fast jedem Dorf hat mittlerweile schon 
ein Hobbyhistoriker, meist der örtliche Studienrat, ein 
Buch geschrieben »Jüdische Mitbürger in XYZ von 1700 
bis 1939«. Von da bis zum Museum ist es nicht weit. Sicher 
findet sich jemand, dessen Großvater 1938 »nur damit das 
nich unter de Rader kommt« den gerade über die Straße 
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getriebenen »jüdischen Mitbürgern« die Bude leergeräumt 
hat, darunter —- »wie sollte isch dat denn wissen« - ein 
paar wertvolle Gemälde. Diese Bilder werden dann in ir- 
gendeinem leerstehenden Gebäudeteil der Volkshoch- 
schule aufgehängt, ein paar Möbel dazu, eine Menora auf 
den Tisch, Fotos rausgekramt: »Das hier. das ist die Fami- 
lie Schlesinger, ja, die kannten wir gut, die waren dann auf 
einmal fort, möcht’ wissen, was wohl aus denen geworden 
ist« — fertig ist die Dauerausstellung des Heimatmuseums 
»Judische Mitbürger in XYZ«. Eine tolle Arbeitsbeschaf- 
Jungsmaänahme, (allgemein als »ABM« bekannt) für 
einen Quotenjuden, der dann auch noch den Katalog - ge- 
fördert von der örtlichen Sparkasse - verfassen kann. Au- 
perdem darf er einmal im Jahr, zur Woche der Brüderlich- 
keit, zusammen mit der Blaskapelle vom Heimatverein 
Schwarz-Weiß-Rot ein Musikfestival mit Workshop »Kles- 
mer für Anfänger« veranstalten. Zu diesem Festival findet 
natürlich auch eine Podiumsdiskussion statt, unter dem 
beliebten Motto »Das Geheimnis der Versöhnung heißt 
Erinnerung«. So könnte jeder jüdische Hochschulabsolvent 
geisteswissenschaftlicher Richtung endlich eine Planstelle 
ergattern, statt als Aushilfskraft in Onkel Moisches 
Schmattesladen mühselig seinen Lebensunterhalt bestrei- 
ten zu müssen. Das einzige Problem ist, daß selbst auf 
dem Versöhnungs- und Erinnerungsarbeitsmarkt die Kon- 
kurrenz inzwischen gnadenlos geworden ist. Denn es gibt 
nicht nur arbeitslose jüdische Akademiker, sondern auf 
diese Art Jobs sind auch eine Unzahl hoch(philosemi- 
tisch)motivierter Judaisten christlichen Glaubens ambi- 
tioniert. Und wenn natürlich auch für Betreiber lokaler 
jüdischer Museen ein echter Jude als Ausstellungsleiter 
das non plus ultra wäre — wer wird sich trauen, die Aus- 
schreibung so zu formulieren: Bei gleicher Qualifikation 
werden *BewerberInnen* jüdischer Konfession bevorzugt« ? 


Mit Grüßen an die Gojims von 
Zweistein 


Glosse 


Was wir gut meinten 
Britta Kollberg 


Zur »Woche der ausländischen Mitbürger« 1997 in Dessau 
Political correctness will gelernt sein. Die vollständige Auf- 
zählung aller (und aller Innen) ist dazu der erste Schritt. 
Vorsichtige Wortwahl der zweite. Mißverständnisse sind 
da nicht ausgeschlossen ... 


»Auf dem Rathausplatz wird ... durch den Markt der 
Möglichkeiten auf die Problematik der Initiativgruppen 
und Verbände aus der Menschenrechts-, Ausländer-, 
Flüchtlings-, Europa-, Aussiedler- und der interkulturellen 
Arbeit hingewiesen.« 


Mancherorts ist man eben noch immer nicht ganz sicher, 
wer die Probleme hat und wer sie macht. Die in Frage 
kommenden Gruppen sind jedoch schon klar und deutlich 
abgrenzbar — auch und gerade in der »Toleranz-Woche«: 


„Im Foyer des Rathauses stellen sich zwei Ausstellungen 
‚Ausländer in Deutschland« und »Wir und Ausländer« vor.« 


Was sich in den Medien eher skurril liest, äußert sich in 
der Praxis so: In Roßlau, einer kleinen, engagierten Ge- 
meinde nicht weit von Dessau, mußte man 1996 feststel- 
len, daß die Asylbewerber aus dem nahegelegenen Heim 
trotz Einladung nicht zur »Woche« kamen. Schade eigent- 
lich! Aber vielleicht nicht ganz überraschend? 

Das betrifft natürlich nicht allein Roßlau, sondern die bun- 
desweite Institution »Woche der ausländischen Mitbür- 
ger« allgemein. Oder wie würden Sie den Tag des Lehrers 
oder den Kindertag vorbereiten — und welche Rolle wür- 
den Kinder, Lehrer und Schüler dabei spielen? 

Dieses Jahr jedenfalls hat die Gemeinde Roßlau ein paar 
größere Aktivitäten in einen anderen als den bundesweiten 
Zeitraum gelegt und verschiedene Angebote im Ort ge- 
streut. Es gibt Ideen und Vorbereitungen zu langfristigen 
alltagsverändernden Projekten. Und da schauten dann im 
Oktober auch einige der Asylbewerber und Aussiedler im 
Jugendzentrum vorbei, um zu sehen, was in der Roßlauer 
„Woche« so lief. 

(Zitate aus der Mitteldeutschen Zeitung vom 27.9. 1997) 


Scholle bleibt Scholle 


Bren Trebitsch 


Die folgende Meldung hat in der Redaktion eine Diskus- 
sion darüber ausgelöst, ob-sie in die Chronik gehört oder 
nicht. 

Am 13.4.1997 erwarteten UfologInnen in einem Garten 
im sächsischen Seifhennersdorf die Ankunft eines Raum- 
schiffes. Unter den zahlreichen Schaulustigen befand sich 
auch eine Gruppe Jugendlicher, die durch Randale und 
Rufe wie »Deutschland den Deutschen, Außerirdische 


raus!« auf sich aufmerksam machte. Die Jugendlichen 
wurden von der Polizei festgenommen. (BILD, 14.4.) 
Manche sammeln Feindbilder wie Kinder Lackbilder für 
ihre Poesiealben. Ich würde es momentan jedenfalls ver- 
meiden, von traditionellen Verkehrsmitteln auf zukünftige 
umzusteigen. 


Hinweise und Empfehlungen 


Computerspiel 


Das Computerspiel »Bren! Der Auftrag« ist ein Projekt 
der Regionalen Arbeitsstelle für Ausländerfragen, Jugend- 
arbeit und Schule Berlin. 

»Erde, 23. Jahrhundert. Der Alltag in dieser fernen Zu- 
kunft ist eigentlich nicht besonders erwähnenswert. Man 
hat Freunde, lernt, arbeitet, trifft sich. Natürlich haben 
sich die Lebensumstände rasant verändert. Die technische 
Entwicklung erlaubt es, Dinge zu tun, von denen man im 
vergangenen Jahrtausend bestenfalls träumen konnte. 

Die achtzehnjährige Bren Tspi bekommt den Auftrag, ei- 
nen Mord in der ehemaligen »Zone« aufzuklären. Diese 
»Zone« entstand vor zwei, drei Generationen, weil es 
Gründe gab, sich vor »denen da draußen« zu schützen. 
Obwohl in der Zwischenzeit von einer Bedrohung keine 
Rede mehr sein kann, merkt Bren, daß irgendetwas mit 
den Leuten in der »Zone« nicht stimmt.« 

Dieses Spiel ist für zwölf- bis sechzehnjährige Jugendli- 
che geeignet. Die vier Disketten sowie eine Begleitbro- 
schüre, Interkulturelle Beiträge 23, können zum Preis von 
35,00 DM bezogen werden bei 


Regionale Arbeitsstelle für Ausländerfragen, 
Jugendarbeit und Schule Berlin 
Schumannstr. 5 

10117 Berlin 

Telefon (030) 282 30 79 


In der Reihe »Interkulturelle Beiträge Jugend & Schule« 
ist die Nummer 1 mit dem Titel: »Willkommen im Club« 
erschienen, herausgegeben von der Regionalen Arbeits- 
stelle für Ausländerfragen, Jugendarbeit und Schule Ber- 
lin. Die Broschüre kostet 6,00 DM zuzüglich Porto. 


Projekt gegen rechte Gewalt 


Fremdenfeindliche Übergriffe rechtsextrem orientierter 
Jugendlicher gehören zunehmend zum Alltagsgeschehen 
in vielen Kommunen Brandenburgs. Dem setzt das Mo- 
bile Beratungsteam Brandenburg (MBT) gezielte Aktio- 
nen entgegen, die vom »Feuerwehreinsatz« in Notlagen 
bis hin zur Sozial- und Bildungsarbeit sowie politischen 
Veranstaltungen reichen. Grundsätze des MBT sind dabei 
die Arbeit vor Ort und eine konzeptionelle Offenheit, um 
auf die jeweilige Situation reagieren zu können. Die dabei 
gesammelten Erfahrungen sind in der Broschüre mit dem 
Titel »MBT - ein Projekt gegen rechtsextreme Gewalt« 
zusammengefaßt, erschienen in der Schriftenreihe »Inter- 
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kulturelle Beiträge« 27, herausgegeben von den Regiona- 
len Arbeitsstellen für Ausländerfragen, Jugendarbeit und 
Schule Brandenburg e. V. Die Autoren Hans-Jürgen Leh- 
nert und Bernd Wagner berichten über die Erfahrungen, 
Analysen und Perspektiven der Jugend- und Sozialarbeit 
in Brandenburg. 

Die Broschüre ist zu beziehen beim Zentrum Demokrati- 
sche Kultur, Rechtsextremismus, Jugendgewalt, Neue 
Medien, Schumannstr. 5, 10117 Berlin, Telefon (030) 
282 96 27. 


Bernd Wagner 

Der Rechtsextremismus in den neuen Bundesländern und 
die Formierung eines soziokulturellen Blocks. Ein Gut- 
achten im Auftrag der Freudenberg Stiftung. Berlin 1997. 
Bezug: Zentrum Demokratische Kultur. 


Literaturhinweise 


Studien 

In der Reihe Freudenberg Stiftung informiert ist erschienen: 
Beate Winkler (Hrsg.): Die Täter-Opfer-Falle 
Journalisten und Psychoanalytiker im Gespräch über 
Rechtsradikalismus und Fremdenfeindlichkeit. Konzepte 
und Erfahrungen. Dokumentation eines ungewöhnlichen 
Projekts. 

Die Studie kann bezogen werden bei der 

Freudenberg Stiftung 

Freudenbergstr. 2 

69469 Weinheim/Bergstraße 

Tel. 06201/17498 

Fax/13262 


Hans Nicklas, Änne Ostermann, Christian Büttner: »Vater- 
los, gottlos, arbeitslos — wertlos?« Studie zum Problem der 
Jugendgewalt und mögliche Präventivstrategien. 
Hessische Stiftung Friedens- und Konfliktforschung, 
HSFK-Report 4/1997 

Auszug aus der Studie in: Frankfurter Rundschau, 13.9. 97 


Presseartikel 


Jenseits der kapitalistischen Modernisierung. Der Sozial- 
wissenschaftler Helmut Dubiel plädiert für einen radika- 
len Schub zur Demokratisierung der Demokratie. Doku- 
mentation eines Essays aus der Zeitschrift Merkur, 
Nr. 582/583, 1997 

In: Frankfurter Rundschau, 23.9.97 


Horst Viehmann: Wie die Forderung nach härteren Strafen 
als Beruhigungspille dient. 

Über Jugendkriminalität in Deutschland und die irrational 
geführte Debatte. 

In: Frankfurter Rundschau, 9.9.97 


Andreas Juhnke: Wie eine Kopie aus »Taxi Driver«. Kay 
Diesner steht in Lübeck vor Gericht — ein kaputter Typ, 
zusammengehalten von einem egomanischen Weltbild. 
In: Berliner Zeitung. 10.9.97 
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Stephan Hebel: Futter für den Stammtisch. Die Dämme 
gegen fremdenfeindliches Denken sind aufgeweicht: ein 
Brief aus der CDU. 

In: Frankfurter Rundschau, 11.8.97 


Uwe Kalbe: »Kommt zu uns ins Scharen'« Das Geschäft 
mit der rechten Musik boomt, der Transfer rechter Ideolo- 
gie auch. 

In: Neues Deutschland, 18.8.97 


Heide Platen: »Der Deutsche ist nun einmal so.« In Gehl- 
berg im Thüringer Wald wehren sich die Einwohner gegen 
Asylbewerber. 

In: taz, 30.7.97 


»Die sind total gestört«. Das Geschäft mit rechtsradikaler 
Musik boomt. Bands und Verleger lassen ihre braungetön- 
ten CDs zu zehntausenden im Ausland herstellen. Die 
Behörden sind machtlos. 

In: Der Spiegel, Nr. 30/1997, 21.7.97 


Erardo Rautenberg: »Die Möglichkeiten der Behörden sind 
weitgehend erschöpft.« Brandenburgs Generalstaatsanwalt: 
Gesellschaft muß Staat im Kampf gegen rechtsextreme 
Gewalt stärker zu Hilfe kommen. 

Interview von Frank Jansen. 

In: Der Tagesspiegel, 14.7.97 


Heike Kleffner: »Einen Steinwurf entfernt vom unabhängi- 
gen Leben.« Querschnittsgelähmt nach einem rassistischen 
Angriff in Brandenburg: der britische Bauarbeiter Noel 
Martin. 

In: Frankfurter Rundschau, 21.6.97 


Kopien der Presseartikel können im Archiv Rechtsextre- 
mismus angefordert werden. 


Bücher 


Markus Tiedemann: In Auschwitz wurde niemand ver- 
gast — 60 rechtsradikale Lügen und wie man sie widerlegt; 
Verlag an der Ruhr, 1996; 183 S.; 24, 80 DM; ISBN 3- 
86072-275-1 


Klaus Jünschke, Ügür Tekin (Hrsg.): Jugendkriminalität — 
Gegen die Kriminalisierung von Jugendlichen; Kölner Ap- 
pell e. V., 1997; 425 S.; 24,80 DM; ISBN 3-929041-12-x 


Barbara Junge, Julia Naumann, Holger Stark: Rechtsschrei- 
ber —- Wie ein Netzwerk in Medien und Politik an der Re- 
stauration des Nationalen arbeitet; ELEFANTEN PRESS, 
1997, 211 S.;29,90 DM; ISBN 3-88520-621-8 


Sabine Jungk (Hrsg.): Zwischen Skandal und Routine? — 
Rechtsextremismus im Film und im Fernsehen: Schüren — 
Verlag, 1996; 224 S.; ISBN 3-89472-302-5 


Rassismus begreifen — Was ich schon immer über Rassis- 
mus und Gewalt wissen wollte; ACK u.a., 1997, 96 S.: 
8,00 DM 


Rechtsextremistische Bestrebungen in Berlin - Nr. 7/1997; 
Landesamt für Verfassungsschutz (Hrsg.); 220 S. 


Die Titel befinden sich im Bestand der Mediathek der 
RAA und können ausgeliehen bzw. eingesehen werden. 


Im Angebot 


Schriftenreihe des Zentrum Demokratische Kultur, Rechts- 
extremismus, Jugendgewalt, Neue Medien 

Bulletin 1/1997 

Kulturelle Hegemoniebestrebungen Rechtsextremer in der 
Jugendszene. 

Dokumentation; enthält Chronik rechtsextremistischer 
Vorfälle NBL 1996 

5,00 DM + Versandgebühr 


Bulletin 2/1997 

Rechtsextreme Militanz — kulturelle Hegemonie — Rechts- 
extreme in den Neuen Medien; enthält Chronik rechtsex- 
tremistischer Vorfälle NBL Januar bis März 1997 

5,00 DM + Versandgebühr 


Das Bulletin kann bestellt werden beim 

Zentrum Demokratische Kultur, Rechtsextremismus, 
Jugendgewalt, Neue Medien 

Schumannstr. 5, 10117 Berlin 

Telefon +49 (030) 282 96 27 und 2839 15 32 

Fax +49 (030) 23843 03 

RAA-Berlin@t-online.de 
BBB@IPN-B.comlink.apc.org 


Bücher zum Kauf 


Beim Archiv Rechtsextremismus 
Schumannstr. 5, 10117 Berlin 

Telefon +49 (030) 2839 15 32 

Fax 49 (030) 23843 03 

E-mail: BBB@IPN-B.comlink.apc.org 
kann angefordert werden: 


Robert Harnischmacher (Hrsg.): Angriff von Rechts 
24,80 DM + Versandgebühr 6,50 DM 


Norbert Madloch: Rechtsextremismus im Superwahljahr 
12,80 DM + Versandgebühr 6,50 DM 


Stefan Maßner: Rechtsextreme Orientierungen Jugend- 
licher in Ostberlin 
7,00 DM + Versandgebühr 6,50 DM 


Bernd Wagner: Jugend — Gewalt - Szenen 
16,80 DM + Versandgebühr 6,50 DM 


Mike Auerbach: Noheads - Ein Fotobuch 
28,00 DM + Versandgebühr 6,50 DM 


Berichtigung 


Beim Abdruck des Beitrages »Braune Socken« von Frie- 
drich Dorn aus Chip 3/97 im Bulletin 2/97 ist uns ein be- 
dauerlicher Fehler unterlaufen. Auf Seite 28, im Abschnitt 
»Braune Stadtguerilla«, wurde statt Kai Dallek Rainer 
Benda als Thule-Sysop genannt. Wir stellen richtig, daß 
Rainer Benda niemals Thule-Sysop war. Wir entschuldi- 
gen uns bei Rainer Benda. 
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